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15. Landschaftsversammlung Rheinland 
8. Sitzung am 31. März 2023

(Beginn der Sitzung: 10:12 Uhr)

Eröffnung und Begrüßung
Vorsitzende Anne Henk-Hollstein: Liebe Kolle-
ginnen und Kollegen! Sehr geehrte Damen und 
Herren! Ich heiße Sie alle sehr herzlich zur heu-
tigen 8. Sitzung der Landschaftsversammlung 
Rheinland in der 15. Wahlperiode willkommen. 
Ich freue mich ganz besonders, vom Land-
schaftsverband Westfalen-Lippe die neue Erste 
Landesrätin und Kämmerin, Frau Birgit Neyer, 
begrüßen zu dürfen. Herzlich willkommen!

(Allgemeiner Beifall)

Natürlich begrüße ich genauso herzlich unsere 
eigenen Landesrätinnen und Landesräte und an 
der Spitze Frau Landesdirektorin Ulrike Lubek. 
Herzlich willkommen!

(Allgemeiner Beifall)

Ebenso herzlich begrüße ich die Vertreterinnen 
und Vertreter der Medien, und wir bitten – wie 
immer – um wohlwollende Berichterstattung.

Erlauben Sie mir noch einen kleinen persönli-
chen Gruß. Wir haben zwar heute kein Geburts-
tagskind unter uns, aber jemanden, der vorges-
tern Geburtstag hatte. Herzlichen Glückwunsch 
nachträglich, Rolf Fliß!

(Allgemeiner Beifall –
Rolf Fliß, Bündnis 90/DIE GRÜNEN: Vielen Dank!)

Ordnungsgemäße Einberufung
Meine Damen und Herren, liebe Kolleginnen 
und Kollegen, zu dieser 8. Sitzung der 15. Land-
schaftsversammlung Rheinland wurde mit Sch-
reiben vom 17. März 2023 frist- und formgemäß 
eingeladen.

Die Sitzung wurde auf der Internetseite des 
Landschaftsverbandes Rheinland am 17. März 
2023 öffentlich bekannt gemacht.

Entschuldigungen
Die entschuldigten Mitglieder unserer Land-
schaftsversammlung Rheinland sind der Verwal-
tung bekannt; ihre Namen werden dem Protokoll 
beigefügt.
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Ich setze Ihr Einverständnis voraus und benenne 
für die heutige Sitzung Frau Jennifer Glashagen, 
Bündnis 90/DIE GRÜNEN – mir eher unter Volt 
bekannt –,

(Vereinzelt Heiterkeit)

und Frau Larissa Basten, DIE LINKE., als Beisit-
zende.

(Vereinzelt Beifall)

Ich darf Sie bitten, hier neben mir Platz zu neh-
men.

Wie Sie vielleicht schon wahrgenommen haben, 
werden wir heute von Herrn Weiser wieder foto-
grafisch begleitet. Die Fotos dienen dem Land-
schaftsverband auch zu Veröffentlichungszwe-
cken.

Totengedenken
Sofern es Ihnen möglich ist, möchte ich Sie nun 
bitten, sich von Ihren Plätzen zu erheben.
Wir gedenken Herrn Robert Bosch. Er ist am 2. 
März 2023 im Alter von 50 Jahren verstorben.
Herr Bosch war Mitglied der Gruppe FREIE WÄH-
LER und von 2014 bis zu seinem Tod für die Stadt 
Essen als sachkundiger Bürger in den Gremien 
der Landschaftsversammlung Rheinland tätig.
Wir werden dem Verstorbenen ein ehrendes Ge-
denken bewahren.

Vielen Dank, dass Sie sich von Ihren Plätzen er-
hoben haben.

Tagesordnungspunkt 1:
Anerkennung der Tagesordnung

Meine Damen und Herren, Ihnen liegt die 4. ak-
tualisierte Tagesordnung für die heutige Sitzung 
vor.
Ich darf fragen, ob Sie mit der 4. aktualisierten 
Tagesordnung einverstanden sind. – Ich sehe 
keine Wortmeldungen. Dann können wir entspre-

chend der 4. aktualisierten Tagesordnung diese 
Sitzung miteinander abhalten. 

Tagesordnungspunkt 2:
Verpflichtung neuer Mitglieder

Es stehen heute keine Verpflichtungen an.

Tagesordnungspunkt 3:
Umbesetzung in den Ausschüssen

Tagesordnungspunkt 3.1:
Antrag Nr. 15/90 der CDU-Fraktion

Ihnen liegen der Antrag der CDU-Fraktion zum 
Thema „Umbesetzung in den Ausschüssen“ vor.
Gibt es dazu Wortmeldungen? – Herr Noe, Sie 
haben das Wort.

Yannick Niels Noe, AfD: Sehr geehrte Frau Vor-
sitzende! Sehr geehrte Damen und Herren! Ich 
spreche zum gesamten Tagesordnungspunkt 3.
Schon wieder geht es um die von uns gewünsch-
ten Umbesetzungen, und schon wieder zeichnet 
sich ab, dass wir nicht unser Recht bekommen 
werden. Ständig neue Ausreden führen die Par-
teien an, die sich selbst als demokratisch be-
zeichnen, um uns unser demokratisches Recht 
zu verwehren.

Nun also werden Einzelne von uns diffamiert. 
Ganz plump bediente man sich dafür sogar eines 
Artikels eines Praktikanten vom „Kölner Stadt-
Anzeiger“.

(Prof. Dr. Jürgen Wilhelm, SPD: Wenn man nicht 
gewählt wird, wird man nicht diffamiert! Das ist 
nicht automatisch so! Unverschämtheit!)

Andere von uns werden in Ruhe gelassen. Aber 
diese billige Rechnung geht heute nicht auf. Wir 
lassen uns nicht auseinanderdividieren. Wir hal-
ten zusammen.

(Prof. Dr. Jürgen Wilhelm,
SPD: Das haben wir gesehen!)
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Denn wir wissen genau, dass das Recht auf unse-
rer Seite ist. Und wir wissen genau, dass wir die 
einzige Opposition hier im LVR sind.

(Prof. Dr. Jürgen Wilhelm,
SPD: Da müssen wir aber lachen!)

Und genau deswegen versuchen Sie alle, uns 
möglichst viele Steine in den Weg zu legen, und 
dafür ist Ihnen jedes Mittel recht.

(Prof. Dr. Jürgen Wilhelm,
SPD: Was soll das denn heißen?)

Wir möchten Ihnen allen die Möglichkeit geben, 
heute von Ihren demokratischen Rechten auch 
Gebrauch zu machen und vielleicht einmal dem 
undemokratischen Fraktionszwang zu entkom-
men. Folgen Sie Ihrem Gewissen. Wählen Sie 
frei. Um das Verfahren und die Stimmung hier 
heute aufzulockern, haben wir einen Geschäfts-
ordnungsantrag vorbereitet.

(Prof. Dr. Jürgen Wilhelm, SPD: Ein großartiger 
Beitrag! – Paul-Edgar Lenzen, AfD: Frau Vorsitzen-
de!)

Vorsitzende Anne Henk-Hollstein: Zur Ge-
schäftsordnung?

(Paul-Edgar Lenzen, AfD: Ja!)

– Bitte.

(Prof. Dr. Jürgen Wilhelm, SPD: Einer allein kann 
so viel Blödsinn ja gar nicht verzapfen!)

Paul-Edgar Lenzen, AfD: Frau Vorsitzende! Mei-
ne Damen und Herren! Ich stelle hier heute ei-
nen Geschäftsordnungsantrag, und zwar nach § 
20 Abs. 3 der Geschäftsordnung den Antrag auf 
geheime Einzelwahl für alle Umbesetzungen, 
und zwar für die Punkte 3.1, 3.2, 3.3 und 3.4 und 
3.5. – Dankeschön.

Vorsitzende Anne Henk-Hollstein: Das ist ein 
Geschäftsordnungsantrag gewesen. Wird die 
Gegenrede gewünscht? – Das ist nicht der Fall.

(Prof. Dr. Jürgen Wilhelm, SPD: Welch großartige 
Idee! Dann können wir schon mal das Abendessen 
bestellen!)

Dann lasse ich über den Geschäftsordnungsan-
trag abstimmen. Wer ist für den Geschäftsord-
nungsantrag? – Das ist die AfD. Gibt es Enthal-
tungen? – Diese sehe ich nicht. Damit ist dieser 
Geschäftsordnungsantrag abgelehnt, da er nicht 
ein Fünftel der Stimmen auf sich vereinen konn-
te. – Die Juristen an meiner Seite signalisieren 
mir Beratungsbedarf. Ich unterbreche daher die 
Sitzung für zehn Minuten.

(Unterbrechung von 10:22 Uhr bis 10:53 Uhr)

Vorsitzende Anne Henk-Hollstein: Meine Damen 
und Herren! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Wir 
steigen wieder in die Sitzung ein, und zur Sicher-
heit sage ich auch die Uhrzeit: 10:53 Uhr.

(Ralf Klemm, Bündnis 90/DIE GRÜNEN: Fast so
pünktlich wie die Deutsche Bahn!)

Es ist der Geschäftsordnungsantrag auf geheime 
Einzelwahlen gestellt worden, die wir gemäß § 10 
Abs. 4 Landschaftsverbandsordnung in Verbin-
dung mit § 20 Abs. 3 GO durchzuführen haben. Da 
gilt bei Wahlen die Ein-Fünftel-Regelung nicht. 
Insofern haben wir die Tagesordnungspunkte 3.1 
bis 3.5 in geheimer Wahl und in Einzelabstim-
mung pro Gremienumbesetzung durchzuführen. 
Das heißt, die Verwaltung wird jetzt gleich in die 
Vorbereitung von ganz vielen Einzelstimmzetteln 
einsteigen.

So viel zum Verfahren. Das wird jetzt so für die 
Anträge unter den Punkten 3.1 bis 3.5 durchge-
führt werden.
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Ich sehe eine Wortmeldung – ich nehme an, zur 
Geschäftsordnung – von Herrn Boss für die CDU-
Fraktion.

Frank Boss, CDU: Frau Vorsitzende! Meine Da-
men und Herren! Liebe Kolleginnen, liebe Kol-
legen! Für den Antrag Nr. 15/90 unter TOP 3.1 
beantragen wir gebundene Einzelwahl.

Vorsitzende Anne Henk-Hollstein: Danke, Herr 
Boss. – Ich sehe Frau Detjen.

Ulrike Detjen, DIE LINKE.: Sehr geehrte Frau 
Henk-Hollstein! Liebe Kolleginnen und Kollegen! 
Für den Antrag Nr. 15/98 der Linken zu Umbeset-
zungen in Ausschüssen beantragen wir ebenfalls 
gebundene Einzelwahl.

Vorsitzende Anne Henk-Hollstein: Dankeschön. 
– Herr von Kruedener.

Aaron Yannick Baron von Kruedener, Die FRAK-
TION: Sehr geehrte Damen und Herren! Für un-
seren Umbesetzungsantrag – die Nummer habe 
ich jetzt nicht im Kopf – beantragen wir 

(Prof. Dr. Jürgen Wilhelm, SPD: 101!)

auch gebundene Einzelwahl.

Vorsitzende Anne Henk-Hollstein: Das ist der 
Antrag Nr. 15/101.

Das waren drei Geschäftsordnungsanträge. Wird 
die Gegenrede gewünscht? – Spricht etwas dage-
gen, dass ich en bloc darüber abstimmen lasse? 
– Das ist nicht der Fall.

Dann lasse ich über diese drei Geschäftsord-
nungsanträge en bloc abstimmen. Gibt es Ge-
genstimmen? – Enthaltungen? – Dann haben wir 
einstimmig beschlossen, dass in gebundener 
Einzelwahl über diese Anträge abgestimmt wird. 
Das heißt, de facto ist es ein Wahlzettel pro Frak-

tion, aber mit entsprechenden Einzelkennzeich-
nungen für die jeweiligen Gremien.

Damit darf ich Frau Hüllenkrämer und ihr Team 
und Herrn Egyptien bitten, die Wahlzettel vorzu-
bereiten. Das wird sicherlich ein bisschen Zeit in 
Anspruch nehmen, und diese Zeit müssen wir 
der Verwaltung auch geben, damit alles ord-
nungsgemäß läuft. Ich bitte also die Verwaltung, 
entsprechend tätig zu werden.

(Die Stimmzettel werden vorbereitet.)

Ich sehe einen Geschäftsordnungsantrag von 
Herrn Einmahl.

Rolf Einmahl, CDU: Frau Vorsitzende! Liebe Kol-
leginnen und Kollegen! Da der Tagesordnungs-
punkt 3 wegen der technischen Vorbereitungen 
unterbrochen ist, beantrage ich die Änderung 
der Reihenfolge der Tagesordnung und bitte Sie, 
diesem zuzustimmen. Nach § 15 Abs. 1 unserer 
Geschäftsordnung beantrage ich, den Tagesord-
nungspunkt 4 vorzuziehen.

(Beifall von CDU, SPD, Bündnis 90/DIE GRÜNEN, 
FDP, DIE LINKE. und Die FRAKTION)

Vorsitzende Anne Henk-Hollstein: Ich interpre-
tiere das jetzt so, dass Tagesordnungspunkt 4 mit 
allen Unterpunkten gemeint ist.

Wird dazu die Gegenrede gewünscht? – Dann 
lasse ich über diesen Geschäftsordnungsantrag 
abstimmen. Gegenstimmen? – Enthaltungen? 
– Einstimmig so beschlossen. Dann werden wir 
entsprechend verfahren, und die Verwaltung hat 
die Luft und die Zeit, die Stimmzettel vorzube-
reiten.

Tagesordnungspunkt 4:
Nachtragshaushalt 2023

Meine Damen und Herren, zur Beratung des Ta-
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gesordnungspunktes „Nachtragshaushalt 2023“ 
ist folgendes Verfahren vorgesehen:

Zunächst hören wir die Stellungnahmen der 
Fraktionen zum Nachtragshaushalt; das sind die 
Reden der Fraktionen. Zweitens erfolgt die Ab-
stimmung über die Benehmensherstellung; das 
ist der Tagesordnungspunkt 4.1. Drittens kom-
men wir zur Abstimmung über die Sachanträge 
zum Nachtragshaushalt. Viertens erfolgt die Ab-
stimmung über die Nachtragssatzung des LVR 
mit Nachtragshaushalt und sonstigen Anlagen 
für das Jahr 2023.

Damit kommen wir zu den Stellungnahmen zum 
Nachtragshaushalt 2023. Mir sind folgende Red-
ner bzw. Rednerinnen bekannt gegeben worden: 
Für die CDU-Fraktion spricht Herr Einmahl, für 
die SPD Herr Prof. Dr. Rolle, für die GRÜNEN 
Herr Bortlisz-Dickhoff, für die FDP Herr Effertz, 
für die AfD Herr Noe, für die LINKEN Frau Detjen 
und für Die FRAKTION Herr von Kruedener.

Herr Einmahl, Sie haben das Wort.

Rolf Einmahl, CDU: Sehr geehrte Frau Vorsitzen-
de der Landschaftsversammlung Anne Henk-
Hollstein! Sehr geehrte Frau Landesdirektorin 
Ulrike Lubek! Meine sehr geehrten Mitglieder 
der Landschaftsversammlung! Wir beraten und 
beschließen heute einen Nachtragshaushalt für 
das Haushaltsjahr 2023, der nur deshalb erfor-
derlich geworden ist, weil unsere Mitgliedskör-
perschaften im maßgeblichen Referenzzeitraum 
bis zum 30.06.2022 Steuermehreinnahmen, mit 
denen bei Aufstellung des Haushalts nicht zu 
rechnen war, in Höhe von 1,736 Milliarden  € 
erzielt haben, inklusive der angestiegenen 
Schlüsselzuweisungen des Landes NRW.

Diese sich darin widerspiegelnde deutlich gestie-
gene Wirtschaftskraft unserer Mitgliedskörper-
schaften führt ohne Nachtragshaushalt zu dem 
Ergebnis, dass sich die Einnahmen des Land-

schaftsverbandes aus der Umlage um ca. 472 
Millionen € erhöhen und die Schlüsselzuweisun-
gen des Landes einen Mehrbetrag in Höhe von 
ca. 56 Millionen € ausweisen und sich somit die 
Gesamteinnahmen für den Landschaftsverband 
um ca. 528 Millionen € erhöhen.

Diese Erhöhung ergibt sich auf der Basis unse-
res für das Jahr 2023 bereits beschlossenen und 
genehmigten – ich betone: genehmigten – Haus-
halts mit einer festgesetzten Umlage in Höhe von 
16,65 %.

Niemand wird uns zwingen können, den be-
schlossenen und genehmigten Haushalt nicht so 
zu belassen und den bereits genehmigten Umla-
gesatz zu erheben.

Ich kenne Kreise, die auch über einen Doppel-
haushalt verfügen und die aufgrund der gestie-
genen Steuerkraft ihrer Mitgliedskörperschaften 
erhöhte Kreisumlagen erhalten und dennoch 
keinen Nachtragshaushalt beschließen.

Für diese Vorgehensweise gibt es gute Gründe. 
Deutlich verbesserte Steuereinnahmen werden 
beispielsweise auch dafür genutzt, auf Kreisebe-
ne Vorsorge zu treffen für eventuell zukünftige 
Verschlechterungen der Wirtschaftssituation.

Die Koalition von CDU und SPD hat sich dennoch 
entschlossen, die Umlage für 2023 auf 15,3 % zu 
senken und somit auf einen Betrag in Höhe von 
ca. 306 Millionen € an Umlage zu verzichten.

Nun kenne ich seit fast drei Jahrzehnten – so 
lange bin ich schon Mitglied der Landschafts-
versammlung – das Lamento derjenigen, die 
ständig weitere Umlagesenkungen verlangen, je-
doch offensichtlich wenig oder keine Ahnung von 
den Pflichtaufgaben des Landschaftsverbandes 
Rheinland haben.

Allerdings übersehen diejenigen, die mehr oder 
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weniger stupide Umlagesenkungen verlangen, 
dass sich auch Haushaltspositionen verändern, 
die zu den wichtigsten Aufgaben des Land-
schaftsverbandes gehören und die auch die größ-
ten Ausgabepositionen umfassen. Dies gilt für 
die Produktgruppen 17, 74 und 87 zur Erfüllung 
der Aufgaben in der Eingliederungshilfe.

Allein in der Erwachsenen-Eingliederungshilfe 
entsteht ein zusätzlicher Aufwand durch die zu 
erwartenden Tarifergebnisse in Höhe von ca. 52 
Millionen €.

In der Eingliederungshilfe für Kinder und Ju-
gendliche ist ein Mehr an Kosten in Höhe von 8 
Millionen € zu erwarten.

Bei den Sozial- und Erziehungsdiensten sind es 
Mehrkosten in Höhe von 32 Millionen €, die in den 
Haushalt eingesetzt werden. 

Fallzahlsteigerungen im Betreuten Wohnen und 
bei den Assistenzen in Kindertagesstätten verur-
sachen ein Mehr an Kosten in Höhe von 31 Mil-
lionen €.

Bereits an diesen Beispielen – immerhin 123 Mil-
lionen € Mehrkosten – können Sie, meine Damen 
und Herren, erkennen, dass wir als LVR, insbe-
sondere getragen durch eine solide und verläss-
liche Haushaltspolitik unserer Großen Koalition, 
auf die veränderten Anforderungen reagieren 
und darüber hinaus den gestiegenen Fallzahlen 
Rechnung tragen müssen.

Dies ist nicht gönnerhaft, sondern die Menschen, 
die uns anvertraut sind, haben einen Anspruch 
auf diese Leistung.

Um es für alle Landräte, den Städteregionsrat, 
Oberbürgermeisterinnen und Oberbürgermeis-
ter deutlich zu sagen: Diese Menschen wohnen in 
Ihren Städten und in Ihren Kreisen und Gemein-
den und haben Anspruch auf die insbesondere 

auch durch das Bundesteilhabegesetz neu defi-
nierten Leistungen.

Hierzu sei verwiesen auf § 4 SGB IX, der grund-
sätzlich die Ansprüche und Leistungen regelt.

Wenn teilweise auch aus Ministerien Kritik an 
der Höhe der Eingliederungshilfe geübt wird, 
muss darauf hingewiesen werden, dass die Ver-
änderung im Sinne einer personenzentrierten 
Leistung durch das Bundesteilhabegesetz nach 
jahrelanger Diskussion auf breite Zustimmung 
im Deutschen Bundestag gestoßen ist und auch 
diejenigen, die heute ungetrübt von besonderer 
Kenntnis Kritik üben, sich nach meiner Kenntnis 
nicht ablehnend zum BTHG geäußert haben.

Um es deutlich auszusprechen: Die Erfüllung 
der Ansprüche der betroffenen Menschen, die 
die Hilfe benötigen, um ein möglichst selbststän-
diges Leben führen zu können, sind keine Gna-
denakte eines absolutistischen Sonnenkönigs, 
sondern gesetzliche Ansprüche, die der Land-
schaftsverband Rheinland im Auftrag seiner Mit-
gliedskörperschaften gegenüber den Menschen 
erfüllt – ich sagte es bereits zu Beginn –, die in 
diesen Mitgliedskörperschaften Anspruch auf 
diese Leistungen haben.

Bemerkungen, wonach die Kommunen keine 
Schulbücher mehr bezahlen können, weil sie 
über die Landschaftsverbandsumlage die über-
teuerte Eingliederungshilfe bezahlen müssen, 
sind wenig intelligent und niveaulos.

Bei den Trägern der Sozialeinrichtungen stei-
gen die Kosten bedingt durch die Inflation und 
insbesondere durch steigende Lohnkosten in er-
heblichem Ausmaß, und die Träger sind nicht in 
der Lage, diese Mehrkosten durch Einsparungen 
aufzufangen. Wir haben den Trägern in den ver-
gangenen Jahren viel zugemutet. Aufgrund der 
Vereinbarungen im Landesrahmenvertrag haben 
die Trägereinrichtungen einen Anspruch darauf, 
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die tariflichen Mehraufwendungen erstattet zu 
bekommen. 

Wir können beispielsweise nicht Krokodilsträ-
nen vergießen über mangelnde Ausstattung von 
Kindertagesstätten, wenn gleichzeitig in diesen 
Einrichtungen das Personal an die Grenzen sei-
ner Leistungsfähigkeit stößt und immer mehr 
Personal kündigt oder durch Krankheit für lange 
Zeit ausfällt. 

Wenn durch den unerwarteten Zuzug von Flücht-
lingen infolge des Ukraine-Kriegs mehr Kinder 
und Jugendliche betreut werden müssen, so 
muss diese Aufgabe erfüllt werden. Die zu uns 
geflüchteten Menschen haben Anspruch auf un-
sere Hilfe, wenn sie physische und psychische 
Probleme haben, die zum Beispiel durch trau-
matische Kriegserlebnisse verursacht wurden.

Wer die Not dieser Menschen nur ahnt, wird nicht 
zögern, Hilfe zu leisten. 

Wer sich dagegen ausspricht, soll nicht an 
Stammtischen dummes Zeug erzählen, sondern 
hier den Mut haben, einen Änderungsantrag zu 
stellen.

Eine weitere Haushaltsstelle, die wir erhöhen 
werden, sind die eigenen Personalkosten. Der 
von den Gewerkschaften verlangte angemessene 
Inflationsausgleich ist keine unbillige Forderung. 
Unsere Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter haben 
für die verantwortungsvolle Arbeit, die sie leis-
ten, Anspruch auf angemessene Bezahlung. Die 
Haushaltsposition in der Produktgruppe 84 ist 
daher um 30 Millionen € im zentralen Personal-
kostenbudget erhöht worden.

Insgesamt berücksichtigt der Nachtragshaushalt 
zu erwartende Mehrausgaben in Höhe von mehr 
als 180 Millionen €. Dafür werden die kalkulier-
ten Mehreinnahmen benötigt.

Der nicht benötigte bzw. verbleibende Betrag in 
Höhe von 306 Millionen € wird den Städten, Krei-
sen und der StädteRegion durch Senkung der 
Umlage belassen, sodass diese einen Spielraum 
erhalten, ihrerseits eigene haushaltspolitische 
Ziele für das Haushaltsjahr 2023 zu erreichen.

Verehrte Kolleginnen, verehrte Kollegen, lassen 
Sie uns gemeinsam unseren Auftrag wahrneh-
men, weiterhin verlässlicher Partner unserer 
Mitgliedskörperschaften zu sein, und uns zu-
gleich für die Menschen, die uns anvertraut sind, 
einsetzen. Stimmen Sie der Haushaltssatzung 
zu. Unseren Städten, unseren Kreisen und der 
StädteRegion wird es weiterhelfen, und den be-
troffenen Menschen beweisen wir unsere Solida-
rität. 

Mein Dank geht an die Kämmerin Renate Hötte 
und Herrn Soethout für den wie immer professi-
onell erarbeiteten Haushaltsentwurf. 

Und Ihnen vielen Dank für Ihre Aufmerksamkeit.

(Beifall von CDU, SPD und FDP)

Vorsitzende Anne Henk-Hollstein: Herr Prof. Dr. 
Rolle für die SPD-Fraktion.

Prof. Dr. Jürgen Rolle, SPD: Sehr geehrte Frau 
Vorsitzende! Sehr geehrte Frau Neyer aus West-
falen! Liebe Frau Lubek! Sehr geehrte Landes-
rätinnen und Landesräte! Liebe Kolleginnen und 
Kollegen! Wort halten!

Die Finanzpolitik der Koalition aus CDU und SPD 
ist davon geprägt, für unsere Mitgliedskörper-
schaften ein verlässlicher und berechenbarer 
Partner bei der Entwicklung der Kommunalfi-
nanzen zu sein.

Das, meine sehr verehrten Damen und Herren, 
ist ein Zitat aus unserem Koalitionsvertrag 2014-
2020.



15. LANDSCHAFTSVERSAMMLUNG RHEINLAND / 8. SITZUNG VOM 31. MÄRZ 2023

14 / STENOGRAFISCHER BERICHT

Wort halten!

Wir sind uns darüber im Klaren, dass die ohnehin 
schon angespannte finanzielle Situation der uns 
im Wesentlichen finanzierenden Kreise, kreis-
freien und kreisangehörigen Städte und Gemein-
den durch die Corona-Pandemie und ihre damit 
verbundenen Belastungen nochmals erheblich 
verschärft wurde. Dem werden wir durch eine 
solide und Planungssicherheit vermittelnde Fi-
nanzpolitik Rechnung tragen.

Das ist ein Zitat aus dem Koalitionsvertrag 2020-
2025.

Genau das, meine sehr verehrten Damen und 
Herren, setzen wir um. Als verlässlicher Partner 
unser Mitgliedskörperschaften senken wir die 
Umlage, wenn sich, wie hier, die Rahmendaten 
des genehmigten Haushaltes zugunsten der uns 
finanzierenden kommunalen Partner verändern. 
Denn das haben wir versprochen, und daran hal-
ten wir uns.

Der Mehrertrag, soweit er nicht durch Mehrbe-
lastungen aufgezehrt wird, wird an die umla-
gezahlenden Kreise und kreisfreien Städte zu-
rückgegeben, und zwar eins zu eins. Knapp 45 
Millionen € aus pflichtiger Isolierung und Stär-
kungspaket stehen uns zusätzlich zur Verfügung, 
die selbstverständlich ebenfalls voll angerechnet 
werden.

Die Kämmerin hat uns im Facharbeitskreis Fi-
nanzen sehr genau erläutert, wie sich die Mehr-
einnahmen zusammensetzen. Sie hat aber auch 
aufgezeigt, welche zusätzlichen Belastungen be-
zogen auf den beschlossenen Haushalt 2023 auf 
uns zukommen. Ein Stichwort hier: Russlands 
Angriffskrieg auf die Ukraine und seine Folgen.

Abweichend von ihren Überlegungen gehen wir 
allerdings davon aus, dass die für energetische 
Sanierungen vorgesehenen Mittel in Höhe von 50 

Millionen € in 2023 nicht mehr ausgebbar sind. 
Weder stehen genügend Baumittel zur Verfü-
gung, noch gibt es genug Handwerker, die diese 
Summe noch in diesem Jahr „verbauen“ könn-
ten. Also sehen wir in etwa die Hälfte dieser Mit-
tel vor, um eine weitere Senkung von 0,1 % zu 
ermöglichen. Weil uns aber die Umsetzung der 
energetischen Maßnahmen wichtig ist, werden 
wir dafür sorgen, dass sie in den kommenden 
Haushalten umgesetzt werden.

Die soeben genannte Senkung wollen wir um 
weitere 0,05 % erhöhen, weil wir darauf setzen, 
dass durch konsequente Konsolidierung die Ein-
sparung von zusätzlichen 13 Millionen € möglich 
sein sollte.

Somit können wir – und ich hoffe, Sie auch – hier 
und heute beschließen, die Umlage bezogen auf 
den beschlossenen und genehmigten Doppel-
haushalt 2022/2023 um 1,35 Prozentpunkte auf 
15,30 % zu senken. Damit erreichen wir dann 
auch das, was der Präsident des Landkreistages 
Nordrhein-Westfalen im Anhörungsverfahren 
zum Nachtrag im Finanzausschuss gesagt hat: 
Ein guter Kompromiss liegt meistens in der Mitte.

In diesem Sinne freue ich mich, dass wir die uns 
finanzierenden Kreise und kreisfreien Städte 
heute um 300 Millionen € entlasten können.

Zum Abschluss. Einen herzlichen Dank an alle 
Dezernentinnen und Dezernenten unter Leitung 
der Landesdirektorin Ulrike Lubek, insbesonde-
re auch an die Kämmerin Renate Hötte für die 
konstruktive Unterstützung bei nicht einfachen 
Haushaltsberatungen.

Dank auch an die FDP-Fraktion, die unsere fi-
nanzpolitischen Überlegungen unterstützt und 
mitträgt.

Ich danke sehr unseren Koalitionspartnern von 
der CDU-Fraktion unter der Leitung von Rolf 
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Einmahl und Frank Boss für die konstruktive, 
wertschätzende Zusammenarbeit, und natürlich 
danke ich meiner SPD-Fraktion für ihre Diskus-
sionsfreude, Kompromissfähigkeit und Solidari-
tät bei der Auseinandersetzung mit diesem für 
ihre, aber auch unsere Kommunen so wichtigen 
Thema.

All das wäre bei uns in der SPD-Fraktion nicht 
möglich ohne Thomas Böll als Geschäftsführer 
und Leila Soumani als Büroleitung, die mit ihrem 
Engagement und Kopf und Herz unsere Arbeit 
massiv unterstützen. Danke.

Dank an Sie alle und nach dem heutigen unnö-
tigen Prozedere erholsame Osterferien! – Ich 
danke Ihnen.

(Beifall von SPD, CDU und FDP)

Vorsitzende Anne Henk-Hollstein: Herr Bortlisz-
Dickhoff für die GRÜNEN.

Johannes Bortlisz-Dickhoff, Bündnis 90/DIE 
GRÜNEN: Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Sehr 
geehrte Frau Neyer! Sehr geehrte Damen und 
Herren aus Verwaltung und Landschaftsver-
sammlung! Zu Beginn der Nachtragshaushalts-
beratungen hatte die Verwaltung eine Reduzie-
rung der beschlossenen Umlage um 1 Prozent-
punkt vorgeschlagen. Das ist gegenüber 2022 im-
mer noch eine Erhöhung um 0,45 Prozentpunkte.

Die GRÜNEN-Fraktion in der Landschaftsver-
sammlung hat im November des letzten Jahres 
beantragt, im Nachtragshaushalt 2023 die Land-
schaftsumlage gegenüber der in 2022 konstant zu 
halten, also den Umlagesatz bei 15,20 Prozent-
punkten zu belassen und auf die im Beschluss 
zum Doppelhaushalt vorgesehene Erhöhung um 
1,45 auf 16,65 Prozentpunkte zu verzichten.

Die Kommunen selbst forderten einen Satz von 
14,8 Prozentpunkten. Schließlich hat die Verwal-

tung in ihrer aktuellen Vorlage eine Reduzierung 
von 1,2 Punkten vorgeschlagen. Kurz vor Tores-
schluss kommt noch die FRAKTION mit einem 
Satz von 15,15 Prozentpunkten und final die Koa-
lition mit einem Vorschlag von 15,3 Prozentpunk-
ten hinzu. 

Blickt noch jemand durch?

(Thomas Böll, SPD: Ja! –  
Prof. Dr. Jürgen Wilhelm, SPD: Wir schon!)

– Ja, einige schon. Da bin ich mir sicher.

Wir stellen jedenfalls fest, das Ganze hat sich in 
unsere Richtung bewegt. Und das ist gut so.

(Beifall von Bündnis 90/DIE GRÜNEN)

Aber es geht mehr, als die Koalition will, und da-
ran halten wir gut begründet fest.

Den Doppelhaushalt hatten wir mit dem Hinweis 
auf die erhebliche Prognoseunsicherheit abge-
lehnt und sehen uns mit der Entwicklung be-
stätigt. Bliebe es bei dem Umlagesatz von 16,65 
Punkten würden sich gegenüber der Prognose 
die zusätzlichen Einnahmen des LVR aus Umlage 
und Schlüsselzuweisungen um 530 Millionen € 
erhöhen.

Nachdem die Verwaltung zunächst etwa 227 Mil-
lionen € zur Entlastung an die Kommunen wei-
tergeben wollte, sind im Laufe des Nachtrags-
haushaltsverfahrens weitere 43,5 Millionen € 
weniger Aufwand identifiziert worden.

Es gab und gibt aber einen noch größeren Hand-
lungsspielraum: Wir wollen, wie im verabschie-
deten Doppelhaushalt vorgesehen, die Aus-
gleichsrücklage in Höhe von 41,8 Millionen € 
einsetzen. Hier ist der LVR bei den Kommunen 
im Wort.
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(Beifall von Bündnis 90/DIE GRÜNEN)

Aus unseren Mitgliedskommunen, den kreis-
freien Städten und Kreisen, aber vor allem auch 
aus den Kommunen in den Kreisen erhalten 
wir ernste Hinweise darauf, dass das Ende der 
Fahnenstange bei den finanziellen Belastungen 
längst erreicht ist. Auch der LVR muss im Inte-
resse der Städte und Gemeinden seinen Beitrag 
leisten. Denn es darf nicht sein, dass die Kommu-
nen Kassenkredite aufnehmen müssen, um die 
Landschaftsumlage zahlen zu können.

Dagegen stellt der LVR in seiner Vorlage zur Be-
nehmensherstellung lapidar fest, dass er 4 Milli-
onen € mehr Zinsen als prognostiziert einnimmt, 
keine Verwahrentgelte mehr zahlen muss und 
von den steigenden Zinsen für aufgenommene 
Kredite gar nicht betroffen ist. In dieser Situation 
wären die Städte und Kreise auch gerne. 

Viele Kommunen müssen auch hohe Ukraine-
Isolierungen vornehmen – nicht weil sie das 
für einen guten Weg halten, sondern weil sie 
jetzt eine Entlastung brauchen, um überhaupt 
kleinste Handlungsmöglichkeiten zu behalten. 
Sie müssen Zeit gewinnen, bis der notwendige 
Altschuldenfonds kommt. Auch hier hätten wir 
mehr tun können. Der LVR mit der Zuständigkeit 
für über 9,5 Millionen Einwohnern will 2023 gan-
ze 14,5 Millionen € isolieren. Der LWL, zuständig 
für etwa eine Million Menschen weniger, isoliert 
2023 etwa 47 Millionen €.

(Frank Boss, CDU: Die haben
auch ganz andere Strukturen!)

Wir haben bereits im Herbst des letzten Jahres 
einen kommunalfreundlichen Vorschlag zur Um-
lagegestaltung gemacht und den vorhandenen 
Spielraum bereits damals erkannt. Unser Antrag 
lag seit November 2022 vor und wurde durch die 
Mehrheitsfraktionen von CDU und SPD auf die 
abschließende Sitzungsrunde vertagt. 

Unsere Argumente haben am Ende aber wohl 
auch die Koalition überzeugt.

(Vereinzelt Heiterkeit)

Sie sind uns mit Ihrem Antrag etwa vier Fünftel 
des Weges entgegengekommen. So ist das Er-
gebnis, das jetzt vorliegt, auch ein Erfolg für uns 
und für die klammen Kommunen.

(Prof. Dr. Jürgen Wilhelm,
SPD: Das sei euch gegönnt!)

Für die letzten Meter hat es dann nicht mehr ge-
reicht. Sie können oder wollen unserem Antrag 
nicht zustimmen. Uns ist es aber wichtig, die 
Kommunen zu entlasten.

Aus unserer Sicht wäre noch etwas mehr drin 
gewesen, aber wir möchten ein starkes Signal 
nach außen tragen und stimmen deshalb, auch 
als Beitrag für eine an Ergebnissen interessierte 
politische Kultur im LVR, dem Antrag von CDU, 
SPD und FDP zu.

(Beifall von Bündnis 90/DIE GRÜNEN– Frank
Boss, CDU: Geht doch! Siehste?)

Vorsitzende Anne Henk-Hollstein: Lars Effertz 
für die FDP.

Lars O. Effertz, FDP: Liebe Frau Präsidentin! 
Meine sehr verehrte Frau Landesdirektorin! 
Liebe Damen und Herren des Verwaltungsvor-
stands! Liebe Renate Hötte! Liebe Frau Neyer! 
Meine Damen und Herren Kollegen! Zu Beginn 
muss ich eine Bemerkung zum heutigen Tag los-
werden. Ich freue mich sehr, dass die Verwaltung 
nun unsere Auffassung teilt. Denn bislang war 
es so, dass der Beschluss zur Umbesetzung in 
Ausschüssen von der Verwaltung nicht als Wahl 
angesehen wurde. Es hieß, wir hätten ja gar kei-
ne Wahl. Heute haben wir aufgrund des Antrags 
zur Geschäftsordnung festgestellt, dass die Um-
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besetzungen in Ausschüssen keinen reinen Be-
schluss erfordern, sondern eine Wahl sind, die 
kein Quorum von 20 % erfordert. Das finde ich 
interessant und durchaus erfreulich; so stützt es 
letztlich unsere Rechtsauffassung.

Zum Haushalt. Ich war am letzten Mittwoch mit 
meinem Sohn in der Buchhandlung. Dann steht 
er dort und fragt mich: Papa, kaufst du mir dieses 
Heft? – Gemeint war ein Lego-Star-Wars-Maga-
zin, dem so ein Figürchen beigefügt war. Ich ant-
wortete: Vincent, dafür bekommst du Taschen-
geld. Wenn du es kaufen möchtest, dann musst 
du es mit deinem Taschengeld bezahlen.
Er schaute mich an und sagte: Ja, aber das spare 
ich doch für einen Stuntscooter.
Da habe ich gesagt: Tja, dann musst du dir über-
legen, was jetzt wichtiger ist.

Warum erzähle ich das? Ich glaube, dass der LVR 
auch ein bisschen so ist wie mein neunjähriger 
Sohn. Denn wir wollen oft beides: Wir wollen Geld 
ausgeben, und wir wollen Geld sparen. Wir nen-
nen das nur anders. Wir nennen das zum Beispiel 
Rücksichtnahmegebot oder solide Haushaltsfüh-
rung.

In unserer Fraktion haben wir genau diesen 
Spagat sehr intensiv diskutiert. Denn auf der ei-
nen Seite haben wir es als Umlageverband sehr 
leicht. Denn wir können selbst beschließen, wie 
viel Geld wir von den Mitgliedskörperschaften 
bekommen.

Auf der anderen Seite haben wir es genau deswe-
gen auch schwerer. Denn wir stehen unter stän-
diger Beobachtung und müssen jede Ausgabe 
rechtfertigen. Deshalb ist Sparsamkeit für einen 
Umlageverband extrem richtig.

(Ralf Klemm, Bündnis 90/DIE GRÜNEN: Richtig!)

Sparsamkeit bedeutet auch, dass wir über das 
Jahr hinausschauen. Denn es nützt wenig, wenn 

wir heute die Ausgleichsrücklage komplett auflö-
sen, um die Umlage dann im nächsten Jahr umso 
kräftiger wieder zu erhöhen. Das wäre dumm 
und nicht besonders seriös.

Übrigens finde ich, eine buchhalterische Kre-
ativität wie die Möglichkeit der Isolierung von 
Leistungen entspricht auch nicht einer seriösen 
Haushaltsführung. Das kann in solchen Situati-
onen kurzfristig helfen, aber grundsätzlich ist es 
meiner Meinung nach kein geeignetes Werkzeug.

(Ralf Klemm, Bündnis 90/DIE GRÜNEN: Nothilfe 
heißt das! – Prof. Dr. Jürgen Wilhelm, SPD: Aber 
da lernen wir doch von Herrn Lindner! – weitere 
Zurufe)

– Ja, aber – und dafür bin ich der Verwaltung 
dankbar – wir haben dieses Mittel nur begrenzt 
eingesetzt und nicht den vollen Rahmen ausge-
schöpft. Das finde ich sehr sinnvoll, und ich bin 
der Kämmerei auch sehr dankbar dafür, dass sie 
uns sehr frühzeitig über die Situation informiert 
hat, sodass die Politik in Gänze sehr frühzeitig in 
die Beratungen des Nachtragshaushalts einstei-
gen konnte.

Schnelligkeit ist gut, doch Schnelligkeit allein 
ersetzt keine gründliche Beratung. Die GRÜNEN 
waren dieses Jahr sehr schnell.

(Ralf Klemm, Bündnis 90/DIE GRÜNEN:
Schnell und richtig!)

Ihr wart so schnell, dass ihr schon einen Umla-
gehebesatz verabschieden wolltet, noch bevor 
der Nachtragshaushalt eingebracht worden war.

(Beifall von Bündnis 90/DIE GRÜNEN – Corinna 
Beck, Bündnis 90/DIE GRÜNEN: Damit er entspre-
chend beachtet werden kann!)

Klar, da wolltet ihr unbedingt die Ersten sein. Ihr 
habt euch übers letzte Jahr geärgert, und nun 
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wolltet ihr die Ersten sein. Das wart ihr dann 
auch. Aber so richtig seriös war das auch nicht.

(Beifall von CDU und SPD)

Dazu passen auch die Krokodilstränen im Finanz-
ausschuss. Da höre ich, dass es den GRÜNEN so 
leid tue, dass in manchen Zeitungsartikeln die 
FDP, obwohl sie gemeinsam mit CDU und SPD 
den Antrag gestellt hat,

(Rolf Beu, Bündnis 90/DIE GRÜNEN: Stellen durfte!)

nicht erwähnt werde.

(Zurufe von den Bündnis 90/DIE GRÜNEN: Oh!)

Das zeigt einen grundsätzlich unterschiedlichen 
Politikansatz zwischen GRÜNEN und FDP: Wir 
wollen nicht die Schnellsten sein, wir wollen die 
Besten sein.

(Beifall und Heiterkeit
von CDU, SPD und Bündnis 90/DIE GRÜNEN)

Wir schreiben keine Anträge, damit wir in der 
Zeitung stehen. Wir schreiben Anträge, damit 
sich substanziell etwas verändert.

(Vereinzelt Beifall und Heiterkeit – Corinna Beck, 
Bündnis 90/DIE GRÜNEN: Sag das mal nach Ber-
lin!)

Jetzt kenne ich euch schon seit 20 Jahren im LVR 
und weiß, dass ihr in der Regel sehr vernünftig 
unterwegs seid. Ich weiß auch, dass ihr lernen 
könnt. Daher freue ich mich besonders, dass ihr 
jetzt dem Antrag von CDU, SPD und FDP zustim-
men werdet.

Ebenso freue ich mich – und dafür darf ich mich 
im Namen meiner Fraktion ganz herzlich bei den 
Kolleginnen und Kollegen von CDU und SPD be-
danken –, dass es von den Mehrheitsfraktionen 

und einer Oppositionsfraktion einen gemeinsa-
men Antrag zur Umlage gibt. Das ist ungewöhn-
lich, und das kenne ich aus keinem anderen 
Gremium. Das zeigt für mich das grundsätzliche 
gegenseitige Vertrauen und die gegenseitige 
Wertschätzung. Dafür herzlichen Dank.

(Beifall von FDP, CDU und SPD)

Mit unserem Antrag entlasten wir die Mitglieds-
körperschaften um rund 300 Millionen €. Wir 
senken den Umlagehebesatz um 1,35 %. Wir sor-
gen weiterhin für solide Finanzen im LVR. Das 
heißt, wir können also den Spagat und machen 
beides mit Augenmaß: ausgeben und sparen.

Die Freien Demokraten stimmen dem Haushalt 
zu.

(Beifall von FDP, CDU und SPD)

Vorsitzende Anne Henk-Hollstein: Herr Noe für 
die AfD.

Yannick Niels Noe, AfD: Sehr geehrte Frau Vor-
sitzende! Sehr geehrte Frau Landesdirekto-
rin! Sehr geehrte Kollegen! Liebe Gäste! Liebe 
Pressevertreter! Normalerweise wird bei einem 
Nachtragshaushalt auf der einen Seite etwas 
erhöht und auf der anderen Seite etwas genom-
men. Diesmal ist es so, dass den Kommunen 
etwas zurückgegeben wird, dass ihnen weniger 
abgenommen wird. Und das ist auch bitter nötig.

Wir konnten damals bei der Verabschiedung die-
ses Doppelhaushaltes diese positive finanzielle 
Entwicklung für den LVR nicht vorhersehen. Ge-
nauso wenig konnten die Kommunen die enor-
men Belastungen durch Massenzuwanderung, 
steigende Kosten und den Krieg in der Ukraine 
vorhersehen.

Das Sondervermögen, das hier entstanden ist, 
ist kein Etikettenschwindel, es sind keine neuen 



STENOGRAFISCHER BERICHT / 19

Schulden, sondern hier ist es wirklich ein beson-
ders Vermögen, ein Überschuss. 

Die Kommunen sind durch legale und illegale 
Migranten, ukrainische Flüchtlinge, steigende 
Energiepreise, hohe Inflation, massive Baukos-
ten und die Nachwirkungen der Coronapolitik 
finanziell massiv getroffen. Sie pfeifen aus dem 
letzten Loch. Hinzu kommt eine seit Jahren ver-
fallende Infrastruktur in den Kommunen.

Sie sprechen hier immer von der kommunalen 
Familie. Eine Familie aber ist eine Solidarge-
meinschaft. Lassen Sie uns Taten folgen lassen 
und Solidarität mit unseren Kommunen üben.

Wir reduzieren hier und heute die Umlage, die die 
Kommunen für 2023 an den LVR zahlen müssen. 
Im Moment sprechen wir noch von 16,65 %. Wie 
auf einem Basar werden hier Umlagesätze von 
15,3 %, 15,2 % oder 15,15 % geboten. Wir sehen 
uns als Anwalt der Kommunen und unterstützen 
daher den gemeinsamen Vorschlag der Kommu-
nen von einer Umlage in Höhe von 14,8 %.

Die meisten Kommunen sind am Limit. Wir ge-
hen deswegen davon aus, dass jeder Euro, den 
wir den Kommunen vorenthalten, dazu führt, 
dass diese zu hohen Zinsen Kredite aufnehmen 
müssen. Wir fordern deshalb, dass auch die Aus-
gleichsrücklage benutzt wird, um in dieser kriti-
schen Situation mit unseren Kommunen solida-
risch zu sein.

Der LVR ist kein Sparverein, der hier riesige 
Summen einbehält und die Kommunen dann im 
Regen stehen lässt. Bei den nächsten Haushalts-
beratungen im Herbst müssen wir ohnehin neu 
überlegen und verhandeln.

Wir unterstützen den Umlagesatz, den auch die 
Kommunen gefordert haben, 14,8 %. – Vielen 
Dank für Ihre Aufmerksamkeit.

(Beifall von der AfD)

Vorsitzende Anne Henk-Hollstein: Frau Detjen 
für die LINKEN.

Ulrike Detjen, DIE LINKE.: Sehr geehrte Frau 
Henk-Hollstein! Sehr geehrte Frau Neyer! Liebe 
Damen und Herren vom Verwaltungsvorstand! 
Liebe Kolleginnen und Kollegen der demokra-
tischen Fraktionen! Sehr geehrte Anwesende! 
DIE LINKE. hat sich und wird sich auch nicht am 
Unterbietungswettbewerb zur Senkung der be-
schlossenen und gültigen Landschaftsumlage 
beteiligen.

Die Verwaltung hat zuletzt mit der Vorlage vom 
10. März, das heißt vor 20 Tagen, mit 15,45 % 
einen Vorschlag vorgelegt, mit dem die wirklich 
mickrige Ausgleichsrücklage – es sind nicht mal 
5 % des Gesamthaushalts – erhalten geblie-
ben wäre. Das unterstützen wir. Denn je nach-
dem, wie der endgültige Jahresabschluss 2022 
aussieht, wird die Ausgleichsrücklage sowieso 
schrumpfen, und wir können sie nicht mithilfe 
künftiger Umlagesätze auffüllen. Dafür ist die 
Umlage nicht da.

Die Landschaftsversammlung war sich über län-
gere Zeit einig, dass die Isolierung der Pande-
miekosten und der Folgekosten des verbrecheri-
schen Angriffs gegen die Ukraine kein guter Weg 
in die Zukunft ist. Jetzt findet die Isolierung nur 
dort statt, wo sie unumgänglich ist. Ich hoffe, es 
gibt hier kaum jemanden, der diese Kosten auf 
die nächsten 50 Jahre strecken und noch mehr 
isolieren will.

Mit dem von CDU, SPD und FDP eingebrachten 
und von Bündnis 90/DIE GRÜNEN und vielleicht 
noch weiteren unterstützten Umlagesatz von 
15,30 % wird die Ausgleichsrücklage angegriffen, 
und die Planungen für die energetische Gebäu-
desanierung werden um 20 Millionen € gesenkt. 
Wir werden sehen, mit welchem Ergebnis 2023 
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abschließt. Bei dem großen Anteil von Pflicht-
aufgaben bleibt dem LVR nicht viel Spielraum, 
Kosten zu drücken. Wir hoffen allerdings, dass 
die Kreise die Senkung der Landschaftsumlage 
auch ihren Mitgliedskommunen zugutekommen 
lassen und es nicht einfach im Kreishaushalt ver-
einnahmen.

Der jetzige Veränderungsnachweis berücksich-
tigt zwar die letzten Tariferhöhungen, aber nicht 
die zu erwartenden Tariferhöhungen im öffent-
lichen Dienst. DIE LINKE. bezweifelt, dass das 
klug ist. Ohne gute Bezahlung gibt es keine gute 
Arbeit, und ohne gute Arbeit gibt es kein ausrei-
chendes Personal.

Sie alle wissen, dass wir nicht nur in den Ingeni-
eurs- und IT-Bereichen großen Personalmangel 
haben, sondern auch überall dort, wo der Land-
schaftsverband seine Kundinnen und Kunden 
direkt unterstützen muss: in den Heilpädagogi-
schen Heimen und in den Krankenhäusern. Alle 
Einrichtungen, die in und mit der Eingliederungs-
hilfe arbeiten, haben mit Preissteigerungen und 
mit Personalmangel zu kämpfen. Das wird sich 
in den Verhandlungen um die Eingliederungshilfe 
niederschlagen – das steht im Landesrahmen-
vertrag – und muss berücksichtigt werden, es sei 
denn, der Landschaftsverband weicht von seinem 
Grundsatz „Qualität für Menschen“ ab und senkt 
die Qualität der Unterstützung von Menschen mit 
Behinderung. Das wollen wir nicht, und ich den-
ke, das will auch die große Mehrheit in diesem 
Saale nicht.

Die Tarifverhandlungen im öffentlichen Dienst 
gehen in die Schlichtung. Ob diese gelingt, wissen 
wir nicht. Tariferhöhungen werden kommen, und 
sie werden höher sein als das bisherige Angebot 
der Arbeitgeber. Die Preissteigerungen bei le-
bensnotwendigen Gütern müssen ausgeglichen 
werden. Die Beschäftigten in den Verwaltungen, 
in den Krankenhäusern, in allen Bereichen der 

öffentlichen Daseinsvorsorge haben sie bitter 
nötig. Ihnen gilt unsere Unterstützung und So-
lidarität. Deshalb lehnen wir diesen Umlagesatz 
ab. – Danke.

(Beifall von DIE LINKE.)

Vorsitzende Anne Henk-Hollstein: Herr von 
Kruedener für Die FRAKTION.

Aaron Yannik Baron von Kruedener, Die FRAK-
TION: Sehr geehrte Damen und Herren! Eine 
genauere Begrüßung erspare ich mir; die hat 
ja schon stattgefunden. Ich erspare mir auch 
Kommentare zum Taschengeld Ihres Sohnes. 
Ich hoffe, auch er wird einen Inflationsausgleich 
kriegen. Ich fange jetzt einfach mal an.

Eigentlich sollte an dieser Stelle unser Frakti-
onsvorsitzender ein paar Worte zum Haushalt 
sagen. Denn dem realpolitischen und etwas we-
niger desillusionierten Flügel unserer Fraktion 
lag es am Herzen, die Kommunen zu entlasten 
und gerade in solch angespannten Zeiten lieber 
unsere Ausgleichsrücklage anzugehen, statt die 
eh schon angespannte finanzielle Lage in den 
Kommunen weiter zuzuspitzen.

Jedoch haben wir festgestellt, dass die Verwal-
tung plötzlich Geld aus dem Hut zaubern kann, 
wenn die GroKo es nach einem endlosen Hin und 
Her dann doch wünscht.

Und da die Oppositionsfraktionen ja abseits von 
den LINKEN und uns teilweise mit auf dem An-
trag der GroKo stehen, teilweise den Antrag un-
terstützen und laut „Kölner Stadt-Anzeiger“ teil-
weise aus undemokratischen Rechtsextremen 
bestehen, sparen wir uns an dieser Stelle eine 
ausführliche Haushaltsrede mit Zahlen und Fak-
ten und präsentieren eine generische Haushalts-
rede von ChatGPT, wie das bereits eine Stadträtin 
von Die PARTEI in Landau getan hat:
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Sehr geehrte Damen und Herren, ich möch-
te mich heute an Sie als Mitglieder der Land-
schaftsversammlung Rheinland wenden, um 
Ihnen unsere Sichtweise in Bezug auf den vor-
geschlagenen Nachtragshaushalt mitsamt Um-
lagesatz mitzuteilen.

Wie Sie wissen, haben die Große Koalition und die 
FDP einen Umlagesatz von 15,3 % vorgeschla-
gen. Doch wir als Oppositionsfraktion sind der 
Meinung, dass dies nicht ausreichend ist. Wir 
fordern eine weitere Senkung des Umlagesatzes 
auf 15,15 %.

Die Mitgliedskörperschaften, für die wir spre-
chen, haben hart daran gearbeitet, ihre Haus-
halte zu planen und auszugleichen. Sie haben 
bereits enorme Belastungen aufgrund der Coro-
na-Pandemie, der Ukrainekrise und der hohen 
Preissteigerungen in verschiedensten Sektoren 
zu bewältigen und dürfen nicht noch weiter durch 
eine zu hohe Umlage belastet werden.

Wir verstehen, dass die Finanzen des Land-
schaftsverbands Rheinland solide sein müssen. 
Wir wissen auch, dass es eine Herausforderung 
darstellt, eine ausgewogene und angemessene 
Finanzierung mit Rücksicht auf alle Mitgliedskör-
perschaften zu gewährleisten. Aber wir sind der 
Meinung, dass eine Senkung des Umlagesatzes 
auf 15,15 % eine akzeptable Lösung darstellt, die 
sowohl die Finanzen des Landschaftsverbands 
als auch die Bedürfnisse der Mitgliedskörper-
schaften, die einen deutlich niedrigeren Umla-
gesatz gefordert haben, berücksichtigt.

Wir möchten betonen, dass wir nicht nur aus rein 
fiskalischen Gründen eine Senkung des Umlage-
satzes fordern. Es geht uns auch um eine ange-
messene und faire Verteilung der finanziellen 
Lasten. Wir glauben, dass eine Senkung des 

Umlagesatzes auf 15,15 % ein Zeichen der Soli-
darität und des Verständnisses für die Herausfor-
derungen darstellt, mit denen die Mitgliedskör-
perschaften des LVR konfrontiert sind.

In der Vergangenheit haben wir oft gehört, dass 
die Mitgliedskörperschaften das Rückgrat des 
Rheinlands und der kommunalen Familie sind. 
Wir stimmen dem voll und ganz zu. Ohne die Mit-
gliedskörperschaften könnte der Landschafts-
verband seine Aufgaben nicht erfüllen. Daher ist 
es nur fair, dass ihre Bedürfnisse und Anliegen 
berücksichtigt werden.

Abschließend möchte ich betonen, dass wir als 
Oppositionsfraktion in der Landschaftsversamm-
lung Rheinland fest davon überzeugt sind, dass 
eine Senkung des Umlagesatzes auf 15,15 % 
notwendig ist, um die Bedürfnisse und Anliegen 
der Mitgliedskörperschaften angemessen zu 
berücksichtigen. Wir hoffen, dass Sie unseren 
Standpunkt verstehen und dass Sie unsere For-
derung ernsthaft in Betracht ziehen werden.

Vielen Dank für Ihre Aufmerksamkeit.

Da wir im Gegensatz zu ChatGPT deutlich weni-
ger hoffnungsvoll sind, bleibt auf die Frage, ob 
wir dem Haushalt zustimmen, nur eine logische 
Antwort, und hier zitiere ich aus Goethes „Faust“ 
Zeile 2667: Nein. – Vielen Dank.

(Beifall von Die FRAKTION –
Vereinzelt Heiterkeit)

Vorsitzende Anne Henk-Hollstein: Das waren die 
mir gemeldeten Redner. Ich schaue ganz gezielt 
in Richtung FREIE WÄHLER. Besteht Bedarf? – 
Nein.

Dann liegen mir keine weiteren Wortmeldungen 
vor, und wir kommen zu den Abstimmungen.
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Tagesordnungspunkt 4.1:
Benehmensherstellung zur Festsetzung des 
Umlagesatzes für den Nachtragshaushalt 2023; 
Beschluss über die Einwendungen der Mit-
gliedskörperschaften
– Vorlage Nr. 15/1564/1 –

Der Landschaftsausschuss hat in seiner Sitzung 
am 28. März 2023 die Vorlage Nr. 15/1564/1 bera-
ten und mit den Stimmen von CDU, SPD, Bündnis 
90/DIE GRÜNEN und FDP gegen die Stimmen von 
DIE LINKE. mehrheitlich empfohlen, entspre-
chend der Vorlage Nr. 15/1564/1 zu beschließen.

Gibt es dazu Wortmeldungen? – Das ist nicht der 
Fall.

Gibt es Gegenstimmen? – Die FRAKTION. Enthal-
tungen? – Die AfD. Dann haben wir das mehrheit-
lich so beschlossen.

Tagesordnungspunkt 4.2:
Sachanträge zum Nachtragshaushalt

Tagesordnungspunkt 4.2.1:
Antrag Nachtragshaushalt 2023
– Antrag Nr. 15/76/1 Bündnis 90/DIE GRÜNEN –

Hier liegt Ihnen der Antrag Nr. 15/76/1 der Frak-
tion von Bündnis 90/DIE GRÜNEN vor.

Der Landschaftsausschuss hat in seiner Sitzung 
am 28. März 2023 den Antrag Nr. 15/76/1 beraten 
und mit den Stimmen von CDU, SPD, FDP und 
DIE LINKE. gegen die Stimmen von Bündnis 90/
DIE GRÜNEN mehrheitlich abgelehnt.

Gibt es hierzu noch Wortmeldungen? – Das ist 
nicht der Fall.

Dann kommen wir zur Abstimmung. Wer stimmt 
dem Antrag Nr. 15/76/1 zu? – Das sind die GRÜ-
NEN und die FREIEN WÄHLER. Enthaltungen? – 
Das sind die AfD und Die FRAKTION. Dann haben 
wir den Antrag mehrheitlich abgelehnt.

(Ralf Klemm, Bündnis 90/DIE GRÜNEN:
Mit knapper Mehrheit!)

Tagesordnungspunkt 4.2.2:
Senkung der Landschaftsumlage auf 14,8 %
– Antrag Nr. 15/86 AfD –

Der Landschaftsausschuss hat in seiner Sitzung 
am 28. März 2023 den Antrag Nr. 15/86 beraten 
und einstimmig abgelehnt.

Gibt es hierzu noch Wortmeldungen? – Diese 
sehe ich nicht.

Wer stimmt für den Antrag der AfD? – Das ist die 
AfD-Fraktion. Enthaltungen? – Dann haben wir 
diesen Antrag mehrheitlich abgelehnt.

Tagesordnungspunkt 4.2.3:
Senkung der Landschaftsumlage auf 15,15 %
– Antrag Nr. 15/96 Die FRAKTION –

Der Landschaftsausschuss hat in seiner Sitzung 
am 28. März 2023 den Antrag beraten und mit 
den Stimmen von CDU, SPD, FDP und DIE LINKE. 
gegen die Stimmen von Bündnis 90/DIE GRÜNEN 
mehrheitlich abgelehnt.

Gibt es hierzu noch Wortmeldungen? – Nein.

Dann kommen wir zur Abstimmung. Ich bitte um 
Ihr Kartenzeichen bei Zustimmung. – Das sind 
die Fraktion der Grünen und die FRAKTION. Ent-
haltungen? – Bei Enthaltung der AfD-Fraktion 
haben wir diesen Antrag ebenfalls mehrheitlich 
abgelehnt.

Tagesordnungspunkt 4.2.4:
Änderung Umlagesatz für den Haushalt 2023
– Antrag Nr. 15/97 CDU, SPD, FDP –

Der Landschaftsausschuss hat in seiner Sitzung 
am 28. März 2023 den Antrag Nr. 15/97 beraten 
und mit den Stimmen von CDU, SPD, Bündnis 90/
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DIE GRÜNEN und FDP gegen die Stimmen der 
Fraktion DIE LINKE. mehrheitlich empfehlend 
beschlossen.

Gibt es hierzu jetzt noch Wortmeldungen? – Das 
ist nicht der Fall.

Wer diesem Antrag zustimmen möchte, den bit-
te ich nun um das Kartenzeichen. – Das sind die 
GRÜNEN, die SPD-Fraktion, die CDU-Fraktion, 
die FDP-Fraktion und die FREIEN WÄHLER. Gibt 
es Enthaltungen? – Die AfD-Fraktion hat sich 
enthalten. Gegenstimmen? – Dann haben wir den 
Antrag gegen die Stimmen der LINKEN und der 
FRAKTION mehrheitlich so beschlossen.

(Beifall von CDU und SPD – Ralf Klemm, Bündnis 
90/DIE GRÜNEN: Nur weil ihr mehr seid!)

Tagesordnungspunkt 4.3:
Nachtragssatzung des LVR mit Nachtragshaus-
halt und sonstigen Anlagen für das Jahr 2023
– Vorlage Nr. 15/1584/1 –

Der Landschaftsausschuss hat in seiner Sitzung 
am 28. März 2023 die Vorlage Nr. 15/1584/1 bera-
ten und mit den Stimmen von CDU, SPD, Bündnis 
90/DIE GRÜNEN und FDP gegen die Stimme von 
DIE LINKE. mehrheitlich empfohlen, zu beschlie-
ßen:

Der Nachtragssatzung des Haushaltsjahrs 2023 
einschließlich Nachtragshaushalt, Schlussver-
änderungsnachweis und Anlagen wird gemäß 
Ergänzungsvorlage Nr. 15/1584/1 sowie der Aus-
wirkungen aus Antrag Nr. 15/97 zugestimmt.

Gibt es hierzu noch Wortmeldungen? – Diese 
sehe ich nicht.

Für Ihre Zustimmung zur Empfehlung des Land-
schaftsausschusses bitte ich nun um Ihr Kar-
tenzeichen. – Das sind die FDP-Fraktion, die 
CDU-Fraktion, die SPD-Fraktion, Bündnis 90/Die 

Grünen und die FREIEN WÄHLER. Gibt es Gegen-
stimmen? – Die FRAKTION und DIE LINKE. Gibt 
es noch Enthaltungen? – Die AfD-Fraktion. Dann 
haben wir das mehrheitlich so beschlossen.

Damit haben wir den gesamten Tagesordnungs-
punkt 4, „Nachtragshaushalt 2023“, miteinander 
abgearbeitet, und ich komme zurück zu

Tagesordnungspunkt 3:
Umbesetzung in den Ausschüssen

Hier habe ich ein Signal von Frau Landesdirekto-
rin Lubek bekommen. Ich unterbreche daher die 
Sitzung für wenige Minuten.

(Unterbrechung von 11:44 Uhr bis 12:09 Uhr)

Vorsitzende Anne Henk-Hollstein: Liebe Kolle-
ginnen und Kollegen, wir steigen um 12:09 Uhr 
wieder in die Sitzung ein.

Es gilt nun, einige grundsätzliche Anmerkungen 
zum Tagesordnungspunkt 3.1 zu machen. Wenn 
ich gleich die weiteren Wahlgänge gesondert 
aufrufe, werde ich noch mal dezidierte Hinweise 
geben.

Wir starten mit 

Tagesordnungspunkt 3.1:
Antrag Nr. 15/90 der CDU-Fraktion

Frau Landesdirektorin Lubek hat zunächst das 
Wort.

LVR-Direktorin Ulrike Lubek: Frau Vorsitzende! 
Meine Damen und Herren! Ich bitte, diese deut-
liche Verzögerung zu entschuldigen. Die Verwal-
tung war nicht ausreichend vorbereitet auf gehei-
me Wahlen. Wir haben daraus gelernt, und das 
wird in nächsten Sitzungen anders vorbereitet 
sein. – Danke.
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(Vereinzelt Beifall)

Vorsitzende Anne Henk-Hollstein: Wir steigen 
nun in die Wahl ein; die Stimmzettel sind vorbe-
reitet. Sie erhalten – und das gilt jetzt für alle 
Wahlgänge – Ihren Stimmzettel gegen Vorlage 
Ihrer namentlichen Stimmkarte. Im Moment 
haben Sie alle eine rote Stimmkarte. Diese rote 
Stimmkarte geben Sie gleich ab. Dafür bekom-
men Sie Ihren Stimmzettel. Wenn Sie gewählt 
und Ihren Stimmzettel in die Wahlurne geworfen 
haben, bekommen Sie eine neue Stimmkarte mit 
Ihrem Namen. Diese wird auch eine andere Farbe 
haben; wahrscheinlich wird sie grün oder gelb 
sein. So ist das im Moment vorbereitet.

(Unruhe)

– Ich bitte um Ruhe. Keine Diskussionen! Tun Sie 
mir den Gefallen, damit wir das jetzt nacheinan-
der abgearbeitet bekommen.

Damit haben wir auch eine Kontrolle darüber, ob 
zwischenzeitlich Mitglieder der Landschaftsver-
sammlung den Saal verlassen haben. Uns sind 
zurzeit 108 anwesende stimmberechtigte Mit-
glieder bekannt. Es kann allerdings sein, dass der 
eine oder andere gegangen ist und wir deswegen 
weniger stimmberechtigte Mitglieder sind. Das 
muss registriert werden. Wir werden versuchen, 
das gleich im Rahmen des namentlichen Aufrufs 
zu notieren. Wir haben also eine weitere Kont-
rollspur durch die Abgabe des Stimmzettels und 
die Neuausgabe.

Sicherheitshalber frage ich: Haben Sie alle Ihre 
rote Stimmkarte zur Hand? – Ich höre keinen 
Widerspruch. Dann gehe ich davon aus, dass Sie 
alle auf den ersten Wahlgang vorbereitet sind.

Ich habe noch formal darauf hinzuweisen, dass 
Nein-Stimmen gemäß § 20 Abs. 4 Satz 5 unserer 
Geschäftsordnung gültige Stimmen sind, Enthal-
tungen möglich sind, diese jedoch gemäß § 20 

Abs. 4 Satz 1 unserer Geschäftsordnung bei der 
Berechnung der Mehrheit nicht mitgezählt wer-
den. Ein Stimmzettel ist ungültig, wenn er nicht 
ausgefüllt ist, obwohl ein Enthaltungsfeld vorge-
sehen ist, Ergänzungen vorgenommen werden 
oder mehrere Kreuze oder sonstige Kennzeichen 
gemacht werden.

Stimmen Sie für oder gegen den Antrag, dann 
kreuzen Sie bitte deutlich „Ja“ oder „Nein“ an. 
Sie haben außerdem die Möglichkeit, sich der 
Stimme zu enthalten.

Wir werden die Mitglieder der Landschaftsver-
sammlung gleich in alphabetischer Reihenfolge 
aufrufen und zur Wahl bitten. Zwei Wahlurnen 
befinden sich außerhalb dieses Raumes. Das 
heißt, der Wahlvorgang findet außerhalb dieses 
Raumes statt. Bitte blockieren Sie nach der Wahl 
nicht den Bereich, wo die Wahl stattfindet. Halten 
Sie den Bereich also bitte frei, damit dort ein rei-
bungsloser Ablauf gewährleistet ist. 

Wir kommen damit zum Antrag Nr. 15/90 der 
CDU-Fraktion zum Tagesordnungspunkt „Um-
besetzung in Ausschüssen“. Sie erhalten einen 
Stimmzettel, da gebundene Einzelwahl beschlos-
sen wurde. Auf diesem Stimmzettel sind fünf 
Umbesetzungsvorschläge verzeichnet, und Sie 
haben die Möglichkeit, für diese fünf Umbeset-
zungsvorschläge mit Ja, Nein oder Enthaltung zu 
stimmen. Es findet also keine Einzelabstimmung 
über eine Umbesetzung im jeweiligen Gremium 
statt, sondern wir stimmen in einem Wahlgang 
über alle fünf Umbesetzungsvorschläge der 
CDU-Fraktion ab.

Damit eröffne ich den Wahlgang und bitte die bei-
den Beisitzerinnen, die Mitglieder in alphabeti-
scher Reihenfolge aufzurufen. 

(Der Namensaufruf erfolgt. –
Es folgt die geheime Wahl.)
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Haben alle Mitglieder der Landschaftsversamm-
lung ihren Stimmzettel abgegeben? – Dann 
schließe ich den Wahlgang um 12:36 Uhr, und 
ich bitte die beiden Beisitzerinnen, gemeinsam 
mit der Verwaltung die Stimmen in einem Ne-
benraum auszuzählen. Dafür unterbreche ich die 
Sitzung.

(Die Stimmzettel werden ausgezählt. –  
Unterbrechung von 12:36 Uhr bis 12:45 Uhr) 

Vorsitzende Anne Henk-Hollstein: Ich eröffne die 
Sitzung um 12:45 Uhr wieder.

Sehr geehrte Kolleginnen und Kollegen, noch 
mal formal: Gewählt ist, wer mehr als die Hälf-
te der Stimmen erhalten hat, wobei Enthaltun-
gen und ungültige Stimmen zur Berechnung der 
Mehrheit nicht mitgezählt werden.

Ich gebe Ihnen das Endergebnis bekannt: 100 
Stimmen wurden abgebeben. Davon waren 95 
Ja-Stimmen, 5 Nein-Stimmen. Damit sind für die 
Mehrheitsberechnung 100 Stimmen zu zählen. 
Davon entfielen auf den Beschlussvorschlag 95 
Ja-Stimmen bei 5 Nein-Stimmen. Damit ist mit 
mehr als der Hälfte der gültigen Stimmen dieser 
Beschluss gefasst. Der Umbesetzungsantrag Nr. 
15/90 der CDU-Fraktion ist damit beschlossen.

Ich komme damit zu:

Tagesordnungspunkt 3.2:
Antrag Nr. 15/69/2 der AfD-Fraktion

Die Formalien lese ich jetzt nicht noch einmal vor.
Sie erhalten im nächsten Wahlgang 14 Stimm-
zettel für 14 Einzelwahlvorgänge. Diese 14 Ein-
zelwahlvorgänge finden in einem Wahlgang statt.

Wir rufen gleich wieder die Namen auf. Sie erhal-
ten dann draußen gegen Ihre gelbe Stimmkarte 
– ich hoffe, Sie alle haben Ihre gelbe Stimmkarte 
auf dem Tisch – 14 Stimmzettel.

Damit eröffne ich den Wahlgang unter Tagesord-
nungspunkt 3.2 und bitte meine beiden Beisitze-
rinnen, erneut die Mitglieder in alphabetischer 
Reihenfolge aufzurufen, und ich bitte Sie, in die-
ser Reihenfolge zu den Wahlkabinen zu schreiten. 
Nach diesen Informationen können wir starten.

(Der Namensaufruf erfolgt. –
Es folgt die geheime Wahl.)

Haben alle Mitglieder der Landschaftsversamm-
lung ihren Stimmzettel abgegeben? – Dann 
schließe ich den Wahlgang um 13:18 Uhr. Die 
beiden Beisitzerinnen zählen bitte mit der Ver-
waltung im Nebenraum die Stimmen aus. Dafür 
unterbreche ich die Sitzung.

(Die Stimmzettel werden ausgezählt. –  
Unterbrechung von 13:19 Uhr bis 14:45 Uhr) 

Vorsitzende Anne Henk-Hollstein: Zunächst 
möchte ich mich bei den guten Geistern bedan-
ken, die zwischendurch für den kulinarischen 
Wahlgang gesorgt haben.

(Allgemeiner Beifall)

Damit steigen wir um 14:45 Uhr wieder in unsere 
Sitzung ein, und ich darf die Ergebnisse zu Tages-
ordnungspunkt 3.2 verlesen.

Zur Besetzung mit einem ordentlichen Mitglied 
für den Landschaftsausschuss; das war die Po-
sition 1. Abgegeben wurden 97 Stimmen, davon 
waren 49 Ja-Stimmen und 33 Nein-Stimmen. Es 
gab 13 Enthaltungen und 2 ungültige Stimmen. 
Das macht 82 Stimmen, die bei der Mehrheitsbe-
rechnung zählen. Davon entfallen 49 Ja-Stimmen 
und 33 Nein-Stimmen auf den Vorschlag. Damit 
ist die Hälfte der gültigen abgegebenen Stimmen 
gewahrt, und damit ist das ordentliche Mitglied 
gewählt. Sprich, Herr Noe folgt auf Herrn Bom-
mermann.
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(Beifall von der AfD)

Zur Besetzung mit einem stellvertretenden 
Mitglied für den Landschaftsausschuss. Abge-
geben wurden 98 Stimmen. Es hat aber nur 97 
Stimmkarten gegeben. Das heißt, eine Stimme 
mehr wurde abgegeben. Der Grund lässt sich im 
Moment nicht klären. Damit ist dieser Wahlgang 
ungültig.

(Unruhe)

– Bitte bewahren Sie die Ruhe. Wir werden Ih-
nen gleich einen Lösungsvorschlag präsentieren. 
Ich möchte Ihnen allerdings zuerst die weiteren 
Umbesetzungen verkünden. Ich komme auf die-
se zweite Position gleich noch einmal zurück.

Zur Besetzung mit einem stellvertretenden Mit-
glied für den Bau- und Vergabeausschuss. Abge-
geben wurden 97 Stimmen, davon waren 56 Ja-
Stimmen und 26 Nein-Stimmen. Es gab 14 Ent-
haltungen und 1 ungültige Stimme. Das macht 
82 Stimmen für die Mehrheitsberechnung. Davon 
entfallen 56 Ja-Stimmen und 26 Nein-Stimmen 
auf den Vorschlag. Mit 56 Ja-Stimmen ist mehr 
als die Hälfte der gültigen abgegebenen Stim-
men erreicht, und die Umbesetzung ist damit 
beschlossen.

Zur Besetzung mit einem stellvertretenden Mit-
glied für den Kulturausschuss. Abgegeben wur-
den 97 Stimmen, davon waren 58 Ja-Stimmen 
und 22 Nein-Stimmen. Es gab 15 Enthaltungen 
und 2 ungültige Stimmen. Das macht 80 Stim-
men für die Mehrheitsberechnung. Davon entfal-
len 58 Ja-Stimmen und 22 Nein-Stimmen auf den 
Vorschlag. Damit ist mehr als die Hälfte der gül-
tigen abgegebenen Stimmen erreicht, und auch 
diese Umbesetzung ist so beschlossen.

Zur Besetzung mit einem stellvertretenden Mit-
glied für den Finanz- und Wirtschaftsausschuss. 
Abgegeben wurden 97 Stimmen, davon waren 

7 Ja-Stimmen und 87 Nein-Stimmen. Es gab 
keine Enthaltungen und 3 ungültige Stimmen. 
Das macht 94 Stimmen für die Mehrheitsbe-
rechnung. Davon entfallen 7 Ja-Stimmen und 87 
Nein-Stimmen auf den Vorschlag. Damit ist die-
ser Vorschlag abgelehnt und die Umbesetzung 
abgelehnt.

(Beifall von CDU, SPD, Bündnis 90/DIE GRÜNEN, 
FDP, DIE LINKE. und Die FRAKTON)

Zur Besetzung mit einem stellvertretenden Mit-
glied für den Betriebsausschuss LVR-Jugendhil-
fe Rheinland. Abgegeben wurden 96 Stimmen, 
davon waren 9 Ja-Stimmen und 85 Nein-Stim-
men. Es gab 1 Enthaltung und 1 ungültige Stim-
me. Das macht 94 Stimmen für die Mehrheits-
berechnung. Davon entfallen 9 Ja-Stimmen und 
85 Nein-Stimmen auf den Vorschlag. Damit ist 
dieser Vorschlag abgelehnt, und diese Umbeset-
zung findet so nicht statt.

(Beifall von CDU, SPD, Bündnis 90/DIE GRÜNEN, 
FDP, DIE LINKE. und Die FRAKTON)

Zur Besetzung mit einem stellvertretenden Mit-
glied für den Ausschuss für Digitale Entwicklung 
und Mobilität. Abgegeben wurden 97 Stimmen, 
davon waren 8 Ja-Stimmen und 85 Nein-Stim-
men. Es gab 1 Enthaltung und 3 ungültige Stim-
men. Das macht 93 Stimmen für die Mehrheits-
berechnung. Davon entfallen 8 Ja-Stimmen und 
85 Nein-Stimmen auf den Vorschlag. Damit ist 
auch diese Umbesetzung abgelehnt.

(Beifall von CDU, SPD, Bündnis 90/DIE GRÜNEN, 
FDP, Die Linke. und Die FRAKTON)

Zur Besetzung mit einem stellvertretenden Mit-
glied für den Ausschuss für Digitale Entwicklung 
und Mobilität. Abgegeben wurden 97 Stimmen, 
davon waren 55 Ja-Stimmen und 25 Nein-Stim-
men. Es gab 14 Enthaltungen und 3 ungültige 
Stimmen. Damit sind 80 Stimmen für die Mehr-
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heitsberechnung die Grundlage. Davon entfallen 
55 Ja-Stimmen und 25 Nein-Stimmen auf den 
Vorschlag. Damit entfällt mehr als die Hälfte der 
abgegeben gültigen Stimmen auf den Vorschlag, 
und diese Umbesetzung findet statt.

Zur Besetzung mit einem stellvertretenden Mit-
glied für den Rechnungsprüfungsausschuss. 
Abgegeben wurden 97 Stimmen, davon waren 
57 Ja-Stimmen und 24 Nein-Stimmen. Es gab 
15 Enthaltungen und 1 ungültige Stimme. Das 
macht 81 Stimmen für die Mehrheitsberechnung. 
Davon entfallen 57 Ja-Stimmen und 24 Nein-
Stimmen auf den Vorschlag. Damit ist auch hier 
mehr als die Hälfte der gültigen Stimmen auf den 
Vorschlag entfallen, und diese Umbesetzung ist 
dann auch so beschlossen.

Zur Besetzung mit einem stellvertretenden Mit-
glied für den Ausschuss für Personal und all-
gemeine Verwaltung. Abgegeben wurden 97 
Stimmen, davon waren 55 Ja-Stimmen und 25 
Nein-Stimmen. Es gab 13 Enthaltungen und 4 
ungültige Stimmen. Das macht 80 Stimmen für 
die Mehrheitsberechnung. Davon entfallen 55 
Ja-Stimmen und 25 Nein-Stimmen auf den Vor-
schlag. Die auf den Vorschlag entfallenen 55 Ja-
Stimmen sind mehr als die Hälfte der abgegeben 
gültigen Stimmen. Damit erfolgt auch diese Um-
besetzung so.

Zur Besetzung mit einem stellvertretenden Mit-
glied für den Sozialausschuss. Abgegeben wur-
den 97 Stimmen, davon waren 57 Ja-Stimmen 
und 23 Nein-Stimmen. Es gab 15 Enthaltungen 
und 2 ungültige Stimmen. Das macht 80 Stimmen 
für die Mehrheitsberechnung. Davon entfallen 57 
Ja-Stimmen und 23 Nein-Stimmen auf den Vor-
schlag. Somit sind mit den 57 Ja-Stimmen mehr 
als die Hälfte der Stimmen auf den Vorschlag 
entfallen, und damit ist diese Umbesetzung so 
beschlossen.

Zur Besetzung mit einem stellvertretenden Mit-
glied für den Krankenhausausschuss 1. Abge-
geben wurden 97 Stimmen, davon waren 53 Ja-
Stimmen und 30 Nein-Stimmen. Es gab 13 Ent-
haltungen und 1 ungültige Stimme. Das macht 
83 Stimmen für die Mehrheitsberechnung. Davon 
entfallen 53 Ja-Stimmen und 30 Nein-Stimmen 
auf den Vorschlag. Mit den 53 Ja-Stimmen ist 
mehr als die Hälfte der gültigen Stimmen er-
reicht, und damit ist auch diese Umbesetzung so 
beschlossen.

Zur Besetzung mit einem stellvertretenden Mit-
glied für den Krankenhausausschuss 2. Abge-
geben wurden 97 Stimmen, davon waren 57 Ja-
Stimmen und 23 Nein-Stimmen. Es gab 16 Ent-
haltungen und 1 ungültige Stimme. Das macht 
80 Stimmen für die Mehrheitsberechnung. Davon 
entfallen 57 Ja-Stimmen und 23 Nein-Stimmen 
auf den Vorschlag. Mit dieser Anzahl an Ja-Stim-
men ist mehr als die Hälfte der gültigen abge-
gebenen Stimmen erreicht, und damit ist auch 
diese Umbesetzung so beschlossen.

Zur Besetzung mit einem Mitglied für den Kran-
kenhausausschuss 4. Abgegeben wurden 97 
Stimmen, davon waren 52 Ja-Stimmen und 24 
Nein-Stimmen. Es gab 16 Enthaltungen und 5 
ungültige Stimmen. Das macht 76 Stimmen für 
die Berechnung der Mehrheit. Davon entfallen 
52 Ja-Stimmen und 24 Nein-Stimmen auf den 
Vorschlag. Mit den 52 Ja-Stimmen ist mehr als 
die Hälfte der gültigen abgegebenen Stimmen 
erreicht. Somit ist auch diese Umbesetzung so 
beschlossen.

Damit haben wir 13 von 14 Umbesetzungen be-
schlossen.

Frau Detjen hat das Wort.

Ulrike Detjen, DIE LINKE.: Frau Vorsitzende! 
Meine Damen und Herren! Zur Geschäftsord-
nung. Ich beantrage, die Wahlgänge unter den 
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Tagesordnungspunkten 3.3, 3.4 und 3.5 zu einem 
gebundenen Wahlgang zusammenzuziehen. Das 
heißt, die Stimmzettel werden, wie wir es auch 
gerade gemacht haben, getrennt ausgegeben, 
und ich schlage vor, dass wir den Wahlgang, der 
in der letzten Einzelwahl ungültig war, mit da-
zuzunehmen, sodass wir dann insgesamt sechs 
Stimmzettel auszählen müssen.

(Vereinzelt Beifall)

Vorsitzende Anne Henk-Hollstein: Vielen Dank, 
Frau Detjen, für diesen Geschäftsordnungsan-
trag.

Wird die Gegenrede gewünscht? – Das ist nicht 
der Fall.

Damit kommen wir zur Abstimmung über die-
sen Geschäftsordnungsantrag von Frau Detjen, 
die einen gebundenen Wahlgang bezüglich der 
Tagesordnungspunkte 3.3 bis 3.5 inklusive der 
Nachwahl für das stellvertretende Mitglied im 
LA beantragt hat; das war quasi der zweite Spie-
gelstrich des vorhergehenden Antrags. Gibt es 
Gegenstimmen? – Enthaltungen? – Dann können 
wir so verfahren, dass wir gleich in diesen gebun-
denen Wahlgang einsteigen.

(Prof. Dr. Jürgen Wilhelm, SPD: Der letzte Ge-
schäftsordnungsantrag ist einstimmig angenom-
men worden!)

– Der Geschäftsordnungsantrag von Frau Det-
jen ist einstimmig angenommen worden. Es gab 
keine Gegenstimme, keine Enthaltung. Es war 
einstimmig.

(Prof. Dr. Jürgen Wilhelm, SPD: Sehr gut!)

Ich sehe einen weiteren Geschäftsordnungsan-
trag.

Alexander Niklas Schaary, AfD: Sehr geehr-
te Frau Vorsitzende! Sehr geehrte Damen und 
Herren! Ich möchte, dass die Beschlussfähigkeit 
überprüft wird; denn die Reihen haben sich mitt-
lerweile doch schon etwas gelichtet. Deswegen 
interessiert es mich, wie viele Leute überhaupt 
noch hier sind. Das ist, denke ich, sehr sinnvoll. 
– Vielen Dank.

(Beifall von der AfD)

Vorsitzende Anne Henk-Hollstein: Bitte einmal 
durchzählen! Wir benötigen mehr als die Hälfte 
der Mitglieder – das sind also mehr als 64 Mit-
glieder –, um beschlussfähig zu sein. 

Ich fange links an. Wie viele stimmberechtigte 
Mitglieder gibt es noch bei den LINKEN? – 4 Mit-
glieder.

Bei den GRÜNEN? – 10 Mitglieder.
SPD? – 26 Mitglieder.
Die FRAKTION? – 1 Mitglied.
FREIE WÄHLER? – 1 Mitglied.
CDU? – 28 Mitglieder.

Okay. Dann sind wir deutlich mehr und weiterhin 
beschlussfähig.

(Ulrike Detjen, DIE LINKE.: Frag doch auch die 
FDP! – Prof. Dr. Jürgen Wilhelm, SPD: Und die 
FDP? Herr Effertz zählt doppelt!)

– 1 Mitglied bei der FDP.

Ich stelle fest: Wir sind weiterhin beschlussfähig, 
und damit ist dieser Geschäftsordnungsantrag 
abgearbeitet.

Dann rufe ich auch auf
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Tagesordnungspunkt 3.3:
Antrag Nr. 15/98 DIE LINKE..

und

Tagesordnungspunkt 3.4:
Antrag Nr. 15/100 AfD

und

Tagesordnungspunkt 3.5:
Antrag Nr. 15/101 Die FRAKTION

und außerdem den Wahlgang, der gerade ungül-
tig war.

Für die Wahlen unter den Tagesordnungspunkten 
3.3 bis 3.5 und den ungültigen Wahlgang führen 
wir jetzt einem gebundenen Wahlgang durch. Das 
heißt, wir werden noch ein Mal alle Mitglieder in 
alphabetischer Reihenfolge aufrufen, und Sie be-
nutzen für die Wahl bitte die grüne Stimmkarte. 
Sie bekommen im Gegenzug vier Stimmzettel-
pakete; so will ich es mal formulieren. In einem 
Umschlag sind drei Stimmzettel enthalten; das 
sind die vorgeschlagenen Umbesetzungen der 
Linken, der FRAKTION und der AfD. Außerdem 
bekommen Sie den Stimmzettel für den Wahl-
gang, der vorher ungültig war.

Gibt es dazu noch Fragen? – Das ist nicht der Fall. 
Sehr schön.

Dann steigen wir in den Wahlgang ein, und ich 
bitte meine beiden Beisitzerinnen, ihres Amtes 
zu walten.

(Der Namensaufruf erfolgt. –
Es folgt die geheime Wahl.)

Ich frage sicherheitshalber: Haben alle Mitglie-
der der Landschaftsversammlung gewählt? – 
Dann schließe ich diesen gebundenen Wahlgang 
und danke an dieser Stelle auch ausdrücklich 

meinen beiden Beisitzerinnen für die geleistete 
Arbeit. Dankeschön.

(Allgemeiner Beifall)

Dann darf ich um Auszählung bitten und unter-
breche die Sitzung dafür.

(Die Stimmzettel werden ausgezählt. –  
Unterbrechung von 15:42 Uhr bis 16:14 Uhr) 

Vorsitzende Anne Henk-Hollstein: Ich eröffne die 
Sitzung um 16:14 Uhr wieder.

Wir kommen zum Umbesetzungsantrag Nr. 15/98 
der Linken unter Tagesordnungspunkt 3.3.

Das Ergebnis: 78 Stimmen wurden abgegeben. 
Davon waren 66 Ja-Stimmen und 8 Nein-Stim-
men. Es gab 4 Enthaltungen. Das macht 74 Stim-
men für die Berechnung der Mehrheit. Auf diesen 
Vorschlag entfielen 66 Ja-Stimmen bei 8 Enthal-
tungen. Damit ist mehr als die Hälfte der gültigen 
Stimmen auf diesen Antrag entfallen, und er ist 
somit beschlossen.

Wir kommen zum Umbesetzungsantrag Nr. 
15/100 der AfD unter Tagesordnungspunkt 3.4.

Hier gab es drei Wahlvorgänge.

Zunächst ging es um die Wahl des stellvertre-
tenden Mitglieds für den Landesjugendhilfeaus-
schuss. 77 Stimmen wurden abgegeben. Davon 
waren 38 Ja-Stimmen und 26 Nein-Stimmen. 
Es gab 12 Enthaltungen und 1 ungültige Stim-
me. Das macht 64 Stimmen für die Berechnung 
der Mehrheit. Auf diesen Vorschlag entfielen 38 
Ja-Stimmen und 26 Nein-Stimmen. Damit ist mit 
38 Ja-Stimmen mehr als die Hälfte der gültigen 
abgegebenen Stimmen auf diesen Antrag entfal-
len, und dieser Umbesetzungsvorschlag ist so 
beschlossen.
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Wir kommen zur Wahl des ordentlichen Mitglieds 
im Ausschuss für Heilpädagogische Hilfen. 77 
Stimmen wurden abgegeben. Davon waren 37 Ja-
Stimmen und 27 Nein-Stimmen. Es gab 12 Ent-
haltungen und 1 ungültige Stimme. Das macht 64 
Stimmen für die Berechnung der Mehrheit. Auf 
diesen Vorschlag entfielen 37 Ja-Stimmen und 
27 Nein-Stimmen. Damit ist mit 37 Ja-Stimmen 
mehr als die Hälfte der gültigen abgegebenen 
Stimmen auf diesen Antrag entfallen, und dieser 
Umbesetzungsvorschlag ist so beschlossen.

Wir kommen zur Wahl des ordentlichen Mit-
glieds im Betriebsausschuss LVR-Jugendhilfe 
Rheinland. 77 Stimmen wurden abgegeben. Da-
von waren 37 Ja-Stimmen und 29 Nein-Stimmen. 
Es gab 10 Enthaltungen und 1 ungültige Stim-
me. Das macht 66 Stimmen für die Mehrheits-
berechnung. Auf diesen Vorschlag entfielen 37 
Ja-Stimmen und 29 Nein-Stimmen. Damit sind 
diese 37 Ja-Stimmen mehr als die Hälfte der gül-
tigen abgegebenen Stimmen, und damit ist auch 
diese Umbesetzung so beschlossen.

Wir kommen zum Antrag Nr. 15/101 der FRAKTI-
ON unter Tagesordnungspunkt 3.5.

78 Stimmen wurden abgegeben. Davon waren 66 
Ja-Stimmen und 7 Nein-Stimmen. Es gab 4 Ent-
haltungen und 1 ungültige Stimme. Das macht 73 
Stimmen für die Berechnung der Mehrheit. Auf 
diesen Vorschlag entfielen 66 Ja-Stimmen und 7 
Nein-Stimmen. Damit ist mit diesen 66 Ja-Stim-
men mehr als die Hälfte der gültigen Stimmen 
abgegeben worden, und diese Umbesetzungs-
vorschläge sind damit beschlossen.

Wir kommen zur Wiederholung der Besetzung 
aus dem Antrag Nr. 15/69/2; hier geht es um das 
stellvertretende Mitglied für den LA.

78 Stimmen wurden abgegeben. Davon waren 39 
Ja-Stimmen und 30 Nein-Stimmen. Es gab 9 Ent-
haltungen. Das macht 69 Stimmen für die Mehr-

heitsberechnung. Auf diesen Vorschlag entfielen 
39 Ja-Stimmen und 30 Nein-Stimmen. Diese 39 
Ja-Stimmen sind mehr als die Hälfte der abge-
gebenen gültigen Stimmen. Somit ist auch dieser 
Umbesetzungsvorschlag nun beschlossen.
Damit ist dieser Tagesordnungspunkt beendet.

Tagesordnungspunkt 5:
Fragen und Anfragen

Mir liegen keine Fragen oder Anfragen vor.

Tagesordnungspunkt 6:
Verschiedenes

Ich sehe keine Wortmeldungen.

Damit ist die 8. Sitzung der 15. Landschaftsver-
sammlung um 16:19 Uhr beendet.

(Allgemeiner Beifall)

Ich wünsche Ihnen allen wunderschöne Osterfe-
rien.

(Schluss der Sitzung: 16:19 Uhr) 
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ANLAGE 1

CDU FRAKTION
LANDSCHAFTSVERSAMMLUNG
RHEINLAND

Antrag Nr. 15/90

Datum: 09.02.2023
Antragsteller: CDU

Landschaftsversammlung 31.03.2023 Beschluss

Tagesordnungspunkt:
Umbesetzung in Ausschüssen

Beschlussvorschlag:
Die CDU-Fraktion bittet die Landschaftsversammlung folgenden Umbesetzungen
zuzustimmen: 

Ausschuss für Digitale Entwicklung und Mobilität (ordentliches Mitglied) 

Besetzung (alt): Pavle Madzirov  
Besetzung (neu): Dr. Christiane Leonards-Schippers

Krankenhausausschuss 2 (ordentliches Mitglied)

Besetzung (alt): Pavle Madzirov
Besetzung (neu): Peter Labouvie

Schulausschuss (ordentliches Mitglied)

Besetzung (alt): Pavle Madzirov
Besetzung (neu): Peter Labouvie

Krankenhausausschuss 3 (stellvertretendes Mitglied)

Besetzung (alt): Pavle Madzirov
Besetzung (neu): Peter Labouvie

Sozialausschuss (stellvertretendes Mitglied)

Besetzung (alt): Pavle Madzirov
Besetzung (neu): Peter Labouvie

Ergebnis:
Entsprechend Beschlussvorschlag beschlossen.

öffentlich
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Begründung:
Erfolgt mündlich. 

Frank Boss

 

CDU FRAKTION
LANDSCHAFTSVERSAMMLUNG
RHEINLAND

Antrag Nr. 15/90

Datum: 09.02.2023
Antragsteller: CDU

Landschaftsversammlung 31.03.2023 Beschluss

Tagesordnungspunkt:
Umbesetzung in Ausschüssen

Beschlussvorschlag:
Die CDU-Fraktion bittet die Landschaftsversammlung folgenden Umbesetzungen
zuzustimmen: 

Ausschuss für Digitale Entwicklung und Mobilität (ordentliches Mitglied) 

Besetzung (alt): Pavle Madzirov  
Besetzung (neu): Dr. Christiane Leonards-Schippers

Krankenhausausschuss 2 (ordentliches Mitglied)

Besetzung (alt): Pavle Madzirov
Besetzung (neu): Peter Labouvie

Schulausschuss (ordentliches Mitglied)

Besetzung (alt): Pavle Madzirov
Besetzung (neu): Peter Labouvie

Krankenhausausschuss 3 (stellvertretendes Mitglied)

Besetzung (alt): Pavle Madzirov
Besetzung (neu): Peter Labouvie

Sozialausschuss (stellvertretendes Mitglied)

Besetzung (alt): Pavle Madzirov
Besetzung (neu): Peter Labouvie

Ergebnis:
Entsprechend Beschlussvorschlag beschlossen.

öffentlich
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ANLAGE 2

Ergänzungsantrag Nr. 15/69/2

Datum: 20.03.2023
Antragsteller: AfD

Landschaftsversammlung 31.03.2023 Beschluss

Tagesordnungspunkt:
Umbesetzung von Gremien

Beschlussvorschlag:

Die AfD-Fraktion in der Landschaftsversammlung Rheinland bittet die
Landschaftsversammlung, folgenden Umbesetzungen zuzustimmen:

 

Ordentliches Mitglied Landschaftsausschuss

Besetzung alt: Prof. Dr. Ralf Bommermann

Besetzung neu: Yannick Noé

Stellvertretendes Mitglied Landschaftsausschuss

Besetzung alt: Dr. Hartmut Beucker

Besetzung neu: Ralf Dick

Stellvertretendes Mitglied Bau- und Vergabeausschuss

Besetzung alt: Ernst Brokbals*

Besetzung neu: Peter Morawietz *

öffentlich



36 / ANLAGEN	

Stellvertretendes Mitglied Kulturausschuss

Besetzung alt: Thomas Kunze

Besetzung neu: Renate Zillessen *

Stellvertretendes Mitglied Finanz- und Wirtschaftsausschuss:

Besetzung alt: Yannick Noe

Besetzung neu: Markus Wiener *

Stellvertretendes Mitglied Betriebausschuss Jugendhilfe Rheinland

Besetzung alt: Yannick Noé

Besetzung neu: Nathalie Bleck *

Stellvertretendes Mitglied Ausschuss für digitale Entwicklung und Mobilität

Besetzung alt: Yannick Noe

Besetzung neu: Irmhild Boßdorf *

stellvertretendes Mitglied Ausschuss für digitale Entwicklung und Mobilität

Besetzung alt: Michael Nietsch

Besetzung neu: Thomas Frings*

Stellvertretendes Mitglied Rechnungsprüfungsausschuss

Besetzung alt: Dr. Hartmut Beucker

Besetzung neu: Ralf Dick

Stellvertretendes Mitglied Ausschuss für Personal und allgemeine Verwaltung

Besetzung alt: Dr. Hartmut Beucker

Besetzung neu: Edgar Lenzen*

Stellvertretendes Mitglied Sozialausschuss

Besetzung alt: Jens Schmitz

Besetzung neu: Alexander Schaary

Stellvertretendes Mitglied Krankenhausausschuss 1
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Stellvertretendes Mitglied Kulturausschuss

Besetzung alt: Thomas Kunze

Besetzung neu: Renate Zillessen *

Stellvertretendes Mitglied Finanz- und Wirtschaftsausschuss:

Besetzung alt: Yannick Noe

Besetzung neu: Markus Wiener *

Stellvertretendes Mitglied Betriebausschuss Jugendhilfe Rheinland

Besetzung alt: Yannick Noé

Besetzung neu: Nathalie Bleck *

Stellvertretendes Mitglied Ausschuss für digitale Entwicklung und Mobilität

Besetzung alt: Yannick Noe

Besetzung neu: Irmhild Boßdorf *

stellvertretendes Mitglied Ausschuss für digitale Entwicklung und Mobilität

Besetzung alt: Michael Nietsch

Besetzung neu: Thomas Frings*

Stellvertretendes Mitglied Rechnungsprüfungsausschuss

Besetzung alt: Dr. Hartmut Beucker

Besetzung neu: Ralf Dick

Stellvertretendes Mitglied Ausschuss für Personal und allgemeine Verwaltung

Besetzung alt: Dr. Hartmut Beucker

Besetzung neu: Edgar Lenzen*

Stellvertretendes Mitglied Sozialausschuss

Besetzung alt: Jens Schmitz

Besetzung neu: Alexander Schaary

Stellvertretendes Mitglied Krankenhausausschuss 1
Besetzung alt: Ralf Dick

Besetzung neu: Gerald Christ*

Stellvertretendes Mitglied Krankenhausausschuss 2

Besetzung alt: Jens Schmitz

Besetzung neu: Alexander Schaary

Ordentliches Mitglied Krankenhausausschuss 4

Besetzung alt: Jens Schmitz

Besetzung neu: Alexander Schaary

* Sachkundiger Bür ger

Ergebnis:
Abweichend beschlossen, siehe Vorabinformation bzw. Niederschrift.

Begründung:
 Aufgrund der Beanstandung (Mail vom 10.10.2022) und des Schreibens des
Ministeriums für Heimat, Kommunales, Bau und Digitalisierung vom 24. Februar 2023
wird der Antrag erneut gestellt. Hinsichtlich des Tods des Mandatsträgers der AfD-
Fraktion Jens Schmitz vom 15. Februar 2023 und der Mandatsniederlegung von Dr.
Hartmut Beucker vom 20. März 2023 wurde der Antrag entsprechend ergänzt.

Irmhild Boßdorf
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ANLAGE 3

in der Landschaftsversammlung Rheinland

Antrag Nr. 15/98

Datum: 24.03.2023
Antragsteller: Die Linke.

Landschaftsversammlung 31.03.2023 Beschluss

Tagesordnungspunkt:
Umbesetzungen in Ausschüssen

Beschlussvorschlag:

Die Fraktion DIE LINKE bittet die Landschaftsversammlung, folgenden Umbesetzungen
zuzustimmen:

Kulturausschuss (ordentliches Mitglied):

Besetzung (bislang):     Hans Jürgen Zierus

Besetzung (neu):          Peter Klein

Kulturausschuss (stellvertretendes Mitglied):

Besetzung (bislang):     Peter Klein

Besetzung (neu):          Hans Jürgen Zierus

Personalausschuss (ordentliches Mitglied):

Besetzung (bislang):     Lara Basten

Besetzung (neu):          Hans Jürgen Zierus

Personalausschuss (stellvertretendes Mitglied):

Besetzung (bislang):     Hans Jürgen Zierus

Besetzung (neu):          Lara Basten

öffentlich
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Ergebnis:
Entsprechend Beschlussvorschlag beschlossen.

Begründung:
Erfolgt ggf. mündlich.

Wilfried Kossen
Fraktionsgeschäftsführer
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ANLAGE 4

Antrag Nr. 15/100

Datum: 27.03.2023
Antragsteller: AfD

Landschaftsversammlung 31.03.2023 Beschluss

Tagesordnungspunkt:
Umbesetzung in Gremien

Beschlussvorschlag:
Die AfD-Fraktion bittet die Landschaftsversammlung, folgenden Umbesetzungen
zuzustimmen:

Stellvertretendes Mitglied Landesjugendhilfeausschuss

alt: Edgar Lenzen (sachkundiger Bürger)
neu: Edgar Lenzen (Mitglied der Landschaftsversammlung)

Ordentliches Mitglied Ausschuss für Heilpädagogische Hilfen

alt: Edgar Lenzen (sachkundiger Bürger)
neu: Edgar Lenzen (Mitglied der Landschaftsversammlung)

Ordentliches Mitglied Betriebsausschuss Jugendhilfe Rheinland

alt: Edgar Lenzen (sachkundiger Bürger)
neu: Edgar Lenzen (Mitglied der Landschaftsversammlung)

Ergebnis:
Entsprechend Beschlussvorschlag beschlossen.

Begründung:
erfolgt mündlich

öffentlich

Irmhild Boßdorf
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ANLAGE 5

Antrag Nr. 15/101

Datum: 29.03.2023
Antragsteller: Die FRAKTION

Landschaftsversammlung 31.03.2023 Beschluss

Tagesordnungspunkt:
Umbesetzung in Gremien

Beschlussvorschlag:
Die FRAKTION bittet die Landschaftsversammlung, folgenden Umbesetzungen
zuzustimmen.

Ausschuss für den LVR-Verbund Heilpädagogischer Hilfen (Ordentliches
Mitglied):
Besetzung (alt): Aaron von Kruedener
Besetzung (neu) Ulas Sazi Zabci*

Ausschuss für den LVR-Verbund Heilpädagogischer Hilfen (Stellvertretendes
Mitglied):
Besetzung (alt): Andreas Altefrohne*
Besetzung (neu): Riccarda Aldenhoven*

Betriebsausschuss LVR-Jugendhilfe Rheinland (Ordentliches Mitglied):
Besetzung (alt): Ulas Sazi Zabci* 
Besetzung (neu): Carsten Thiel

Betriebsausschuss LVR-Jugendhilfe Rheinland (Stellvertretendes Mitglied):
Besetzung (alt): Aaron von Kruedener 
Besetzung (neu): Catharina Thiel*

Betriebsausschuss LVR-Jugendhilfe Rheinland (Stellvertretendes Mitglied):
Besetzung (alt): Petra Winkel* 
Besetzung (neu): Sabine Oertel*

Ausschuss für Personal und allgemeine Verwaltung (Ordentliches Mitglied):
Besetzung (alt): Simon König*
Besetzung (neu): Aaron von Kruedener

Ausschuss für Personal und allgemeine Verwaltung (Stellvertretendes
Mitglied):

öffentlich
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Besetzung (alt): Carsten Thiel
Besetzung (neu): Andreas Altefrohne*

Ausschuss für Personal und allgemeine Verwaltung (Stellvertretendes
Mitglied):
Besetzung (alt): Sabine Oertel*
Besetzung (neu): Ulas Sazi Zabci*

Gesundheitsausschuss (Stellvertretendes Mitglied):
Besetzung (alt): Riccarda Aldenhoven*
Besetzung (neu): Tobias Schroeder*

*Sachkundige Bürger*innen

Ergebnis:
Entsprechend Beschlussvorschlag beschlossen.

Begründung:
 Erfolgt ggf. mündlich.

Aaron von Kruedener
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ANLAGE 6

Die Direktorin des Landschaftsverbandes 
Rheinland

Ergänzungsvorlage Nr. 15/1564/1

öffentlich

Datum: 27.03.2023

Dienststelle: OE 2

Bearbeitung: Frau Kaiser

Landschaftsausschuss 
Landschaftsversammlung

28.03.2023 
31.03.2023

empfehlender Beschluss 
Beschluss

Tagesordnungspunkt:

Benehmensherstellung zur Festsetzung des Umlagesatzes für den 
Nachtragshaushalt 2023;  
Beschluss über die Einwendungen der Mitgliedskörperschaften

Beschlussvorschlag:

Zu den erhobenen Einwendungen der Mitgliedskörperschaften gegen den Umlagesatz der 
Nachtragssatzung zum Haushaltsjahr 2023 wird gemäß Vorlage Nr. 15/1564/1 wie folgt 
beschlossen: 

1. Durch die Einbringung eines Nachtragshaushaltes für das Haushaltsjahr 2023 hat die 
Verwaltung auf die unerwartet positive Entwicklung der Umlagegrundlagen im 
Referenzzeitraum bereits mit dem Vorschlag einer Umlagesatzsenkung reagiert. 
Zwischen der Einleitung der Benehmensherstellung am 28. Oktober 2022 und der 
Verabschiedung des Nachtragshaushaltes 2023 am 31. März 2023 sind be- und 
entlastende Entwicklungen eingetreten, die auf den Umlagesatz Auswirkungen haben. 
Durch einen im Finanz- und Wirtschaftsausschuss mehrheitlich empfehlend 
beschlossenen Antrag der CDU, SPD und FDP soll der Umlagesatz auf 15,30 % 
festgesetzt werden. Vor diesem Hintergrund wird den Einwendungen der 
Mitgliedskörperschaften teilweise entsprochen.  

2. Nach der Einbringung des Nachtragshaushaltes 2023 ist das NKF-CUIG verabschiedet 
worden und in Kraft getreten. Der LVR hat daraufhin im Veränderungsnachweisverfahren 
die einschlägigen Gesetzesregelungen in der Nachtragshaushaltsplanung 2023 
angewendet. Der Forderung der Mitgliedskörperschaften, im LVR-Nachtragshaushalt 
2023 eine Isolierung der ukrainekriegsbedingten Belastungen gemäß dem NKF-CUIG 
einzuplanen, wird für die Aufwendungen entsprochen, für die es seitens des Landes NRW 
oder des Bundes keinen Belastungsausgleich gibt. 

3. Durch die Absenkung des Umlagesatzes auf 15,30 % wird ein planmäßiger Fehlbetrag 
von rund 15,7 Mio. Euro ausgewiesen, der durch eine entsprechende Inanspruchnahme 
der Ausgleichsrücklage gedeckt werden soll. Der Forderung der Mitgliedskörperschaften, 
im LVR-Nachtragshaushalt 2023 eine Inanspruchnahme der Ausgleichsrücklage 
einzuplanen, wird damit entsprochen. 

4. Der Forderung der Mitgliedskörperschaften, die Umlagesätze in der mittelfristigen 
Ergebnis- und Finanzplanung anzupassen, wird entsprochen.
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Ergebnis:

Entsprechend Beschlussvorschlag beschlossen.

UN-Behindertenrechtskonvention (BRK):

Diese Vorlage berührt eine oder mehrere Zielrichtungen des
LVR-Aktionsplans zur Umsetzung der BRK.

nein

Gleichstellung/Gender Mainstreaming:

Diese Vorlage berücksichtigt Vorgaben des LVR-Gleichstellungsplans 2025. nein

Finanzielle Auswirkungen auf den Haushalt (lfd. Jahr):
Produktgruppe:

Erträge: Aufwendungen:

Veranschlagt im (Teil-)Ergebnisplan /Wirtschaftsplan

Einzahlungen: Auszahlungen:

Veranschlagt im (Teil-)Finanzplan /Wirtschaftsplan

Bei Investitionen: Gesamtkosten der Maßnahme:

Jährliche ergebniswirksame Folgekosten:

Die gebildeten Budgets werden unter Beachtung der Ziele eingehalten

L u b e k
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Ergebnis:

Entsprechend Beschlussvorschlag beschlossen.

UN-Behindertenrechtskonvention (BRK):

Diese Vorlage berührt eine oder mehrere Zielrichtungen des
LVR-Aktionsplans zur Umsetzung der BRK.

nein

Gleichstellung/Gender Mainstreaming:

Diese Vorlage berücksichtigt Vorgaben des LVR-Gleichstellungsplans 2025. nein

Finanzielle Auswirkungen auf den Haushalt (lfd. Jahr):
Produktgruppe:

Erträge: Aufwendungen:

Veranschlagt im (Teil-)Ergebnisplan /Wirtschaftsplan

Einzahlungen: Auszahlungen:

Veranschlagt im (Teil-)Finanzplan /Wirtschaftsplan

Bei Investitionen: Gesamtkosten der Maßnahme:

Jährliche ergebniswirksame Folgekosten:

Die gebildeten Budgets werden unter Beachtung der Ziele eingehalten

L u b e k

1 
 

Zusammenfassung 

Zusammenfassung der Vorlage Nr. 15/1564/1: 

Aufgrund der finanziellen Auswirkungen des mehrheitlich empfehlend beschlossenen An-
trags Nr. 15/97 der Fraktionen CDU, SPD und FDP vom 23. März 2023 in der Sitzung des 
Finanz- und Wirtschaftsausschusses am 24. März 2023 sowie der am 23. März 2023 ein-
gegangenen Stellungnahme der StädteRegion Aachen wird die nachfolgende Ergän-
zungsvorlage (Redaktionsschluss der Vorlage Nr. 15/1564/1 am 27. März 2023) erstellt. 

Infolge der finanziellen Auswirkungen des Antrags Nr. 15/97 wurde der Beschlussvor-
schlag unter Ziffer 1 wie folgt angepasst: 

Durch die Einbringung eines Nachtragshaushaltes für das Haushaltsjahr 2023 hat die 
Verwaltung auf die unerwartet positive Entwicklung der Umlagegrundlagen im Referenz-
zeitraum bereits mit dem Vorschlag einer Umlagesatzsenkung reagiert. Zwischen der 
Einleitung der Benehmensherstellung am 28. Oktober 2022 und der Verabschiedung des 
Nachtragshaushaltes 2023 am 31. März 2023 sind be- und entlastende Entwicklungen 
eingetreten, die auf den Umlagesatz Auswirkungen haben. Durch einen im Finanz- und 
Wirtschaftsausschuss beschlossenen Antrag der CDU, SPD und FDP soll der Umlagesatz 
auf 15,30 % festgesetzt werden. Vor diesem Hintergrund wird den Einwendungen der 
Mitgliedskörperschaften teilweise entsprochen. 

Der Beschlussvorschlag unter Ziffer 3 wurde wie folgt angepasst: 

Durch die Absenkung des Umlagesatzes auf 15,30 % wird ein planmäßiger Fehlbetrag 
von rund 15,7 Mio. Euro ausgewiesen, der durch eine entsprechende Inanspruchnahme 
der Ausgleichsrücklage gedeckt werden soll. Der Forderung der Mitgliedskörperschaften, 
im LVR-Nachtragshaushalt 2023 eine Inanspruchnahme der Ausgleichsrücklage einzu-
planen, wird damit entsprochen. 

 

Zusammenfassung der Vorlage Nr. 15/1564: 

Der Landschaftsverband Rheinland (LVR) hat mit Vorlage Nr. 15/1384 den Nachtrags-
haushalt 2023 in die Landschaftsversammlung am 9. Dezember 2022 eingebracht.  

Am 28. Oktober 2022 wurde gemäß § 23 Abs. 2 Landschaftsverbandsordnung (LVerbO) 
in Verbindung mit § 55 Kreisordnung NRW (KrO NRW) das Verfahren zur Benehmens-
herstellung mit den Mitgliedskörperschaften fristgemäß eingeleitet. Die Mitgliedskörper-
schaften wurden über die geplante Absenkung des Umlagesatzes für das Haushaltsjahr 
2023 informiert. Ihnen wurde im Rahmen der Benehmensherstellung bis zum 25. No-
vember 2022 die Möglichkeit eingeräumt, zur Höhe der Landschaftsumlage Stellung zu 
nehmen.  

Im Rahmen ihrer Beteiligungsrechte haben 24 Mitgliedskörperschaften Stellungnahmen 
zur Absenkung der Landschaftsumlage für das Haushaltsjahr 2023 übersandt. Die Stel-
lungnahmen sind als Anlagen beigefügt. 

Die öffentliche Anhörung fand am 2. Dezember 2022 im öffentlichen Teil des Finanz- und 
Wirtschaftsausschusses statt. In diesem Rahmen haben drei Vertreter*innen der Mit-
gliedskörperschaften mündliche Stellungnahmen abgegeben, die inhaltlich mit den ab-
gegebenen schriftlichen Stellungnahmen übereinstimmten. 
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Mit Vorlage Nr. 15/1385 wurden die schriftlichen Stellungnahmen der Mitgliedskörper-
schaften der Landschaftsversammlung zur Kenntnis gegeben. Neben Ausführungen zur 
Zulässigkeit der Einwendungen erfolgte eine erste inhaltliche Würdigung. 

Über die Stellungnahmen der Mitgliedskörperschaften beschließt die Landschaftsver-
sammlung gemäß § 23 Abs. 2 LVerbO in Verbindung mit § 55 KrO NRW in öffentlicher 
Sitzung. 

Gegen die Zulässigkeit der Einwendungen gem. § 55 KrO NRW bestehen keine Bedenken. 

Durch die Einbringung eines Nachtragshaushaltes für das Haushaltsjahr 2023 hat die 
Verwaltung auf die unerwartet positive Entwicklung der Umlagegrundlagen im Referenz-
zeitraum mit einer Umlagesatzsenkung reagiert.  

Zwischen der Einleitung der Benehmensherstellung am 28. Oktober 2022 und der Ver-
abschiedung des Nachtragshaushaltes 2023 am 31. März 2023 sind verschiedene ergeb-
nisentlastende und damit umlagerelevante Sachverhalte eingetreten. Nach der Einbrin-
gung des Nachtragshaushaltes 2023 ist das NKF-CUIG verabschiedet worden und in Kraft 
getreten. Der LVR hat daraufhin im Veränderungsnachweisverfahren die einschlägigen 
Gesetzesregelungen in der Nachtragshaushaltsplanung 2023 angewendet. Der Forde-
rung der Mitgliedskörperschaften, im LVR-Nachtragshaushalt 2023 eine Isolierung der 
ukrainekriegsbedingten Belastungen gemäß dem NKF-CUIG einzuplanen, wird entspro-
chen.  

Darüber hinaus hat das Land NRW einen Stärkungspakt „gemeinsam gegen Armut“ in 
Höhe von insgesamt 270 Mio. Euro aufgelegt, aus dem der LVR Entlastungsmittel von bis 
zu 30 Mio. Euro für energiekrisenbedingte Mehrkosten in den Einrichtungen der Einglie-
derungshilfe im Rahmen der Transferaufwendungen erhalten soll. Eine notwendige Iso-
lierung dieser Aufwendungen ist somit nicht gegeben. Das gleiche gilt für den Belas-
tungsausgleich des Bundes in Höhe von 1,0 Mio. Euro für das Jahr 2023, der voraussicht-
lich ausreichen wird, um die unmittelbaren Aufwendungen für Schutzsuchende aus der 
Ukraine zu decken. 

Aufgrund der aktuellen multiplen Krisenlagen wird zur Sicherung der dauerhaften Leis-
tungsfähigkeit des LVR der Forderung der Mitgliedskörperschaften, im LVR-Nachtrags-
haushalt 2023 eine Inanspruchnahme der Ausgleichsrücklage einzuplanen, nicht ent-
sprochen. 

Der Forderung der Mitgliedskörperschaften, die Umlagesätze in der mittelfristigen Fi-
nanzplanung anzupassen, wird entsprochen. 
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Begründung der Vorlage Nr. 15/1564/1: 

 
1. Beschlussfassung in der Sitzung des Finanz-und Wirtschaftsausschusses am  
24. März 2023 

Auf Antrag der Fraktionen der CDU, SPD und FDP (s. Antrag Nr. 15/97) wurde in der Sitzung 
des Finanz-und Wirtschaftsausschusses am 24. März 2023 empfehlend beschlossen, den 
Umlagesatz für das Haushaltsjahr 2023 um 1,35 Prozentpunkte abzusenken und auf 
15,30 % festzulegen.  

Dadurch wurde der Beschlussvorschlag unter Ziffer 1 wie folgt geändert:  

Durch die Einbringung eines Nachtragshaushaltes für das Haushaltsjahr 2023 hat die 
Verwaltung auf die unerwartet positive Entwicklung der Umlagegrundlagen im Refe-
renzzeitraum bereits mit dem Vorschlag einer Umlagesatzsenkung reagiert. Zwischen 
der Einleitung der Benehmensherstellung am 28. Oktober 2022 und der Verabschie-
dung des Nachtragshaushaltes 2023 am 31. März 2023 sind be- und entlastende Ent-
wicklungen eingetreten, die auf den Umlagesatz Auswirkungen haben. Durch einen 
im Finanz- und Wirtschaftsausschuss mehrheitlich empfehlend beschlossenen Antrag 
der CDU, SPD und FDP soll der Umlagesatz auf 15,30 % festgesetzt werden. Vor 
diesem Hintergrund wird den Einwendungen der Mitgliedskörperschaften teilweise 
entsprochen.  

Durch die Absenkung des Umlagesatzes entsprechend dem Antrag Nr. 15/97 verringern sich 
die Erträge aus der Landschaftsumlage und es ergibt sich ein planmäßiger Fehlbetrag im Nach-
tragshaushalt 2023 in Höhe von rund 15,7 Mio. Euro. Daher wurde der Beschlussvorschlag unter 
Ziffer 3 wie folgt geändert:  

Durch die Absenkung des Umlagesatzes auf 15,30 % wird ein planmäßiger Fehlbetrag 
von rund 15,7 Mio. Euro ausgewiesen, der durch eine entsprechende Inanspruch-
nahme der Ausgleichsrücklage gedeckt werden soll. Der Forderung der Mitgliedskör-
perschaften, im LVR-Nachtragshaushalt 2023 eine Inanspruchnahme der Ausgleichs-
rücklage einzuplanen, wird damit entsprochen. 

 

2. Stellungnahme der Städteregion Aachen vom 23. März 2023 

Am 23. März 2023 ist via E-Mail eine weitere Stellungnahme der StädteRegion Aachen 
eingegangen (s. Anlage). Darin wird die Landschaftsversammlung Rheinland aufgefordert, 
eine weitere deutliche Absenkung des Umlagesatzes zu beschließen. Die Stellungnahme 
wurde ebenfalls durch die Verwaltung eingewertet. 

Vor dem Hintergrund des im Finanz- und Wirtschaftsausschuss am 24. März 2023 gefass-
ten empfehlenden Beschlusses über eine weitergehende Absenkung des Umlagesatzes auf 
15,30 % wird der Einwendung der Städteregion Aachen entsprochen. 
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Begründung der Vorlage Nr. 15/1564: 

 

1. Ausgangslage 

Der Landschaftsverband Rheinland (LVR) hat für das Haushaltsjahr 2023 den Entwurf eines 
Nachtragshaushaltsplans mit einer Absenkung des Umlagesatzes um einen Prozentpunkt auf 
15,65 Prozent in die Landschaftsversammlung am 9. Dezember 2022 eingebracht.  

Ein Nachtragshaushalt ist gem. § 81 Abs. 1 Gemeindeordnung NRW (GO NRW) nach dem 
gleichen förmlichen Verfahren zu erstellen wie ein regulärer Haushalt. Somit wurde der Ein-
bringung des Entwurfs der Nachtragssatzung ein Verfahren zur Herstellung des Benehmens 
mit den Mitgliedskörperschaften vorgeschaltet. Das Verfahren wurde fristgerecht sechs 
Wochen vor Einbringung des Entwurfes der Nachtragssatzung eingeleitet. Gegenstand der 
Benehmensherstellung ist die Bestimmung des Umlagesatzes der Landschaftsumlage. 

Die Mitgliedskörperschaften wurden über die Einleitung des Benehmensverfahrens fristge-
recht am 28. Oktober 2022 schriftlich informiert. Mit dem Schriftsatz wurde ein Eckpunk-
tepapier versendet, welches die Planungsannahmen und Planungsänderungen, die für den 
Nachtragshaushalt getroffen worden sind, erläutert. Die Mitgliedskörperschaften wurden 
um schriftliche Stellungnahme bis zum 25. November 2022 gebeten. Darüber hinaus wurde 
ihnen gem. § 55 Abs. 2 KrO i.V.m. § 23 LVerbO Gelegenheit zur Anhörung im Rahmen des 
öffentlichen Teils des Finanz- und Wirtschaftsausschusses am 2. Dezember 2022 gegeben.  

Im Rahmen ihrer Beteiligungsrechte haben folgende Mitgliedskörperschaften eine Stellung-
nahme abgegeben:  

a) die Stadt Mönchengladbach mit Schreiben vom 9. November 2022; 

b) die Stadt Köln mit Schreiben vom 23. November 2022; 

c) der Rhein-Erft-Kreis mit Schreiben vom 24. November 2022, welches am 29. Novem-
ber 2022 zurückgezogen worden ist;  

d) die folgenden Städte und Kreise sowie die StädteRegion Aachen haben mit Schreiben 
vom 24. November 2022 eine gemeinsame Stellungnahme abgegeben: 

 

1.  StädteRegion Aachen 13.  Stadt Leverkusen 
2.  Bundesstadt Bonn 14.  Kreis Mettmann 
3.  Kreis Düren 15.  Stadt Mönchengladbach 
4.  Stadt Düsseldorf 16.  Stadt Mülheim an der Ruhr 
5.  Stadt Duisburg 17.  Oberbergischer Kreis 
6.  Rhein-Erft-Kreis 18.  Stadt Oberhausen 
7.  Stadt Essen 19.  Stadt Remscheid 
8.  Stadt Euskirchen 20.  Rheinisch-Bergischer Kreis 
9.  Kreis Heinsberg 21.  Rhein-Sieg-Kreis 
10.  Kreis Kleve 22.  Stadt Solingen 
11.  Stadt Köln 23.  Kreis Viersen 
12.  Stadt Krefeld 24.  Stadt Wuppertal 

Die Stellungnahmen sind als Anlagen beigefügt.  
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Begründung der Vorlage Nr. 15/1564: 

 

1. Ausgangslage 

Der Landschaftsverband Rheinland (LVR) hat für das Haushaltsjahr 2023 den Entwurf eines 
Nachtragshaushaltsplans mit einer Absenkung des Umlagesatzes um einen Prozentpunkt auf 
15,65 Prozent in die Landschaftsversammlung am 9. Dezember 2022 eingebracht.  

Ein Nachtragshaushalt ist gem. § 81 Abs. 1 Gemeindeordnung NRW (GO NRW) nach dem 
gleichen förmlichen Verfahren zu erstellen wie ein regulärer Haushalt. Somit wurde der Ein-
bringung des Entwurfs der Nachtragssatzung ein Verfahren zur Herstellung des Benehmens 
mit den Mitgliedskörperschaften vorgeschaltet. Das Verfahren wurde fristgerecht sechs 
Wochen vor Einbringung des Entwurfes der Nachtragssatzung eingeleitet. Gegenstand der 
Benehmensherstellung ist die Bestimmung des Umlagesatzes der Landschaftsumlage. 

Die Mitgliedskörperschaften wurden über die Einleitung des Benehmensverfahrens fristge-
recht am 28. Oktober 2022 schriftlich informiert. Mit dem Schriftsatz wurde ein Eckpunk-
tepapier versendet, welches die Planungsannahmen und Planungsänderungen, die für den 
Nachtragshaushalt getroffen worden sind, erläutert. Die Mitgliedskörperschaften wurden 
um schriftliche Stellungnahme bis zum 25. November 2022 gebeten. Darüber hinaus wurde 
ihnen gem. § 55 Abs. 2 KrO i.V.m. § 23 LVerbO Gelegenheit zur Anhörung im Rahmen des 
öffentlichen Teils des Finanz- und Wirtschaftsausschusses am 2. Dezember 2022 gegeben.  

Im Rahmen ihrer Beteiligungsrechte haben folgende Mitgliedskörperschaften eine Stellung-
nahme abgegeben:  

a) die Stadt Mönchengladbach mit Schreiben vom 9. November 2022; 

b) die Stadt Köln mit Schreiben vom 23. November 2022; 

c) der Rhein-Erft-Kreis mit Schreiben vom 24. November 2022, welches am 29. Novem-
ber 2022 zurückgezogen worden ist;  

d) die folgenden Städte und Kreise sowie die StädteRegion Aachen haben mit Schreiben 
vom 24. November 2022 eine gemeinsame Stellungnahme abgegeben: 

 

1.  StädteRegion Aachen 13.  Stadt Leverkusen 
2.  Bundesstadt Bonn 14.  Kreis Mettmann 
3.  Kreis Düren 15.  Stadt Mönchengladbach 
4.  Stadt Düsseldorf 16.  Stadt Mülheim an der Ruhr 
5.  Stadt Duisburg 17.  Oberbergischer Kreis 
6.  Rhein-Erft-Kreis 18.  Stadt Oberhausen 
7.  Stadt Essen 19.  Stadt Remscheid 
8.  Stadt Euskirchen 20.  Rheinisch-Bergischer Kreis 
9.  Kreis Heinsberg 21.  Rhein-Sieg-Kreis 
10.  Kreis Kleve 22.  Stadt Solingen 
11.  Stadt Köln 23.  Kreis Viersen 
12.  Stadt Krefeld 24.  Stadt Wuppertal 

Die Stellungnahmen sind als Anlagen beigefügt.  
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Die öffentliche Anhörung der Mitgliedskörperschaften ist am 2. Dezember 2022 im Rahmen 
des Finanz- und Wirtschaftsausschusses erfolgt. Bei der Anhörungsveranstaltung waren 
drei Mitgliedskörperschaften vertreten (die Städte Düsseldorf und Solingen sowie der Kreis 
Mettmann), die die Forderungen der Städte und Kreise, die in der schriftlichen Stellung-
nahme vom 24. November 2022 aufgeführt worden sind, nochmals bekräftigt haben.  

 

2. Zulässigkeit von Einwendungen 

Die Beteiligungsrechte der Mitgliedskörperschaften ergeben sich aus § 22 Abs. 3 LVerbO 
in Verbindung mit § 23 Abs. 2 LVerbO und § 55 KrO NRW. Demnach haben die Städte und 
Kreise zunächst das Recht, Stellung zur geplanten Landschaftsumlage zu nehmen. Darüber 
hinaus ist den Mitgliedskörperschaften vor Beschlussfassung über die Haushaltssatzung in 
öffentlicher Sitzung Gelegenheit zur Anhörung zu geben.  

Im Rahmen der Benehmensherstellung sind mit der Zuleitung des Entwurfes der Haus-
haltssatzung an die Landschaftsversammlung auch die Stellungnahmen der Mitgliedskör-
perschaften zur Kenntnis zu geben. Über die Einwendungen der Mitgliedskörperschaften 
hat die Landschaftsversammlung in öffentlicher Sitzung zu beschließen. Sodann ist den 
Mitgliedskörperschaften das Beratungsergebnis und dessen Begründung mitzuteilen. 

Gegen die Zulässigkeit der eingegangenen Einwendungen gemäß § 55 KrO NRW bestehen 
keine Bedenken. 

 

3. Inhaltliche Würdigung der Einwendungen 

Die eingegangenen Stellungnahmen und Einwendungen der Mitgliedskörperschaften wur-
den durch die Verwaltung ausgewertet. Die nachfolgende Auswertung fasst die inhaltlichen 
Aspekte der Stellungnahmen zusammen.  

 
3.1 Absenkung des Umlagesatzes 

Die Mitgliedskörperschaften begrüßen zunächst das Vorhaben des LVR, den Umlagesatz 
für das Haushaltsjahr 2023 von 16,65 Prozent auf 15,65 Prozent zu reduzieren. Jedoch 
wird die Absenkung um einen Prozentpunkt als nicht ausreichend erachtet. Die Erwartung 
der Mitgliedskörperschaften sei eine weitergehende Senkung auf bis zu 14,8 Prozent.  

Die Mitgliedskörperschaften bemängeln, dass die Planannahmen des LVR für den Nachtrag 
2023 auf einer äußerst risikoaffinen Betrachtung beruhten und die Veranschlagung der 
Planwerte nur überschlägig erfolgt sei. Es sei jedoch angebracht und werde erwartet, dass 
die Planannahmen im Rahmen der Haushaltsberatungen einer kritischen Überprüfung un-
terworfen und eine angemessene Risikoverteilung zwischen den Mitgliedskörperschaften 
einerseits und dem LVR andererseits erreicht würde. 

 
Die Verwaltung nimmt dazu wie folgt Stellung:  

Sofern an dem bereits genehmigten Haushalt 2023 festgehalten und kein Nachtragshaus-
halt 2023 erstellt würde, würde der LVR nach der Verabschiedung des Gemeindefinanzie-
rungsgesetzes (GFG) 2023 am 22. Dezember 2022 einen Mehrertrag bei den allgemeinen 
Deckungsmitteln (Landschaftsumlage und Schlüsselzuweisungen) in Höhe von insgesamt 
rund 528 Mio. Euro erzielen. Dies ist auf die unerwartet gute Entwicklung der Steuerein-
nahmen und die dadurch angestiegenen Umlagegrundlagen zurückzuführen. Von der guten 
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Steuerentwicklung haben auch die Städte und Kreise profitiert; insoweit ist ihre Steuer-
kraft, die sich positiv auf die Umlagegrundlagen auswirkt, angestiegen. 

Der LVR hat unverzüglich die Vorbereitungen zur Aufstellung eines Nachtragshaushaltes 
2023 aufgenommen, nachdem er über die Arbeitskreisrechnung zum Gemeindefinanzie-
rungsgesetz 2023 des Landes NRW vom 30. August 2022 Kenntnis von der Entwicklung 
der allgemeinen Deckungsmittel erlangt hat. Die positiven Auswirkungen auf der Ertrags-
seite werden jedoch durch die zu erwartenden weiteren Steigerungen bei den Aufwendun-
gen deutlich relativiert. Vor dem Hintergrund und im Zusammenhang mit den anhaltenden 
Auswirkungen des Ukraine-Krieges, insbesondere aufgrund erhöhter Energie- und Bau-
stoffpreise, steigender Transferausgaben im Bereich der Eingliederungshilfe und steigender 
Tarifentgelte sowie notwendiger konsumtiver Sofortmaßnahmen zur Energieeinsparung 
sind die bisherigen Planansätze des Haushaltsjahres 2023 im LVR einem Belastungstest 
(Stresstest) unterzogen worden. Hierbei sind im Rahmen der Aufstellung des Entwurfs des 
Nachtragshaushaltes 2023 voraussichtliche Mehraufwendungen in Höhe von rund 266 Mio. 
Euro ermittelt worden. 

Im Rahmen der Haushaltsberatungen zum LVR-Nachtragshaushalt 2023 wurden die Plan-
annahmen verifiziert und aktuelle Entwicklungen bei der Bemessung der Aufwendungen 
und Erträge sowie der Umlagesatzgestaltung im Veränderungsnachweisverfahren berück-
sichtigt. 

Nach der Einbringung des Nachtragshaushaltes 2023 am 9. Dezember 2022 ist das Ge-
meindefinanzierungsgesetz (GFG) 2023 beschlossen worden und in Kraft getreten. Danach 
würden sich bei einem Umlagesatz von 15,65 % Mindererträge aus der Landschaftsumlage 
von rund 2,2 Mio. Euro und Mehrerträge bei den Schlüsselzuweisungen von rund 0,2 Mio. 
Euro ergeben. Die saldierten Mindererträge von 2,0 Mio. Euro wurden im Rahmen des Ver-
änderungsnachweisverfahren entsprechend im Nachtragsplan berücksichtigt. 

Die Europäische Zentralbank (EZB) hat seit Juli 2022 die Leitzinsen in mehreren Schritten 
angehoben. Für den Einlagebestand des LVR bedeutet dies, dass keine Verwahrgebühren 
mehr zu entrichten sind und höhere Zinserträge anfallen werden. Diese Auswirkungen der 
Zinsentwicklung wurden im Rahmen des Veränderungsnachweisverfahrens ergebnisver-
bessernd im Nachtragsplan berücksichtigt. 

Zum Ausgleich ukrainekriegsbedingter Energiepreissteigerungen in den Einrichtungen und 
Diensten der Eingliederungshilfe sowie Einrichtungen und Leistungen nach § 67 ff. SGB XII 
hat das Land NRW einen Stärkungspakt „gemeinsam gegen Armut“ aufgelegt, aus dem der 
LVR bis zu 30 Mio. Euro erhalten soll. Dieser Betrag wurde im Veränderungsnachweis zum 
Nachtragshaushalt 2023 aufwandsentlastend eingeplant.  

Darüber hinaus hat der LVR für die Jahre 2022 und 2023 vom Bund insgesamt 1,31 Mio. 
Euro als Belastungsausgleich für unmittelbar mit der Aufnahme, Unterbringung und Be-
treuung von Schutzsuchenden entstehenden Aufwendungen erhalten, die mit 1,0 Mio. Euro 
im Nachtragshaushalt 2023 eingeplant worden sind. Im Rahmen der Jahresabschlusser-
stellung 2022 werden 0,3 Mio. Euro aufwandsmindernd berücksichtigt, da die Aufwendun-
gen im Jahr 2022 angefallen sind. Dieser Belastungsausgleich wird voraussichtlich ausrei-
chend sein, um die unmittelbaren Aufwendungen für Schutzsuchende zu decken, so dass 
keine weitere Isolierung dieser Aufwendungen erforderlich wird. 

Nach der Einbringung des Nachtragshaushaltes 2023 ist das NKF-COVID-19-Ukraine-Iso-
lierungsgesetz (NKF-CUIG) beschlossen worden und in Kraft getreten. Vor diesem Hinter-
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grund sind im Rahmen des Veränderungsnachweisverfahrens energiepreisbedingte Mehr-
kosten in den LVR-Verwaltungsgebäuden in Höhe von 14,5 Mio. Euro aufwandsentlastend 
isoliert worden. 

 
Ergebnis:  

Durch die Einbringung eines Nachtragshaushaltes für das Haushaltsjahr 2023 hat die Ver-
waltung auf die unerwartet positive Entwicklung der Umlagegrundlagen im Referenzzeit-
raum mit einer Umlagesatzsenkung reagiert. Zwischen der Einleitung der Benehmensher-
stellung am 28. Oktober 2022 und der Verabschiedung des Nachtragshaushaltes 2023 am 
31. März 2023 sind verschiedene ergebnisentlastende und damit umlagerelevante Sach-
verhalte im Umfang von 0,2 Prozentpunkten des Umlagesatzes eingetreten. Vor diesem 
Hintergrund wird den Einwendungen der Mitgliedskörperschaften teilweise entsprochen.  

 

 
3.2 Isolierung der kriegsbedingten Haushaltsbelastungen 

Die Städte und Kreise bemängeln, dass der LVR die Isolierung der kriegsbedingten Haus-
haltsbelastungen bisher nicht vorgesehen hat. Zudem wird die Einschätzung des LVR, dass 
für die Isolierung nur rund 20 Mio. Euro infrage kommen könnten, als sehr restriktiv und 
zu gering beanstandet. Hier sei allein aufgrund der Energiepreissteigerungen mit weit hö-
heren Isolierungsbeträgen zu rechnen. Daher fordern die Mitgliedskörperschaften die Ein-
planung der Bilanzierungshilfe im LVR-Nachtragshaushalt 2023, damit eine Entlastung bei 
der Landschaftsumlage eintritt. 

 
Die Verwaltung nimmt dazu wie folgt Stellung:  

Der im September 2022 durch die Landesregierung eingebrachte Entwurf des NKF-COVID-
19-Ukraine-Isolierungsgesetzes (NKF-CUIG) ist am 9. Dezember 2022 beschlossen worden 
und am 15. Dezember 2022 in Kraft getreten. Zu isolieren sind sowohl unmittelbare Auf-
wendungen für Schutzsuchende aus der Ukraine als auch Mehraufwendungen, die sich aus 
Energiepreissteigerungen (Strom, Gas usw.) ergeben. 

Der rechtlichen Verpflichtung zur Isolierung ist der LVR nachgekommen und hat im Verän-
derungsnachweis zum Nachtragshaushalt 2023 außerordentliche Erträge in Höhe von ins-
gesamt 14,5 Mio. Euro zur Neutralisierung ukrainekriegsbedingter Belastungen ausgewie-
sen. Der zu isolierende Betrag kann entweder vollständig im Jahr 2025 oder ab dem Jahr 
2026 über einen Zeitraum von längstens 50 Jahren abgeschrieben werden. 

Die kommunalen Spitzenverbände (Städtetag NRW, Landkreistag NRW, Städte- und Ge-
meindebund NRW) haben in ihrer gemeinsamen Stellungnahme vom 10. November 2022 
zur Änderung des NKF-Covid-19-Isolierungsgesetzes und der KomHVO NRW ausgeführt, 
dass das NKF-CUIG ein rechtliches Instrument sei, das – zeitlich begrenzt – geeignet sei, 
den haushaltsrechtlichen Auswirkungen der Krisen entgegenzuwirken. Weiterhin wird aber 
festgestellt, dass die Abschreibung der bilanziellen Sonderposten die Städte, Kreise und 
Gemeinden langfristig belasten und kommunale Handlungsspielräume einschränken 
würde. Die bilanzielle Isolation sei eine Hilfestellung, aber keine echte Lösung. Die Gewäh-
rung staatlicher Hilfen für die Kommunen zum Erhalt der Handlungsfähigkeit sei dringend 
geboten.  

Der LVR schließt sich diesen Ausführungen uneingeschränkt an. Dieses Instrument stellt 
keine echte Finanzhilfe dar; es trägt nicht zur Altschuldenlösung bei, sondern erhöht sogar 
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die Verschuldung in der kommunalen Familie. Damit belastet das Vorgehen zukünftige Ge-
nerationen und entspricht somit nicht dem Grundsatz einer generationengerechten Finanz-
wirtschaft. 

Insoweit bleibt der LVR auch bei seiner Haltung, dieses Instrument im Rahmen der gesetz-
lichen Möglichkeiten unter Beachtung der nachhaltigen Auswirkungen einzusetzen. Die 
kommunalen Spitzenverbände haben in ihrer o.a. Stellungnahme richtigerweise ausge-
führt: „Darüber hinaus bleibt auch daran zu erinnern, dass die künftigen Abschreibungs-
verpflichtungen die Kommunen wegen ihrer jeweiligen Einbindung in Umlageverbände in 
mehrfacher Weise betreffen: So müssen die kreisfreien Städte über die Landschaftsumlage 
auch die Abschreibungslast der Landschaftsverbände schultern; auch die Kreise werden 
von künftigen Abschreibungen der Landschaftsverbände betroffen sein. …. Soweit die Um-
lageverbände ab 2026 ihre Schäden jedoch ertragswirksam abschreiben, wird die isolie-
rungsbedingte Belastung der Umlagen zeitversetzt spürbar werden. Das Problem von 
Haushaltssicherungskonzepten, Haushaltssperren, vorläufiger Haushaltsführung oder 
Nachtragshaushalten ist damit nur in die Zukunft verschoben.“  

Daher wird der LVR auch weiterhin die Forderung der kommunalen Familie unterstützen, 
dass das Land eine auskömmliche finanzielle Ausstattung der Kommunen sicherzustellen 
habe, z.B. über eine Anhebung des Verbundsatzes. 

 
Ergebnis:  

Nach der Einbringung des Nachtragshaushaltes 2023 ist das NKF-CUIG verabschiedet wor-
den und in Kraft getreten. Der LVR hat daraufhin im Veränderungsnachweisverfahren die 
einschlägigen Gesetzesregelungen in der Nachtragshaushaltsplanung 2023 angewendet. 
Der Forderung der Mitgliedskörperschaften, im LVR-Nachtragshaushalt 2023 eine Isolie-
rung der ukrainekriegsbedingten Belastungen gemäß dem NKF-CUIG einzuplanen, wird für 
die Aufwendungen entsprochen, für die es seitens des Landes NRW oder des Bundes keinen 
Belastungsausgleich gibt.  

Wie unter 3.1 ausgeführt, hat das Land NRW zum Ausgleich ukrainekriegsbedingter Ener-
giepreissteigerungen in den Einrichtungen und Diensten der Eingliederungshilfe sowie Ein-
richtungen und Leistungen nach § 67 ff. SGB XII einen Stärkungspakt „gemeinsam gegen 
Armut“ aufgelegt, aus dem der LVR bis zu 30 Mio. Euro erhalten soll. Dieser Betrag wurde 
im Veränderungsnachweis zum Nachtragshaushalt 2023 aufwandsentlastend eingeplant, 
wodurch die Notwendigkeit der Isolierung dieser Aufwendungen entfällt. Das gleiche gilt 
für den Belastungsausgleich des Bundes in Höhe von 1,0 Mio. Euro für das Jahr 2023, der 
voraussichtlich ausreichen wird, um die unmittelbaren Aufwendungen für Schutzsuchende 
aus der Ukraine zu decken. 

 

 
3.3 Einsatz der Ausgleichsrücklage 

Die Mitgliedskörperschaften beanstanden in ihrer Stellungnahme die Absicht des LVR, auf 
den im Doppelhaushalt 2022/2023 ursprünglich für das Jahr 2023 vorgesehenen Einsatz 
der Ausgleichsrücklage im Rahmen des Nachtragshaushaltes 2023 nunmehr zu verzichten. 
Die sich dadurch ergebende Mehrbelastung von über 40 Mio. Euro sei angesichts der kriti-
schen finanziellen Lage vieler Kommunen nicht tragbar. Denn viele Kreise befänden sich in 
einer ähnlichen Situation wie der LVR, hätten allerdings den Abbau ihrer Ausgleichsrückla-
gen und teilweise auch der Allgemeinen Rücklagen vorgesehen, um die kreisangehörigen 
Kommunen zu entlasten.  
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Die Städte und Kreise fordern daher vom LVR, die Inanspruchnahme der Ausgleichsrück-
lage im Haushaltsjahr 2023 in Höhe von 41,8 Mio. Euro beizubehalten und auch im mittel-
fristigen Finanzplanungszeitraum Teile der Ausgleichsrücklage einzusetzen. 

 
Die Verwaltung nimmt dazu wie folgt Stellung: 

Mit Einleitung des Verfahrens zur Benehmensherstellung mit den Mitgliedskörperschaften 
hat der LVR im Eckpunktepapier ausgeführt, dass insbesondere aufgrund der fallzahl- und 
fallkostenbedingten strukturellen Mehraufwendungen im Bereich der Eingliederungshilfe 
für Kinder und Jugendliche und den sich abzeichnenden erheblichen weiteren Aufwands-
steigerungen im Energie-, Baukosten- und Tarifentgeltebereich die Geschäftsgrundlage für 
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mat, Kommunales, Bau und Gleichstellung des Landes Nordrhein-Westfalen (MHKBG NRW) 
kritisch zum planerischen Einsatz des Eigenkapitalverbrauchs zum Haushaltsausgleich ge-
äußert, weil dieser ein Risiko für die wirtschaftliche Leistungsfähigkeit des LVR darstellen 
würde. Der LVR ist ausdrücklich aufgefordert worden, seine geübte Form der Rücksicht-
nahme weiter im Blick zu behalten, als sie – zumindest in der Planung – zu einem Ver-
brauch von Eigenkapital führt, was letztlich die dauerhafte Leistungsfähigkeit des LVR 
schwächt. Dieser Aufforderung kommt der LVR nach. Die multiplen Krisenlagen und die 
damit einhergehenden Herausforderungen und Folgewirkungen lassen den planerischen 
Einsatz von Eigenkapital zum Haushaltsausgleich nicht mehr zu. Auch der angenommene 
Steuerrückgang im Referenzzeitraum ist nicht wie befürchtet eingetreten.  

Für die Mitgliedskörperschaften hätte der Einsatz der Ausgleichsrücklage in 2023 unter 
Umständen nur eine sehr kurzfristige finanzielle Entlastung zur Folge, die schnell in weitere 
Belastungen für die Folgejahre umschlagen könnte. Der Einsatz der Ausgleichsrücklage 
wird unter den neuen Rahmenbedingungen daher im LVR sehr kritisch gesehen, da deren 
Verzehr mittel- und langfristig einen Anstieg der Umlagesätze unausweichlich machen 
würde. Der LVR sieht daher einen Haushaltsausgleich, wie er gemäß § 75 Abs. 2 Gemein-
deordnung NRW in Verbindung mit § 55 Kreisordnung NRW und § 23 Landschaftsverbands-
ordnung vorgeschrieben ist, als dringend geboten an. Diese Vorgehensweise kommt dem 
Prinzip einer nachhaltigen und generationengerechten Finanzwirtschaft nach und ent-
spricht dem Erlass des Kommunalministeriums.  
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Ergebnis:  

Aufgrund der aktuellen multiplen Krisenlagen wird zur Sicherung der dauerhaften Leis-
tungsfähigkeit des LVR der Forderung der Mitgliedskörperschaften, im LVR-Nachtragshaus-
halt 2023 eine Inanspruchnahme der Ausgleichsrücklage einzuplanen, nicht entsprochen. 

 

 
3.4 Rücksicht auf die Mitgliedskörperschaften und mittelfristige Planung 

Es wird wiederholt darauf hingewiesen, dass die Städte und Gemeinden aufgrund der geo-
politischen Entwicklungen ohnehin vor sehr großen Herausforderungen stünden. Die Erhö-
hung der Zahlbeträge der Landschaftsumlage belaste die kommunalen Haushalte zusätz-
lich und führe zum Abfluss von dringend benötigter Liquidität. Während zahlreiche Kom-
munen Liquiditätskredite aufnehmen müssten, um ihre Zahlungsverpflichtungen zu erfül-
len, würden beim LVR Liquiditätsreserven in erheblicher Höhe entstehen.  

Zudem wird erwartet, dass der LVR nicht an seinen im Doppelhaushalt 2022/2023 für die 
Finanzplanung 2024ff. ausgewiesenen Umlagesätzen festhalten wird.  

 
Die Verwaltung nimmt dazu wie folgt Stellung: 

Die Rücksichtnahme auf die Mitgliedskörperschaften ist eine der wichtigsten Maximen der 
Haushaltswirtschaft des LVR. Der LVR hat daher in der Vergangenheit und er wird auch in 
Zukunft umfängliche Anstrengungen unternehmen, um die Städte und Gemeinden nicht 
übermäßig zu belasten. Die Ergebnisse der Konsolidierungsprogramme und die Umsteue-
rungsmaßnahmen in der Eingliederungshilfe zur Begrenzung des Aufwandsanstiegs zeigen 
hier deutlich positive Ergebnisse in den letzten beiden Dekaden. 

Um die finanzielle Belastung seiner Mitgliedskörperschaften zu begrenzen, hat der LVR für 
die Haushaltsjahre 2021 bis 2025 ein Konsolidierungsprogramm mit einem Volumen von 
175 Mio. Euro aufgelegt, welches auch in der Nachtragsplanung 2023 enthalten ist. Die 
Erreichung der Konsolidierungsziele wird mit einem engmaschigen Controlling und einer 
regelmäßigen Berichterstattung an die politischen Gremien begleitet. Dem LVR ist bewusst, 
dass die aktuellen Rahmenbedingungen weiterhin eine sehr restriktive Haushaltsbewirt-
schaftung erfordern. 

Hinsichtlich der mittelfristigen Finanzplanung hatte es zur Einbringung des Entwurfes des 
Nachtragshaushaltes 2023 zunächst keine Anpassungen gegeben. Die Orientierungsdaten 
des Landes NRW sind erst am 22. November 2022 durch das Ministerium für Heimat, Kom-
munales, Bau und Digitalisierung des Landes Nordrhein-Westfalen (MHKBD NRW) durch 
Erlass bekannt gegeben worden. Diese Daten mussten zunächst einer Analyse und Bewer-
tung unterzogen werden.  

Bemerkenswert sind folgende Aussagen im Orientierungsdatenerlass: „Aufgrund der be-
stehenden gesamtwirtschaftlichen und sicherheitspolitischen Risiken empfiehlt sich gleich-
wohl eine vorsichtige Haushaltsplanung. … Die Orientierungsdaten liefern allerdings nur 
Durchschnittswerte für die Gemeinden und Gemeindeverbände und sind deshalb lediglich 
Anhaltspunkte für die individuelle Finanzplanung. Jede Kommune ist verpflichtet, unter 
Berücksichtigung der örtlichen Besonderheiten die für ihre Planung zutreffenden Einzel-
werte zu ermitteln. Es ist von den Orientierungsdaten abzuweichen, wenn die individuellen 
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Gegebenheiten vor Ort dies erfordern. Aufgrund der aktuellen gesamtwirtschaftlichen Ri-
siken sollten die Kommunen ihrer Haushaltsplanung eine eher vorsichtige Prognose zu-
grunde legen.“ 

Die Orientierungsdaten des Landes NRW vom November 2022 als auch die weiteren Ent-
wicklungen, insbesondere hinsichtlich der starken Inflation und den Tarifverhandlungen 
sowie des Steueraufkommens und der Zinsentwicklung, werden derzeit einer intensiven 
Analyse und Bewertung unterzogen. Aufgrund der dabei gewonnenen Erkenntnisse werden 
die Planerträge und Planaufwendungen in der mittelfristigen Finanzplanung angepasst und 
mit der Vorlage Nr. 15/1584 der Landschaftsversammlung vorgelegt.  

 
Ergebnis:  

Der Forderung der Mitgliedskörperschaften, die Umlagesätze in der mittelfristigen Finanz-
planung anzupassen, wird entsprochen. 

 

 

In Vertretung  

 

 

H ö t t e 
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Kaiser, Lolita

Betreff: WG: Aufstellung eines Nachtragshaushaltsplanentwurfs des 
Landschaftsverbandes Rheinland für das Haushaltsjahr 2022; Einleitung der 
Benehmensherstellung zur Feststellung der Landschaftsumlage; mein Schreiben 
vom 24.11.2022

Anlagen: Stellungnahme.pdf

Von: landrat <landrat@rhein-erft-kreis.de>  
Gesendet: Dienstag, 29. November 2022 14:59 
An: Lubek, Ulrike <Ulrike.Lubek@lvr.de> 
Betreff: Aufstellung eines Nachtragshaushaltsplanentwurfs des Landschaftsverbandes Rheinland für das 
Haushaltsjahr 2022; Einleitung der Benehmensherstellung zur Feststellung der Landschaftsumlage; mein Schreiben 
vom 24.11.2022

Sehr geehrte Frau Lubek,

das als Anlage beigefügte Schreiben vom 24.11.2022, welches Ihnen auf dem Postweg in der letzten Woche zugestellt 

wurde, bitte ich als gegenstandslos zu betrachten, da es ein gemeinsames Schreiben der Region in dieser 

Angelegenheit gibt, welches Ihnen in der Zwischenzeit vorliegen dürfte.

Mit freundlichen Grüßen

Frank Rock

Landrat
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Betreff: WG: Landschaftsumlage für die Jahre 2023
Anlagen: SV 2023_0143 LVR Umlagesenkung Antrag CDU_GRUENE.pdf

Priorität: Hoch

Von: Claßen, Thomas (Städteregion Aachen) <Thomas.Classen@staedteregion-aachen.de>  
Gesendet: Donnerstag, 23. März 2023 19:26 
An: LD Büro <landesdirektorin@lvr.de>; LR 2 Büro <lr2buero@lvr.de> 
Cc: Grüttemeier, Tim (StädteRegion Aachen) <Tim.Gruettemeier@staedteregion-aachen.de> 
Betreff: Landschaftsumlage für die Jahre 2023 

Sehr geehrte Frau Lubek, sehr geehrte Frau Hötte, 

der Städteregionsausschuss der StädteRegion Aachen hat heute einstimmig im Wege eines Eilbeschlusses 

folgende Entscheidungen entsprechend der beigefügten Vorlage getroffen: 

1. Er fordert die Landschaftsversammlung Rheinland bei der Verabschiedung des Nachtragshaushaltes 

für den Landschaftsverband Rheinland (LVR) auf, ei[1]ne weitere deutliche Absenkung der Umlage 

für die Kreise und kreisfreien Städte im Rheinland zu beschließen. 

2. Er bittet den Städteregionsrat, diesen Beschluss dem Landschaftsverband mitzuteilen. 

3. Er beauftragt die Verwaltung, zu prüfen, wie eine Weitergabe einer möglichen weiteren Entlastung 

an die regionsangehörigen Kommunen erfolgen kann. 

4. Er bittet die hiesigen LVR-Mandatsträger, sich im Sinne dieser Beschlussfassung in der 

Landschaftsversammlung zu verhalten und in ihren Fraktionen dafür zu werben. 

Ich bitte Sie, diesen Beschluss in die weitere Beratung Ihrer Gremien über den Nachtragshaushalt 2023 und 

in die abschließende Beschlussfassung in der Landschaftsversammlung am 31.03.2023 einzubringen sowie 

mich über das Ergebnis zu informieren. 

Mit freundlichen Grüßen 

Im Auftrag 

Thomas Claßen 

StädteRegion Aachen  

A 20 Kämmerei/Kasse

Raum A 215, Zollernstraße 10, 52070 Aachen  

Postanschrift: 

StädteRegion Aachen 

52090 Aachen  

Telefon +49(241)51982424  

Telefax +49(241)519882424 

E-Mail: Thomas.Classen@staedteregion-aachen.de

http://www.staedteregion-aachen.de

http://www.facebook.com/StaedteRegionAachen

Anlage 5 zur Vorlage 15/1564/1
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SSttääddtteeRReeggiioonn  AAaacchheenn
DDeerr  SSttääddtteerreeggiioonnssrraatt
A 20 - Kämmerei/Kasse

Sitzungsvorlagen - Nr.:

22002233//00114433
BBeesscchhlluussssvvoorrllaaggee

vom 17.03.2023

öffentliche Sitzung

LLVVRR--UUmmllaaggee;;  AAnnttrraagg  ddeerr  CCDDUU--SSttääddtteerreeggiioonnssttaaggssffrraakkttiioonn  uunndd  ddeerr  
GGRRÜÜNNEE--SSttääddtteerreeggiioonnssttaaggssffrraakkttiioonn  vvoomm  1166..0033..22002233
--  EEiilleennttsscchheeiidduunngg  --

BBeerraattuunnggssrreeiihheennffoollggee
Datum Gremium
23.03.2023 Städteregionsausschuss
30.03.2023 Städteregionstag

AA))  BBeesscchhlluussssvvoorrsscchhllaagg  ffüürr  ddeenn  SSttääddtteerreeggiioonnssaauusssscchhuussss::

Der Städteregionsausschuss trifft gemäß § 50 Abs. 3 Satz 1 KrO NRW folgende Eil-
entscheidungen:
 

1. Er fordert die Landschaftsversammlung Rheinland bei der Verabschiedung 
des Nachtragshaushaltes für den Landschaftsverband Rheinland (LVR) auf, ei-
ne weitere deutliche Absenkung der Umlage für die Kreise und kreisfreien 
Städte im Rheinland zu beschließen.

2. Er bittet den Städteregionsrat, diesen Beschluss dem Landschaftsverband 
mitzuteilen.

3. Er beauftragt die Verwaltung, zu prüfen, wie eine Weitergabe einer möglichen 
weiteren Entlastung an die regionsangehörigen Kommunen erfolgen kann.

4. Er bittet die hiesigen LVR-Mandatsträger, sich im Sinne dieser Beschlussfas-
sung in der Landschaftsversammlung zu verhalten und in ihren Fraktionen 
dafür zu werben.

BB))  BBeesscchhlluussssvvoorrsscchhllaagg  ffüürr  ddeenn  SSttääddtteerreeggiioonnssttaagg::

Der Städteregionstag genehmigt gem. § 50 Abs. 3 Satz 3 KrO NRW die Eilentschei-
dungen des Städteregionsausschusses vom 23.03.2023 betreffend die weitere deut-
liche Absenkung der Landschaftsumlage.
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SSaacchhllaaggee::

Mit dem als Anlage beigefügten Antrag vom 16.03.2023 bitten die CDU-Städteregi-
onstagsfraktion und die GRÜNE-Städteregionstagsfraktion, den o.a. Beschlussvor-
schlag zur Abstimmung zu stellen. Der Beschlussvorschlag wurde sinngemäß in eine 
Eilentscheidung umformuliert, da dies mit der Bezeichnung als „Eilantrag“ beabsich-
tigt war. Zur Begründung sowie weiterer Einzelheiten wird auf den Antrag verwiesen.

RReecchhttssllaaggee::

Der Städteregionsausschuss entscheidet gem. § 50 Abs. 3 KrO NRW in allen Angele-
genheiten, die der Beschlussfassung des Städteregionstages unterliegen, falls eine 
Einberufung des Städteregionstages nicht rechtzeitig möglich ist. Die nächste Sit-
zung des Städteregionstages ist für den 30.03.2023 vorgesehen. Damit die Ent-
scheidung für die am 31.03.2023 über den Nachtragshaushalt des LVR beschließen-
de Landschaftsversammlung rechtzeitig übermittelt werden und noch Wirkung ent-
falten kann, soll eine Eilentscheidung getroffen werden.

PPeerrssoonneellllee  AAuusswwiirrkkuunnggeenn::

Keine

FFiinnaannzziieellllee//bbiillaannzziieellllee  AAuusswwiirrkkuunnggeenn::

In dem Umfang, in dem der Landschaftsverband der Forderung folgt, würde sich 
zunächst eine entsprechende Verbesserung im städteregionalen Haushalt ergeben. 
Sofern die beantragte Prüfung der Weitergabe an die regionsangehörigen Kommu-
nen noch in 2023 zu einem positiven Ergebnis führt, wäre der Vorgang im städtere-
gionalen Haushalt ergebnisneutral und die regionsangehörigen Kommunen würden 
entsprechend entlastet. Andernfalls würde die Verbesserung – bei isolierter Betrach-
tung – zu einer entsprechenden Besserstellung in der städteregionalen Ausgleichs-
rücklage führen, die in Folgejahren zur Reduzierung des Umlagebedarfs eingesetzt 
werden könnte.

gez.: Dr. Grüttemeier

AAnnllaaggee::

Antrag der CDU-Städteregionstagsfraktion und der GRÜNE-Städteregionstagsfrakti-
on vom 16.03.2023 
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Anlage 1 zu SV 2023/143
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ANLAGE 7

Ergänzungsantrag Nr. 15/76/1

Datum: 03.03.2023
Antragsteller: GRÜNE

Finanz- und
Wirtschaftsausschuss

24.03.2023 empfehlender
Beschluss

Landschaftsausschuss 28.03.2023 empfehlender
Beschluss

Landschaftsversammlung 31.03.2023 Beschluss

Tagesordnungspunkt:
Antrag Nachtragshaushalt 2023

Beschlussvorschlag:

Die Verwaltung wird beauftragt, im Nachtragshaushalt 2023 die
Landschaftsumlage gegenüber 2022 konstant zu halten. Das bedeutet, auch 2023
soll die Landschaftsumlage 15,20 Prozentpunkte betragen. Auf die mit dem
Doppelhaushalt beschlossene Umlagesatzerhöhung von 1,45 Prozentpunkten auf
16,65 Prozentpunkte wird verzichtet.

Ergebnis:
Beschlussvorschlag abgelehnt

Begründung:

Bereits bei unserer Ablehnung des Doppelhaushalts 2022/2023 haben wir
deutlich gemacht, dass wir einen Doppelhaushalt aufgrund der hohen
Prognoseunsicherheit ablehnen. Das hat sich bewahrheitet. Der LVR
würde auf Basis der jetzt vom Ministerium für Heimat, Kommunales, Bau
und Digitalisierung NRW vorgelegten Zahlen durch den beschlossenen
Umlagesatz von 16,65 Prozentpunkten über 530 Millionen Euro durch
Landschaftsumlage und Schlüsselzuweisungen mehr einnehmen als bei
der Verabschiedung des Doppelhaushalts prognostiziert. Auf den
überwiegenden Teil der Mehreinahmen sollte aus Rücksicht auf die

öffentlich
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finanzschwachen Kommunen im Rheinland, die auf weitere Entlastungen
dringend angewiesen sind, verzichtet werden.

Außerdem besteht durch den von der Landesregierung eingebrachten
Gesetzesentwurf eines zweiten Gesetzes zur Änderung
kommunalrechtlicher Vorschriften auch für den LVR die Verpflichtung, die
aus dem Krieg Russlands gegen die Ukraine resultierenden Mindererträge
und Mehraufwendungen zu isolieren. Der LVR ist aufgefordert, diesen
Weg, den die notleidenden Kommunen auch gehen (müssen), ebenfalls
einzuschlagen.

Als Mitglied der kommunalen Familie sollte der LVR deshalb den für 2022
beschlossenen Umlagesatz von 15,2 Prozentpunkten konstant halten, was
einer mit dem Nachtragshaushalt zu beschließenden
Umlagesatzreduzierung um 1,45 Prozentpunkte gegenüber der mit dem
Doppelhaushalt 2022/2023 verabschiedeten Landschaftsumlage für 2023
entspricht.

Dieser Antrag wurde in der Landschaftsversammlung vom 09.12.2022
vertagt.

Ralf Klemm
Fraktionsgeschäftführer
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ANLAGE 8

Antrag Nr. 15/86

Datum: 01.02.2023
Antragsteller: AfD

Finanz- und
Wirtschaftsausschuss

24.03.2023 empfehlender
Beschluss

Landschaftsausschuss 28.03.2023 empfehlender
Beschluss

Landschaftsversammlung 31.03.2023 Beschluss

Tagesordnungspunkt:
Senkung der Landschaftsumlage auf 14,8%

Beschlussvorschlag:
Die Verwaltung wird beauftragt, im Nachtragshaushalt 2023 die Landschaftsumlage
gegenüber 2022 zu senken. Die Landschaftsumlage soll für 2023 entsprechend der
Initiative von kreisfreien Städten und Kreisen auf 14,8% abgesenkt werden. 

Ergebnis:
Beschlussvorschlag abgelehnt

Begründung:
Als Mitglied der kommunalen Familie ist der LVR gehalten, die Kommunen dauerhaft und
nachhaltig zu entlasten. Die Herausforderungen der Kommunen haben wegen der
steigenden Energie- und Heizkostenpreise, den enormen Kosten für die zusätzliche
Aufnahme von Flüchtlingen und Asylbewerbern sowie der steigenden Zinsen zugenommen.
Eine Entlastung der Kommunen ist dringend geboten. Wir schließen uns der Initiative und
der Begründung der kreisfreien Städte und Kreise zur Senkung der Landschaftsumlage auf
14,8% für das Jahr 2023 an. Im Übrigen verweisen wir auf die mögliche Verwendung der
Ausgleichsrücklage.

Da im Doppelhaushalt 2022/2023 des Landschaftsverbandes Rheinland für das Jahr 2023
noch eine Landschaftsumlage in Höhe von 3,3 Milliarden Euro eingeplant wurde, ergibt sich
bei einem Umlagesatz von 15,65 Prozent keine Entlastung, sondern eine weitere Belastung
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in Höhe von etwa 250 Millionen Euro. Gegenüber 2022 bedeutet dies sogar eine
Mehrbelastung von rund 368 Millionen Euro für die Mitgliedskörperschaften. 

Irmhild Boßdorf
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ANLAGE 9

Antrag Nr. 15/96

Datum: 21.03.2023
Antragsteller: Die FRAKTION

Finanz- und
Wirtschaftsausschuss

24.03.2023 empfehlender
Beschluss

Landschaftsausschuss 28.03.2023 empfehlender
Beschluss

Landschaftsversammlung 31.03.2023 Beschluss

Tagesordnungspunkt:
Senkung der Landschaftsumlage auf 15,15%

Beschlussvorschlag:

Die Verwaltung wird beauftragt, im Nachtragshaushalt die Landschaftsumlage für das
Jahr 2023 auf 15,15 Prozentpunkte festzusetzen.

Ergebnis:
Beschlussvorschlag abgelehnt

Begründung:
Im Rahmen der Jahresabschlusserstellung für das Jahr 2022 zeichnet sich eine
Verbesserung des Jahresergebnisses im Vergleich zum Plan ab. Die geplante Entnahme
aus der Ausgleichsrücklage für das Jahr 2022 sowie für das Jahr 2023 soll bestehen
bleiben und die daraus resultierende Verbesserung soll in die Landschaftsumlage
einfließen. 

Aaron von Kruedener

 

öffentlich



80 / ANLAGEN	



		   ANLAGEN / 81

ANLAGE 10

Frank Boss Thomas Böll Hans-Otto Runkler

Antrag Nr. 15/97

Datum: 23.03.2023
Antragsteller: CDU, SPD, FDP

Finanz- und
Wirtschaftsausschuss

24.03.2023 empfehlender
Beschluss

Landschaftsausschuss 28.03.2023 empfehlender
Beschluss

Landschaftsversammlung 31.03.2023 Beschluss

Tagesordnungspunkt:
Änderung Umlagesatz für den Haushalt 2023

Beschlussvorschlag:
Der Umlagesatz für den Nachtragshaushalt 2023 wird bezogen auf den beschlossenen und
genehmigten Haushalt 2023 um 1,35 %-Punkte gesenkt und auf 15,3 %-Punkte
festgesetzt.

Ergebnis:
Entsprechend Beschlussvorschlag beschlossen.

Begründung:
Erfolgt mündlich.
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ANLAGE 11

Die Direktorin des Landschaftsverbandes 
Rheinland

Ergänzungsvorlage Nr. 15/1584/1

öffentlich

Datum: 27.03.2023

Dienststelle: OE 2

Bearbeitung: Frau Kaiser

Landschaftsausschuss 
Landschaftsversammlung

28.03.2023 
31.03.2023

empfehlender Beschluss 
Beschluss

Tagesordnungspunkt:

Nachtragssatzung des LVR mit Nachtragshaushalt und sonstigen Anlagen für 
das Jahr 2023

Beschlussvorschlag:

Der Nachtragssatzung des Haushaltsjahres 2023 einschließlich Nachtragshaushalt, 
Schlussveränderungsnachweis und Anlagen wird gemäß Ergänzungsvorlage Nr. 
15/1584/1 zugestimmt.

Ergebnis:

Entsprechend Beschlussvorschlag beschlossen.

UN-Behindertenrechtskonvention (BRK):

Diese Vorlage berührt eine oder mehrere Zielrichtungen des
LVR-Aktionsplans zur Umsetzung der BRK.

nein

Gleichstellung/Gender Mainstreaming:

Diese Vorlage berücksichtigt Vorgaben des LVR-Gleichstellungsplans 2025. nein

Finanzielle Auswirkungen auf den Haushalt (lfd. Jahr):
Produktgruppe:

Erträge: Aufwendungen:

Veranschlagt im (Teil-)Ergebnisplan /Wirtschaftsplan

Einzahlungen: Auszahlungen:

Veranschlagt im (Teil-)Finanzplan /Wirtschaftsplan

Bei Investitionen: Gesamtkosten der Maßnahme:

Jährliche ergebniswirksame Folgekosten:

Die gebildeten Budgets werden unter Beachtung der Ziele eingehalten

L u b e k
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Zusammenfassung 

 

Zusammenfassung der Vorlage Nr. 15/1584/1: 

Aufgrund der finanziellen Auswirkungen des mehrheitlich empfehlend beschlossenen An-
trags Nr. 15/97 der Fraktionen CDU, SPD und FDP vom 23. März 2023 in der Sitzung des 
Finanz- und Wirtschaftsausschusses am 24. März 2023 wird die nachfolgende Ergänzungs-
vorlage (Redaktionsschluss der Vorlage Nr. 15/1584/1 am 27. März 2023) erstellt. 

Zur Beschlussfassung wird in der nachfolgenden Begründung der derzeitige Beratungs-
stand des Entwurfs des Nachtragshaushaltsplans 2023 einschließlich des verwaltungssei-
tigen Schlussveränderungsnachweises und der Veränderungen, die sich infolge des emp-
fehlenden Beschlusses des Finanz- und Wirtschaftsausschusses am 24. März 2023 erge-
ben haben, im Einzelnen dargestellt.  

Mit dem Antrag Nr. 15/97 wird beantragt, für das Haushaltsjahr 2023 den Umlagesatz des 
Nachtragshaushaltes auf 15,30 % festzusetzen und somit gegenüber dem bereits be-
schlossenen und genehmigten Haushalt des Jahres 2023 um 1,35 Prozentpunkte abzu-
senken. Gegenüber dem von der Verwaltung eingebrachten Entwurf des Nachtragshaus-
haltes bedeutet dies eine weitere Absenkung um 0,35 Prozentpunkte und gegenüber dem 
Verwaltungsvorschlag in der Vorlage Nr. 15/1584 eine weitere Absenkung um 0,15 Pro-
zentpunkte. 

 

 

 

Zusammenfassung der Vorlage Nr. 15/1584: 

Die Landschaftsversammlung beschließt gem. § 7 Abs. 1 lit. e) Landschaftsverbandsord-
nung NRW (LVerbO NRW) über den Erlass der Haushaltssatzung. Die Beschlussfassung 
über die Nachtragssatzung und den Nachtragshaushalt 2023 ist in der Sitzung der Land-
schaftsversammlung am 31. März 2023 vorgesehen. Der Landschaftsausschuss bereitet 
die Beschlüsse der Landschaftsversammlung gem. § 11 Abs. 1 lit. a) LVerbO NRW vor.  

Mit der Vorlage Nr. 15/1384 wurde der Entwurf der Nachtragssatzung für das Haushalts-
jahr 2023 mit Nachtragshaushaltsplan und Anlagen in die Landschaftsversammlung am 
9. Dezember 2022 eingebracht und gemäß Beschlussvorschlag zur Beratung in die Fach-
ausschüsse verwiesen.  

Für die Beschlussfassung in den Fachausschüssen hat die Verwaltung die nach Einbrin-
gung des Nachtragsentwurfes 2023 vorgenommenen verwaltungsseitigen Veränderungen 
als Veränderungsnachweis dargestellt.  

Zur Beschlussfassung wird in der nachfolgenden Begründung der derzeitige Beratungs-
stand des Entwurfs des Nachtragshaushaltsplans 2023 einschließlich Schlussverände-
rungsnachweis (Stand: 20. März 2023) im Einzelnen dargestellt.  



		   ANLAGEN / 85

Zusammenfassung 

 

Zusammenfassung der Vorlage Nr. 15/1584/1: 

Aufgrund der finanziellen Auswirkungen des mehrheitlich empfehlend beschlossenen An-
trags Nr. 15/97 der Fraktionen CDU, SPD und FDP vom 23. März 2023 in der Sitzung des 
Finanz- und Wirtschaftsausschusses am 24. März 2023 wird die nachfolgende Ergänzungs-
vorlage (Redaktionsschluss der Vorlage Nr. 15/1584/1 am 27. März 2023) erstellt. 

Zur Beschlussfassung wird in der nachfolgenden Begründung der derzeitige Beratungs-
stand des Entwurfs des Nachtragshaushaltsplans 2023 einschließlich des verwaltungssei-
tigen Schlussveränderungsnachweises und der Veränderungen, die sich infolge des emp-
fehlenden Beschlusses des Finanz- und Wirtschaftsausschusses am 24. März 2023 erge-
ben haben, im Einzelnen dargestellt.  

Mit dem Antrag Nr. 15/97 wird beantragt, für das Haushaltsjahr 2023 den Umlagesatz des 
Nachtragshaushaltes auf 15,30 % festzusetzen und somit gegenüber dem bereits be-
schlossenen und genehmigten Haushalt des Jahres 2023 um 1,35 Prozentpunkte abzu-
senken. Gegenüber dem von der Verwaltung eingebrachten Entwurf des Nachtragshaus-
haltes bedeutet dies eine weitere Absenkung um 0,35 Prozentpunkte und gegenüber dem 
Verwaltungsvorschlag in der Vorlage Nr. 15/1584 eine weitere Absenkung um 0,15 Pro-
zentpunkte. 

 

 

 

Zusammenfassung der Vorlage Nr. 15/1584: 

Die Landschaftsversammlung beschließt gem. § 7 Abs. 1 lit. e) Landschaftsverbandsord-
nung NRW (LVerbO NRW) über den Erlass der Haushaltssatzung. Die Beschlussfassung 
über die Nachtragssatzung und den Nachtragshaushalt 2023 ist in der Sitzung der Land-
schaftsversammlung am 31. März 2023 vorgesehen. Der Landschaftsausschuss bereitet 
die Beschlüsse der Landschaftsversammlung gem. § 11 Abs. 1 lit. a) LVerbO NRW vor.  

Mit der Vorlage Nr. 15/1384 wurde der Entwurf der Nachtragssatzung für das Haushalts-
jahr 2023 mit Nachtragshaushaltsplan und Anlagen in die Landschaftsversammlung am 
9. Dezember 2022 eingebracht und gemäß Beschlussvorschlag zur Beratung in die Fach-
ausschüsse verwiesen.  

Für die Beschlussfassung in den Fachausschüssen hat die Verwaltung die nach Einbrin-
gung des Nachtragsentwurfes 2023 vorgenommenen verwaltungsseitigen Veränderungen 
als Veränderungsnachweis dargestellt.  

Zur Beschlussfassung wird in der nachfolgenden Begründung der derzeitige Beratungs-
stand des Entwurfs des Nachtragshaushaltsplans 2023 einschließlich Schlussverände-
rungsnachweis (Stand: 20. März 2023) im Einzelnen dargestellt.  

In den Schlussveränderungsnachweis wurde der Nachtragshaushaltsentwurf 2023 um die 
produktgruppenbezogenen Veränderungen der Verwaltung fortgeschrieben. 

Des Weiteren wurde die Mittelfristplanung für die Jahre 2024 bis 2026 fortgeschrieben. 

Dem Landschaftsausschuss und der Landschaftsversammlung wird die Nachtragssatzung 
2023 einschließlich Nachtragshaushaltsplan und sonstiger Anlagen zur Beschlussfassung 
vorgelegt. 
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Begründung der Vorlage Nr. 15/1584/1: 
 

Mit Antrag Nr. 15/97 vom 23. März 2023 haben die Fraktionen der CDU, SPD und FDP 
beantragt, für das Haushaltsjahr 2023 den Umlagesatz des Nachtragshaushaltes auf 
15,30 % festzusetzen und somit gegenüber dem bereits beschlossenen und genehmigten 
Haushalt des Jahres 2023 um 1,35 Prozentpunkte abzusenken. Gegenüber dem von der 
Verwaltung eingebrachten Entwurf des Nachtragshaushaltes bedeutet dies eine weitere 
Absenkung um 0,35 Prozentpunkte und gegenüber dem Verwaltungsvorschlag in der Vor-
lage Nr. 15/1584 eine weitere Absenkung um 0,15 Prozentpunkte. 

Der Antrag wurde im Finanz- und Wirtschaftsausschuss am 24. März 2023 beraten und 
mehrheitlich mit den Stimmen der CDU, SPD, FDP und AfD bei Gegenstimmen der Frak-
tionen Bündnis 90/DIE GRÜNEN, Die Linke. und Die FRAKTION und Enthaltung der Gruppe 
FREIE WÄHLER empfehlend beschlossen. 

Mit der Vorlage Nr. 15/1584 hat die Verwaltung aufgrund der seit der Einbringung des 
Nachtragshaushaltsentwurfes 2023 eingetretenen Be- und Entlastungen bei den Aufwen-
dungen und Erträgen empfohlen, einen Umlagesatz in der Nachtragssatzung 2023 in Höhe 
von 15,45 % festzusetzen. Die Erträge aus der Landschaftsumlage würden bei dem Umla-
gesatz von 15,30 % auf 3.465.728.527 Euro und damit um weitere 33.977.731 Euro (ge-
genüber der in der Vorlage 15/1584 eingebrachten Planung bei einem Umlagesatz von 
15,45 %) sinken. Die Berechnung basiert auf den für die Zahlung der Landschaftsumlage 
maßgeblichen Werten für die Umlagegrundlagen des Landschaftsverbandes Rheinland aus 
der Festsetzung zum Gemeindefinanzierungsgesetz (GFG) 2023 des Ministeriums für Hei-
mat, Kommunales, Bau und Digitalisierung (MHKBD) vom 20. Januar 2023.  

Die Entlastung der Mitgliedskörperschaften des LVR aus der Absenkung des Umlagesatzes 
für das Haushaltsjahr 2023 auf Basis des Festsetzungsbescheides zum Gemeindefinanzie-
rungsgesetz 2023 (GFG 2023) bei Anwendung unterschiedlicher Umlagesätze stellt  
sich wie folgt dar:  

Kalkulation auf Basis der  
Festsetzung zum GFG 2023 

Umlagesatz 
Fiktive Erträge aus der  

Landschaftsumlage  
(in Tsd. Euro) 

Im Doppelhaushalt 2022/2023 für das  
Jahr 2023 beschlossener Umlagesatz 

16,65 % 3.771,5 T€ 

Entwurf des Nachtrages 2023;  

entspricht einer Entlastung um  

15,65 % 

 

3.545,0 T€ 
226,5 T€ 

Empfehlender Beschluss im Finanz- und 
Wirtschaftsausschuss am 24. März 2023;  

entspricht einer Entlastung um 

15,30 % 

 

3.465,7 T€ 
 

305,8 T€ 

 
Die Senkung des Umlagesatzes im Haushaltsjahr 2023 von 16,65 % auf 15,30 % entspricht 
einer planmäßigen Verringerung der Erträge aus der Landschaftsumlage und somit einer 
Entlastung der Mitgliedskörperschaften um rund 305,8 Mio. Euro. 

Nachfolgend wird zunächst der Beratungsfortgang in den Fachausschüssen seit dem 
20. März 2023 dargestellt. 
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Begründung der Vorlage Nr. 15/1584/1: 
 

Mit Antrag Nr. 15/97 vom 23. März 2023 haben die Fraktionen der CDU, SPD und FDP 
beantragt, für das Haushaltsjahr 2023 den Umlagesatz des Nachtragshaushaltes auf 
15,30 % festzusetzen und somit gegenüber dem bereits beschlossenen und genehmigten 
Haushalt des Jahres 2023 um 1,35 Prozentpunkte abzusenken. Gegenüber dem von der 
Verwaltung eingebrachten Entwurf des Nachtragshaushaltes bedeutet dies eine weitere 
Absenkung um 0,35 Prozentpunkte und gegenüber dem Verwaltungsvorschlag in der Vor-
lage Nr. 15/1584 eine weitere Absenkung um 0,15 Prozentpunkte. 

Der Antrag wurde im Finanz- und Wirtschaftsausschuss am 24. März 2023 beraten und 
mehrheitlich mit den Stimmen der CDU, SPD, FDP und AfD bei Gegenstimmen der Frak-
tionen Bündnis 90/DIE GRÜNEN, Die Linke. und Die FRAKTION und Enthaltung der Gruppe 
FREIE WÄHLER empfehlend beschlossen. 

Mit der Vorlage Nr. 15/1584 hat die Verwaltung aufgrund der seit der Einbringung des 
Nachtragshaushaltsentwurfes 2023 eingetretenen Be- und Entlastungen bei den Aufwen-
dungen und Erträgen empfohlen, einen Umlagesatz in der Nachtragssatzung 2023 in Höhe 
von 15,45 % festzusetzen. Die Erträge aus der Landschaftsumlage würden bei dem Umla-
gesatz von 15,30 % auf 3.465.728.527 Euro und damit um weitere 33.977.731 Euro (ge-
genüber der in der Vorlage 15/1584 eingebrachten Planung bei einem Umlagesatz von 
15,45 %) sinken. Die Berechnung basiert auf den für die Zahlung der Landschaftsumlage 
maßgeblichen Werten für die Umlagegrundlagen des Landschaftsverbandes Rheinland aus 
der Festsetzung zum Gemeindefinanzierungsgesetz (GFG) 2023 des Ministeriums für Hei-
mat, Kommunales, Bau und Digitalisierung (MHKBD) vom 20. Januar 2023.  

Die Entlastung der Mitgliedskörperschaften des LVR aus der Absenkung des Umlagesatzes 
für das Haushaltsjahr 2023 auf Basis des Festsetzungsbescheides zum Gemeindefinanzie-
rungsgesetz 2023 (GFG 2023) bei Anwendung unterschiedlicher Umlagesätze stellt  
sich wie folgt dar:  

Kalkulation auf Basis der  
Festsetzung zum GFG 2023 

Umlagesatz 
Fiktive Erträge aus der  

Landschaftsumlage  
(in Tsd. Euro) 

Im Doppelhaushalt 2022/2023 für das  
Jahr 2023 beschlossener Umlagesatz 

16,65 % 3.771,5 T€ 

Entwurf des Nachtrages 2023;  

entspricht einer Entlastung um  

15,65 % 

 

3.545,0 T€ 
226,5 T€ 

Empfehlender Beschluss im Finanz- und 
Wirtschaftsausschuss am 24. März 2023;  

entspricht einer Entlastung um 

15,30 % 

 

3.465,7 T€ 
 

305,8 T€ 

 
Die Senkung des Umlagesatzes im Haushaltsjahr 2023 von 16,65 % auf 15,30 % entspricht 
einer planmäßigen Verringerung der Erträge aus der Landschaftsumlage und somit einer 
Entlastung der Mitgliedskörperschaften um rund 305,8 Mio. Euro. 

Nachfolgend wird zunächst der Beratungsfortgang in den Fachausschüssen seit dem 
20. März 2023 dargestellt. 

Zu Punkt 2. der Ursprungsvorlage:  Beratung in den Fachausschüssen 

Finanz- und Wirtschaftsausschuss (Vorlage Nr. 15/1409/1; Sitzung am 24. März 
2023): einstimmiger Beschluss mit den Stimmen von CDU, SPD, FDP, AfD und FREIE 
WÄHLER bei Enthaltung von Bündnis 90/DIE GRÜNEN, Die FRAKTION und Die Linke., dass 
dem Beschlussvorschlag unter Berücksichtigung der Änderung aus dem Antrag Nr. 15/97 
zugestimmt wird. 

Dem Entwurf des Nachtragshaushaltes 2023 einschließlich des Veränderungsnachweises 
(Vorlage Nr. 15/1561) wurde einstimmig mit den Stimmen von CDU, SPD, FDP, AfD und 
FREIE WÄHLER bei Enthaltung von Bündnis 90/DIE GRÜNEN, Die FRAKTION und Die Linke. 
unter Berücksichtigung der Änderung aus dem Antrag Nr. 15/97 zugestimmt. 

 

zu Punkt 4. der Ursprungsvorlage:  Beratungsstand Ergebnisplan 

Durch die Senkung des Umlagesatzes auf 15,30 % verringern sich die Erträge aus der 
Landschaftsumlage um rund 34 Mio. Euro gegenüber dem Umlagesatz von 15,45 %, der 
mit Vorlage 15/1584 eingebracht worden ist, wodurch im Haushaltsjahr 2023 zunächst ein 
zusätzlicher Fehlbedarf in der Höhe entstehen würde. 

Um den so entstehenden Fehlbetrag und damit den planmäßigen Einsatz der Ausgleichs-
rücklage abzumildern, hat die Verwaltung kurzfristig erneut alle bisherigen Planansätze im 
Nachtragshaushalt nebst dem Veränderungsnachweis kritisch geprüft und einer nochmali-
gen Belastungsprobe unterzogen.  

Ergebnis dieser Überprüfung ist, dass der im Nachtrag 2023 eingeplante Ansatz für Maß-
nahmen zur baulichen Energieeinsparung in Höhe von 50,0 Mio. Euro am ehesten dazu 
geeignet ist, durch eine Reduzierung im Jahr 2023 und eine Neuveranschlagung der Auf-
wendungen in den Folgejahren angepasst zu werden. Bei diesem Haushaltsansatz handelt 
es sich um Maßnahmen zur Umsetzung von gesetzlichen Standards und Anforderungen an 
die energetische Qualität von Gebäuden, und zwar durch Umsetzung energetischer Maß-
nahmen in Schulgebäuden. Verwaltungsseitig sind bereits drei Generalsanierungen an 
Schulen mit einem Kostenumfang in Höhe von rd. 120 – 130 Mio. Euro im Bedarf anerkannt 
worden. Eine weitere Maßnahme steht kurzfristig zur Anerkennung des Bedarfs durch die 
Verwaltung an. Vorlagen für die Beauftragung durch die politische Vertretung werden suk-
zessive erstellt werden. Die Generalsanierungen beinhalten nicht nur energetische Maß-
nahmen, jedoch entfällt ein wesentlicher Teil der umzusetzenden Maßnahmen darauf.  

Diese energetischen Maßnahmen sind ein Teil des insgesamt mit rund 400 Mio. Euro be-
zifferten Maßnahmenpaketes, das in der Vorlage 15/1361 „Stresstest der Tragfähigkeit der 
Haushaltsplanung 2022/2023“ beschrieben worden ist. Es handelt sich um Kosten für die 
gesetzlich erforderlichen energetischen Maßnahmen zur CO²-Einsparung in Schulgebäu-
den, die für die dort genannten zehn betroffenen Schulen mit rund 400 Mio. Euro kalkuliert 
worden sind. Der Stresstest der Baumaßnahmen wird regelmäßig evaluiert und der politi-
schen Vertretung vorgestellt werden. Allein aufgrund der Entwicklungen im Baubereich in 
den letzten Monaten seit der Erstellung der Stresstestvorlage im 3. Quartal 2022 steht zu 
befürchten, dass die 400 Mio. Euro zur Umsetzung der Maßnahmen nicht mehr ausreichend 
sein werden. Aus diesem Grund versucht die Verwaltung, so viele Maßnahmen wie möglich 
kurzfristig in eine Umsetzung zu bringen, da weitere erhebliche Kostensteigerungen in der 
Zukunft zu erwarten sind.   
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Es zeigt sich aber auch, dass diese Vorhaben eine Beschränkung in der Umsetzung durch 
die personelle Ressourcenverfügbarkeit im Gebäude- und Liegenschaftsmanagement er-
fahren. Der demographische Wandel zeigt deutliche Wirkungen durch freie Stellen im ge-
samten LVR durch Fluktuation und Zurruhesetzung des Personals, so auch im Gebäude- 
und Liegenschaftsmanagement. Neues Personal zu akquirieren ist hier eine Herausforde-
rung, da der LVR im Wettbewerb mit dem öffentlichen, aber auch privaten Bereich steht. 
In Einzelfällen mussten freie Stellen im Gebäude- und Liegenschaftsmanagement bis zu 
vier Mal ausgeschrieben werden, bevor eine Besetzung erfolgen konnte.  

Eine verzögerte Umsetzung der geplanten Maßnahmen bei Beibehaltung des Haushaltsan-
satzes würde dazu führen, dass die bisher geplanten Mittel im Haushaltsjahr 2023 nicht 
abfließen könnten. In der Folge würden zum Jahresabschluss dann Haushaltsreste in der 
Größenordnung der nicht abgeflossenen Mittel gebildet werden müssen.  

Um dem politischen Ziel der Entlastung der Mitgliedskörperschaften nachzukommen, wer-
den daher 20 Mio. Euro der Mittel in 2023 entplant. Mit der Aufstellung des Haushaltes 
2024 wird eine Neuveranschlagung geprüft.  

Die infolge der weiteren Absenkung des Umlagesatzes und der aufwandsseitigen Anpas-
sung eingetretenen Veränderungen sind in der nachfolgenden Tabelle dargestellt (Stand: 
27. März 2023). Haushaltsverbesserungen werden mit einem PLUS, Verschlechterungen 
mit einem MINUS dargestellt.  

 

Ergebnis Nachtragsentwurf mit Stand 20.03.2023  
(Fehlbetrag) 

-4,0 Mio. € 

Verwaltungsseitige Veränderungen (Veränderungsnachweis): 
- Bilanzierungshilfe nach dem NKF-CUIG 
- Stärkungspakt NRW-gemeinsam gegen Armut 
- Belastungsausgleich für Schutzsuchende aus der Ukraine 
- Zinsentwicklung 
- Auswirkungen des GFG 2023 auf die allgemeinen Deckungsmittel 

 
+14,5 Mio. € 
+30,0 Mio. € 
+1,0 Mio. € 
+4,1 Mio. € 
-2,1 Mio. € 

Überdeckung bei einem Umlagesatz von 15,65 Prozent  
(Stand 20.03.2023) 

+43,5 Mio. € 

Seitens der Verwaltung vorgeschlagene Reduzierung des  
Umlagesatzes auf 15,45 Prozent  

-45,3 Mio. € 

Zwischensumme (Stand 20. März 2023) -1,7 Mio. € 

- Auswirkungen der Umlagesatzsenkung von 15,45 auf 15,30 % 
infolge der empfehlenden Beschlussfassung zum Antrag Nr. 15/97 
im Finanz- und Wirtschaftsausschuss am 24. März 2023  
(ergebnisverschlechternd): 

- Reduzierung des Planansatzes für energetische Sanierungsmaß-
nahmen von 50,0 auf 30,0 Mio. Euro (ergebnisverbessernd): 

-34,0 Mio. € 
 
 
 
 

+20,0 Mio. € 

Aktueller Kenntnisstand (27. März 2023): Fehlbetrag -15,7 Mio. € 
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Der ausgewiesene Fehlbetrag in Höhe von 15,7 Mio. Euro ist zur Deckung durch die Aus-
gleichsrücklage vorgesehen. 
 

zu Punkt 5. der Ursprungsvorlage: Umlagesatzgestaltung 2023 

Unter Berücksichtigung der mehrheitlich getroffenen Beschlussempfehlung zu dem Antrag 
Nr. 15/97 der Fraktionen von CDU, SPD und FDP im Finanz-und Wirtschaftsausschuss am 
24. März 2023 ergibt sich ein  

Umlagesatz für das Jahr 2023 von 15,30 %. 

Die Anlagen 1 bis 4 wurden entsprechend der finanziellen Auswirkungen infolge der Be-
schlussempfehlung des Finanz- und Wirtschaftsausschusses vom 24. März 2023 zum An-
trag Nr. 15/97 angepasst. 

  



90 / ANLAGEN	

Begründung der Vorlage Nr. 15/1584: 

Der Entwurf der Nachtragssatzung für das Haushaltsjahr 2023 mit Nachtragshaushalts-
plan und Anlagen wurde mit Vorlage Nr. 15/1384 in die Landschaftsversammlung am 
9. Dezember 2022 eingebracht und gemäß Beschlussvorschlag in die Fachausschüsse 
verwiesen. Die Verabschiedung des Nachtragshaushaltes 2023 durch die Landschaftsver-
sammlung Rheinland ist für den 31. März 2023 vorgesehen. 

Seit der Einbringung des Entwurfes der Nachtragssatzung 2023 in die Landschaftsver-
sammlung am 9. Dezember 2022 haben sich Änderungen ergeben, deren finanzielle Aus-
wirkungen seitens der Verwaltung bewertet wurden und sowohl ent- als auch belastend 
in den Veränderungsnachweis der Nachtragshaushaltsplanung 2023 eingeflossen sind 
und den Fachausschüssen zur Beratung vorgelegt wurden.  

Im Rahmen des Schlussveränderungsnachweises wird der Nachtragsentwurf somit ver-
waltungsseitig um produktgruppenbezogene Veränderungen fortgeschrieben. 

Die verwaltungsseitigen Veränderungen der Ertrags- und Aufwandspositionen des Ergeb-
nisplanes entsprechend der Beschlüsse der Fachausschüsse werden in der Anlage 1 
(Stand: 20. März 2023) dargestellt. Für die Beratung des Schlussveränderungsnachwei-
ses zum Nachtragshaushalt 2023 im Landschaftsausschuss am 28. März 2023 werden 
dem Landschaftsausschuss auch die mit Vorlage Nr. 15/1409/1 eingebrachten Änderun-
gen in den Produktgruppen, die in die Zuständigkeit des Finanz- und Wirtschaftsaus-
schusses (Sitzung am 24. März 2023) fallen und zur Beschlussfassung vorgelegt werden, 
mit dieser Vorlage bereits zur Kenntnis gegeben. Über das Beratungsergebnis wird in den 
Sitzungen des Landschaftsausschusses und der Landschaftsversammlung mündlich be-
richtet, sofern keine weitere Ergänzungsvorlage zu erstellen ist. 

Damit sind alle verwaltungsseitigen Änderungen im Schlussveränderungsnachweis be-
rücksichtigt. Für die Produktgruppen, die in die Zuständigkeiten des Gesundheitsaus-
schusses (Sitzung am 10. März 2023), des Ausschusses für Personal und allgemeine Ver-
waltung (Sitzung am 20. März 2023) sowie des Landschaftsausschusses (Sitzung am 
28. März 2023) fallen, wurden verwaltungsseitig keine Änderungen zum Entwurf vorge-
nommen. 

 

1 Benehmensherstellung / Einwendungen /  
Öffentliche Auslegung 

Benehmensherstellung 
Die Beteiligungsrechte der Mitgliedskörperschaften zur Festsetzung des Umlagesatzes er-
geben sich aus § 23 Abs. 2 Landschaftsverbandsordnung (LVerbO) in Verbindung mit 
§ 55 Kreisordnung NRW (KrO NRW). Die Benehmensherstellung zur Festsetzung der 
Landschaftsumlage wurde mit Schreiben vom 28. Oktober 2022 und dem Versand der 
Eckdaten zum Nachtragshaushaltsentwurf 2023 eingeleitet. Gegenstand der Benehmens-
herstellung ist lediglich die Bestimmung des Umlagesatzes der Landschaftsumlage und 
nicht die Nachtragshaushaltsplanung insgesamt. 

Einwendungen 
24 Mitgliedskörperschaften haben Einwendungen im Sinne des § 23 Abs. 2 LVerbO i.V.m. 



		   ANLAGEN / 91

Begründung der Vorlage Nr. 15/1584: 

Der Entwurf der Nachtragssatzung für das Haushaltsjahr 2023 mit Nachtragshaushalts-
plan und Anlagen wurde mit Vorlage Nr. 15/1384 in die Landschaftsversammlung am 
9. Dezember 2022 eingebracht und gemäß Beschlussvorschlag in die Fachausschüsse 
verwiesen. Die Verabschiedung des Nachtragshaushaltes 2023 durch die Landschaftsver-
sammlung Rheinland ist für den 31. März 2023 vorgesehen. 

Seit der Einbringung des Entwurfes der Nachtragssatzung 2023 in die Landschaftsver-
sammlung am 9. Dezember 2022 haben sich Änderungen ergeben, deren finanzielle Aus-
wirkungen seitens der Verwaltung bewertet wurden und sowohl ent- als auch belastend 
in den Veränderungsnachweis der Nachtragshaushaltsplanung 2023 eingeflossen sind 
und den Fachausschüssen zur Beratung vorgelegt wurden.  

Im Rahmen des Schlussveränderungsnachweises wird der Nachtragsentwurf somit ver-
waltungsseitig um produktgruppenbezogene Veränderungen fortgeschrieben. 

Die verwaltungsseitigen Veränderungen der Ertrags- und Aufwandspositionen des Ergeb-
nisplanes entsprechend der Beschlüsse der Fachausschüsse werden in der Anlage 1 
(Stand: 20. März 2023) dargestellt. Für die Beratung des Schlussveränderungsnachwei-
ses zum Nachtragshaushalt 2023 im Landschaftsausschuss am 28. März 2023 werden 
dem Landschaftsausschuss auch die mit Vorlage Nr. 15/1409/1 eingebrachten Änderun-
gen in den Produktgruppen, die in die Zuständigkeit des Finanz- und Wirtschaftsaus-
schusses (Sitzung am 24. März 2023) fallen und zur Beschlussfassung vorgelegt werden, 
mit dieser Vorlage bereits zur Kenntnis gegeben. Über das Beratungsergebnis wird in den 
Sitzungen des Landschaftsausschusses und der Landschaftsversammlung mündlich be-
richtet, sofern keine weitere Ergänzungsvorlage zu erstellen ist. 

Damit sind alle verwaltungsseitigen Änderungen im Schlussveränderungsnachweis be-
rücksichtigt. Für die Produktgruppen, die in die Zuständigkeiten des Gesundheitsaus-
schusses (Sitzung am 10. März 2023), des Ausschusses für Personal und allgemeine Ver-
waltung (Sitzung am 20. März 2023) sowie des Landschaftsausschusses (Sitzung am 
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1 Benehmensherstellung / Einwendungen /  
Öffentliche Auslegung 

Benehmensherstellung 
Die Beteiligungsrechte der Mitgliedskörperschaften zur Festsetzung des Umlagesatzes er-
geben sich aus § 23 Abs. 2 Landschaftsverbandsordnung (LVerbO) in Verbindung mit 
§ 55 Kreisordnung NRW (KrO NRW). Die Benehmensherstellung zur Festsetzung der 
Landschaftsumlage wurde mit Schreiben vom 28. Oktober 2022 und dem Versand der 
Eckdaten zum Nachtragshaushaltsentwurf 2023 eingeleitet. Gegenstand der Benehmens-
herstellung ist lediglich die Bestimmung des Umlagesatzes der Landschaftsumlage und 
nicht die Nachtragshaushaltsplanung insgesamt. 

Einwendungen 
24 Mitgliedskörperschaften haben Einwendungen im Sinne des § 23 Abs. 2 LVerbO i.V.m. 

§ 55 KrO NRW erhoben. Zu diesem Sachverhalt wurde dem Finanz- und Wirtschaftsaus-
schuss, dem Landschaftsausschuss und der Landschaftsversammlung eine gesonderte 
Vorlage (Nr. 15/1564) mit einer Beschlussempfehlung zugeleitet. 

Öffentliche Auslegung 
Der Entwurf der Nachtragshaushaltssatzung 2023 mit Haushaltsplan und Anlagen wurde 
nach vorheriger öffentlicher Bekanntmachung gem. § 23 Abs. 5 LVerbO i.V.m. §§ 75 ff. 
Gemeindeordnung NRW (GO NRW) öffentlich für den Zeitraum vom 12. bis zum 20. De-
zember 2022 zur Einsichtnahme ausgelegt. Gegen den Entwurf der Nachtragshaushalts-
satzung 2023 sind keine Einwendungen eingegangen. 
 

 

2 Beratungen in den Fachausschüssen 

Die Fachausschüsse haben nach der Einbringung am 9. Dezember 2022 in ihren Zustän-
digkeiten den Entwurf der Nachtragsplanung 2023 der betreffenden Produktgruppen 
nebst den Veränderungsnachweisen beraten. Die Beratungsergebnisse bis Redaktions-
schluss dieser Vorlage werden nachfolgend dargestellt: 

Schulausschuss: Vorlage Nr.15/1398/1; Sitzung am 27. Februar 2023:   
Einstimmiger Beschluss mit den Stimmen der Fraktionen CDU, SPD, FDP, AfD, Die Linke., 
Die FRAKTION und die Gruppe FREIE WÄHLER - bei Enthaltung der Fraktion Bündnis 
90/DIE GRÜNEN. 

Sozialausschuss: Vorlage Nr. 15/1414/1; Sitzung am 28. Februar 2023:  
Einstimmiger Beschluss bei Enthaltung der Fraktionen Bündnis 90/DIE GRÜNEN und Die 
FRAKTION. 

Gesundheitsausschuss: Vorlage Nr. 15/1401/1; Sitzung am 10. März 2023:  
Einstimmiger Beschluss mit den Stimmen der Fraktionen CDU, SPD, FDP und der Gruppe 
FREIE WÄHLER - bei Enthaltung der Fraktionen Bündnis 90/DIE GRÜNEN, AfD, Die Linke. 
und Die FRAKTION. 

Kulturausschuss: Vorlage Nr. 15/1407/1; Sitzung am 14. März 2023:  
Einstimmiger Beschluss bei Enthaltung der Fraktion Bündnis 90/DIE GRÜNEN. 

Landesjugendhilfeausschuss: Vorlage Nr. 15/1414/1; Sitzung am 16. März 2023: 
Einstimmige Kenntnisnahme bei Enthaltung der Fraktion Bündnis 90/DIE GRÜNEN. 

Ausschuss für Personal und allgemeine Verwaltung: Vorlage Nr. 15/1402/1; Sit-
zung am 20. März 2023): Einstimmiger Beschluss bei Enthaltung der Fraktionen Bündnis 
90/DIE GRÜNEN und Die FRAKTION. 

Im Weiteren wird zum Redaktionsschluss am 20. März 2023 davon ausgegangen, dass in 
der noch ausstehenden Sitzung des Finanz- und Wirtschaftsausschusses (Vorlage Nr. 
15/1409/1; Sitzung am 24. März 2023) eine Zustimmung zu dem eingebrachten Be-
schlussvorschlag erfolgt. Sofern sich Änderungen zu dem eingebrachten Beschlussvor-
schlag ergeben sollten, wird in den Sitzungen des Landschaftsausschusses am 28. März 
2023 und der Landschaftsversammlung am 31. März 2023 darüber berichtet, sofern 
keine Ergänzungsvorlage zu erstellen ist.  
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Die Beratung der in die Zuständigkeit des Landschaftsausschusses fallenden Produkt-
gruppen erfolgt in der Sitzung des Landschaftsausschusses am 28. März 2023 (Vorlage 
Nr. 15/1405/1). Auch hier geht diese Vorlage zunächst von einer Zustimmung im Land-
schaftsausschuss zu dem eingebrachten Beschlussvorschlag Nr. 15/1405/1 aus. Etwaige 
Änderungen zu dem eingebrachten Beschlussvorschlag werden in einer Ergänzungsvor-
lage für die Sitzung der Landschaftsversammlung am 31. März 2023 berücksichtigt. 

Auf die Einbringung eines Schlussveränderungsnachweises zum Finanzplan wird verzich-
tet, da alle vorgenommenen Veränderungen die Ein- und Auszahlungen aus laufender 
Verwaltungstätigkeit betreffen und sich aus den Aufwendungen und Erträgen des Ergeb-
nisplanes ableiten lassen und in diesem Zusammenhang beraten und beschlossen wer-
den. 
 

 

3 Veränderungsnachweis zum Entwurf des  
Nachtragshaushaltes 2023 

Nachfolgend werden die Sachverhalte dargestellt, die zu verwaltungsseitigen Verände-
rungen des Nachtragsentwurfes 2023 geführt haben. 

3.1 Bilanzierungshilfe nach dem NKF-CUIG 

Die Landesregierung hat am 9. Dezember 2022 das „Zweite Gesetz zur Änderung kom-
munalrechtlicher Vorschriften“ beschlossen, welches die Ausweitung der bisher gelten-
den Vorschriften zur Corona-Isolierung auf die finanziellen Belastungen infolge des Ukra-
ine-Krieges beinhaltet (NKF-COVID-19-Ukraine-Isolierungsgesetz – NKF-CUIG). Das Ge-
setz ist am 15. Dezember 2022 in Kraft getreten.  

Nach dem NKF-CUIG sind sowohl Aufwendungen für Schutzsuchende als auch Mehrauf-
wendungen, die sich aus Energiepreissteigerungen (Strom, Gas usw.) ergeben, zu isolie-
ren. Diese Aufwendungen werden mithilfe eines außerordentlichen Ertrages neutralisiert 
und als Bilanzierungshilfe dargestellt, die später abgeschrieben wird. Die Abschreibung 
kann entweder vollständig im Jahr 2025 oder ab dem Jahr 2026 über einen Zeitraum von 
längstens 50 Jahren erfolgen. Der LVR plant die einmalige Abschreibung im Haushaltsjahr 
2025. 

Der im Nachtragshaushalt 2023 auf die Auswirkungen des Ukraine-Krieges zurückzufüh-
rende und zu isolierende Betrag wird im LVR auf insgesamt 14,5 Mio. Euro beziffert. 
Dieser Betrag ist gem. den Bestimmungen des NKF-CUIG zugleich als außerordentlicher 
Ertrag zu veranschlagen und wird in der Sachkontenzeile 23 „Außerordentliche Erträge“ 
in der Ergebnisrechnung ausgewiesen. Er setzt sich aus folgenden Teilbeträgen zusam-
men:  

 14,3 Mio. Euro für Energiepreissteigerungen in LVR-Gebäuden. Darin sind LVR-
Verwaltungsgebäude mit 5,9 Mio. Euro, Schulgebäude mit 4,4 Mio. Euro und Mu-
seen mit 4,0 Mio. Euro berücksichtigt; 

 0,2 Mio. Euro für Preissteigerungen in der Schülerbeförderung, die auf gestie-
gene Kraftstoffpreise infolge des Ukraine-Krieges zurückzuführen sind.   
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in der Ergebnisrechnung ausgewiesen. Er setzt sich aus folgenden Teilbeträgen zusam-
men:  

 14,3 Mio. Euro für Energiepreissteigerungen in LVR-Gebäuden. Darin sind LVR-
Verwaltungsgebäude mit 5,9 Mio. Euro, Schulgebäude mit 4,4 Mio. Euro und Mu-
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3.2 Stärkungspakt NRW - gemeinsam gegen Armut 

Das Land hat einen Stärkungspakt „gemeinsam gegen Armut“ in Höhe von insgesamt 
270 Mio. Euro aufgelegt, aus dem der LVR in 2023 bis zu 30,0 Mio. Euro für den Aus-
gleich von Energiepreissteigerungen in den Einrichtungen und Diensten der Eingliede-
rungshilfe sowie Einrichtungen und Leistungen nach § 67 ff. SGB XII erhalten soll. Der 
Betrag ist dementsprechend als Ertrag im Veränderungsnachweis des Nachtragshaushal-
tes 2023, und zwar zentral in der Produktgruppe 017 (SGB IX Eingliederungshilfe zum 
Wohnen), eingeplant. Für diese Aufwendungen ist daher keine Isolierung nach dem NKF-
CUIG vorzunehmen. 
 

3.3 Belastungsausgleich für Schutzsuchende aus der Ukraine 

Der LVR hat im Dezember 2022 vom Bund insgesamt 1,31 Mio. Euro als Belastungsaus-
gleich für unmittelbar mit der Aufnahme, Unterbringung und Betreuung von Schutzsu-
chenden entstehenden Aufwendungen erhalten, die in 2022 und 2023 zu verwenden 
sind. Ein Teilbetrag in Höhe von 0,31 Mio. Euro wird in 2022 im Rahmen des Jahresab-
schlusses eingesetzt, da die Aufwendungen im Jahr 2022 angefallen sind. Für das Haus-
haltsjahr 2023 wurden 1,0 Mio. Euro als Ertrag zentral in der Produktgruppe 017 (SGB 
IX Eingliederungshilfe zum Wohnen) eingeplant. Der Belastungsausgleich vom Bund wird 
voraussichtlich ausreichen, um die unmittelbaren Aufwendungen im LVR für Schutzsu-
chende zu decken, so dass keine Isolierung dieser Aufwendungen erforderlich ist.  
 

3.4 Zinsentwicklung 

Die Europäische Zentralbank (EZB) hat seit Juli 2022 die Leitzinsen in mehreren Schritten 
angehoben und die Negativzinsen gestrichen. Die Auswirkungen der Zinsentwicklung auf 
den LVR-Haushalt wurden im eingebrachten Nachtragsentwurf 2023 bereits mit 0,68 Mio. 
Euro Minderaufwendungen für Verwahrentgelte berücksichtigt, weil entgegen der ur-
sprünglichen Planung keine Verwahrentgelte mehr zu zahlen sind. Weitere Ergebnisver-
besserungen wurden in Höhe von 4,1 Mio. Euro (Erhöhung der Zinserträge) im Verän-
derungsnachweis in den Nachtrag 2023 eingebracht.  
 

3.5 Auswirkungen des Gemeindefinanzierungsgesetzes (GFG) 2023  
auf die allgemeinen Deckungsmittel 

Die im Nachtrag zum 9. Dezember 2022 eingebrachten Planwerte für die Landschaftsum-
lage und die Schlüsselzuweisungen basieren auf der Modellrechnung zum GFG 2023. Am 
22. Dezember 2022 ist die Verabschiedung des GFG 2023 erfolgt. Im Vergleich zu der 
Modellrechnung aus November 2022 haben sich Veränderungen bei den Umlagegrundla-
gen im GFG 2023 ergeben. Diese haben folgende Auswirkungen auf die allgemeinen De-
ckungsmittel des LVR:  

 Die Landschaftsumlage (bei dem eingebrachten Umlagesatz von 15,65 Prozent) 
wird um 2.237.148 Euro geringer ausfallen als im Nachtrag geplant; 

 Die Schlüsselzuweisungen erhöhen sich um 172.949 Euro. 

Die saldierten Veränderungen betragen 2.064.199 Euro (Mindererträge) und sind in der 
Produktgruppe 048 „Allgemeine Finanzwirtschaft“ berücksichtigt worden.  
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4 Beratungsstand: Ergebnisplan 

Die verwaltungsseitigen Veränderungen, die sich nach der Einbringung des Nachtrags-
haushaltes ergeben haben, sind der nachfolgenden Tabelle (Stand: 20. März 2023) zu 
entnehmen (Haushaltsverbesserungen werden mit einem PLUS, Verschlechterungen mit 
einem MINUS dargestellt). Die in der Tabelle dargestellten Sachverhalte sind insgesamt 
ergebnisentlastend und damit umlagerelevant. Der Umfang der Ergebnisentlastung be-
trägt rund 0,2 Prozentpunkte des im Entwurf eingebrachten Umlagesatzes. 

 

Ergebnis Nachtragsentwurf (Fehlbetrag) -4,0 Mio. € 

Verwaltungsseitige Veränderungen (vgl. Abschnitt 3 dieser Vorlage): 

- Bilanzierungshilfe nach dem NKF-CUIG 

- Stärkungspakt NRW-gemeinsam gegen Armut 

- Belastungsausgleich für Schutzsuchende aus der Ukraine 

- Zinsentwicklung 

- Auswirkungen des GFG 2023 auf die allgemeinen Deckungsmittel 

 

+14,5 Mio. € 

+30,0 Mio. € 

+1,0 Mio. € 

+4,1 Mio. € 

-2,1 Mio. € 

Überdeckung (aktueller Kenntnisstand) +43,5 Mio. € 

 

 

 

5 Umlagesatzgestaltung 

Umlagesatzgestaltung 2023 

Nach Bewertung aller Ertrags- und Aufwandsänderungen schlägt die Verwaltung der poli-
tischen Vertretung vor, für das Haushaltsjahr 2023 einen Umlagesatz in Höhe von 
15,45 Prozent festzusetzen. 

Im Vergleich zum Nachtragshaushaltsentwurf 2023, der am 9. Dezember 2022 in die 
Landschaftsversammlung eingebracht worden ist, bedeutet dies für das Haushaltsjahr 
2023 eine Umlagesatzabsenkung um 0,20 Prozentpunkte. 

Bei der haushalterischen Beurteilung der politischen Anträge ist zu berücksichtigen, dass 
die zur Beratung anstehenden Anträge zu finanziellen Auswirkungen führen können, die 
bei der Umlagesatzgestaltung für das Jahr 2023 ggfls. noch zu berücksichtigen wären. 
Sofern sich noch Veränderungen aufgrund der Beschlussfassungen der Ausschüsse erge-
ben, wird eine Ergänzungsvorlage dem Landschaftsausschuss und der Landschaftsver-
sammlung zugeleitet. 
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Umlagesatzgestaltung in der mittelfristigen Ergebnis- und Finanzplanung für die 
Jahre 2024 bis 2026 

Der Entwurf des Nachtragshaushaltes 2023 enthielt zum Zeitpunkt seiner Einbringung in 
die Landschaftsversammlung am 9. Dezember 2022 keine Anpassungen in der Mittelfrist-
planung der Haushaltsjahre 2024 bis 2026, da der Runderlass des Ministeriums für Hei-
mat, Kommunales, Bau und Digitalisierung (MHKBD) zu den Orientierungsdaten 2023 – 
2026 für die mittelfristige Ergebnis- und Finanzplanung der Gemeinden und Gemeinde-
verbände des Landes NRW vom 22. November 2022 bis zur Nachtragseinbringung noch 
nicht abschließend analysiert und bewertet werden konnte.  

Darüber hinaus ist zu berücksichtigen, dass die multiplen Krisenlagen exemplarisch für 
die Vielzahl komplexer Herausforderungen und Folgewirkungen stehen, mit denen sich 
der LVR in den nächsten Monaten und wahrscheinlich auch Jahren intensiv auseinander-
setzen muss und die er zu bewältigen hat. Insbesondere die Verflechtungen dieser Ent-
wicklungen lassen einen geordneten Geschäftsbetrieb, verlässliche Prognosen und prä-
zise Analysen in vielen Aufgabenbereichen des LVR nur bedingt zu. In dieser Situation 
kann es zu erheblichen Ergebnisschwankungen kommen, die den Einsatz der Ausgleichs-
rücklage zum Jahresabschluss erforderlich machen. Aus diesem Grund kann ein geplanter 
Verbrauch der Ausgleichsrücklage zur Umlagesatzbegrenzung nicht mehr befürwortet 
werden und ist deshalb in der mittelfristigen Ergebnis- und Finanzplanung für die Jahre 
2024 bis 2026 nicht mehr vorgesehen. Die Ausgleichsrücklage muss bei diesen erschwer-
ten Rahmenbedingungen wieder ihrem Zweck einer Art „Schwankungsreserve“ zugeführt 
werden, um die Möglichkeit der Steuerung im Bewirtschaftungsergebnis zu ermöglichen. 

Im beschlossenen Doppelhaushalt 2022/2023 waren für die Mittelfristplanung der Haus-
haltsjahre 2024 bis 2026 Festlegungen zum Umlagesatz und zum planmäßigen Einsatz 
der Ausgleichsrücklage getroffen worden, die der nachfolgenden Tabelle entnommen 
werden können.  

Unter Einwertung der Entwicklung der Steuereinnahmen der vergangenen Monate, der 
Bewirtschaftungsverläufe des Haushaltsjahres 2022, der Orientierungsdaten des Landes 
NRW für die Haushaltsjahre 2023 bis 2026, der Inflationsprognosen, der voraussichtli-
chen Tarifsteigerungen der Gehälter und weiterer Kennzahlen sowie mit Verzicht auf den 
planmäßigen Verzehr der Ausgleichsrücklage hat die Verwaltung für die mittelfristige Er-
gebnis- und Finanzplanung der Jahre 2024 bis 2026 die in der nachfolgenden Tabelle 
dargestellten Umlagesätze prognostiziert:  
 

 im beschlossenen Doppelhaushalt 
2022/2023 im Nachtrag 2023  

Jahr  Planmäßiger  
Jahresfehlbetrag Umlagesatz Umlagesatz 

2024  42,26 Mio. € 16,65 % 15,95 %  

2025  43,57 Mio. € 16,65 % 16,20 %  

2026  0,14 Mio. € 17,10 % 16,50 % 

 
Die Mittelfristplanung für die Jahre 2024 bis 2026 ist in den Anlagen 3 (Ergebnisplan) und 
4 (Finanzplan) dargestellt.  
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6 Beschlussvorschlag 

Die Verwaltung legt dem Landschaftsausschuss und der Landschaftsversammlung die 
Nachtragssatzung für das Haushaltsjahr 2023 einschließlich Nachtragshaushaltsplan und 
sonstiger Anlagen zur Beschlussfassung vor und schlägt vor, dementsprechend zu be-
schließen. 

 

In Vertretung 

 

H  ö  t  t  e  
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15. Landschaftsversammlung 2020-2025

Niederschrift
über die 8. Sitzung der Landschaftsversammlung
am 31.03.2023 im Theater am Tanzbrunnen, Köln

Anwesend vom Gremium:

CDU

Anders, Patrick
Baer, Gudrun
Blondin, Marc (MdL)
Boss, Frank
Braumüller, Heinz-Peter
Braun-Kohl, Annette
Brohl, Ingo
Cleve, Torsten
De Bellis-Olinger, Teresa Elisa
Dickmann, Bernd
Dornseifer, Falk
Einmahl, Rolf
Fischer, Peter
Henk-Hollstein, Anne Vorsitzende
Ibe, Peter
Kersten, Gertrud
Kipphardt, Guntmar
Kleine, Jürgen
Körlings, Franz
Kretschmer, Gabriele
Kühlwetter, Joachim
Labouvie, Peter
Dr. Leonards-Schippers, Christiane
Loepp, Helga
Nabbefeld, Michael
Petrauschke, Hans-Jürgen
Rubin, Dirk
Dr. Schlieben, Nils Helge
Schönberger, Frank
Schroeren, Michael
Solf, Michael-Ezzo
Sonntag, Ullrich
Stefer, Michael
Stolz, Ute
Wehlus, Jürgen
Wörmann, Josef
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SPD

Bausch, Manfred
Bozkir, Timur
Brodrick, Helmut
Cirener, Thomas
Engler, Gerd
Heinisch, Iris
Holtmann-Schnieder, Ursula
Joebges, Heinz
Karl, Christiane
Dr. Klose, Hans
Kox, Peter
Krossa, Manfred
Krupp, Ute
Kucharczyk, Jürgen
Lauterjung, Ernst
Lorenz, Lukas
Mahler, Ursula
Mazur-Flöer, Cornelia
Merkel, Wolfgang
Rehse, Reinhard
Prof. Dr. Rolle, Jürgen
Schmitz, Hans
Scho-Antwerpes, Elfi
Soloch, Barbara
Stergiopoulos, Ioannis
Thiele, Elke
Ullrich, Birgit
Prof. Dr. Wilhelm, Jürgen
Wilms, Nicole
Zander, Susanne

Bündnis 90/DIE GRÜNEN

Beu, Rolf Gerd
Bortlisz-Dickhoff, Johannes
Deussen-Dopstadt, Gabi
Fliß, Rolf
Glashagen, Jennifer
Heinen, Jürgen
Hölzing-Clasen, Bärbel
Kappel, Angelica-Maria
Kresse, Martin
Manske, Marion
Peters, Anna
Peters, Jürgen
Rickes, Roland
Schmitt-Promny M.A., Karin
Dr. Seidl, Ruth
Tadema, Ulrike
Tietz-Latza, Alexander
Tuschen, Johannes
Warnecke, Uwe Marold
Zimmermann, Thor-Geir
Zsack-Möllmann, Martina
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SPD

Bausch, Manfred
Bozkir, Timur
Brodrick, Helmut
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Dr. Klose, Hans
Kox, Peter
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Mazur-Flöer, Cornelia
Merkel, Wolfgang
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Prof. Dr. Rolle, Jürgen
Schmitz, Hans
Scho-Antwerpes, Elfi
Soloch, Barbara
Stergiopoulos, Ioannis
Thiele, Elke
Ullrich, Birgit
Prof. Dr. Wilhelm, Jürgen
Wilms, Nicole
Zander, Susanne

Bündnis 90/DIE GRÜNEN

Beu, Rolf Gerd
Bortlisz-Dickhoff, Johannes
Deussen-Dopstadt, Gabi
Fliß, Rolf
Glashagen, Jennifer
Heinen, Jürgen
Hölzing-Clasen, Bärbel
Kappel, Angelica-Maria
Kresse, Martin
Manske, Marion
Peters, Anna
Peters, Jürgen
Rickes, Roland
Schmitt-Promny M.A., Karin
Dr. Seidl, Ruth
Tadema, Ulrike
Tietz-Latza, Alexander
Tuschen, Johannes
Warnecke, Uwe Marold
Zimmermann, Thor-Geir
Zsack-Möllmann, Martina
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FDP

Breuer, Klaus
Effertz, Lars Oliver
Haupt, Stephan
Nüchter, Laura
Pohl, Mark Stephen
Steffen, Alexander

AfD

Dick, Ralf
Kunze, Thomas M.
Lenzen, Paul-Edgar
Nietsch, Michael
Noe, Yannick Niels
Schaary, Alexander Niklas

DIE LINKE.

Basten, Larissa
Detjen, Ulrike
Klein, Peter
Zierus, Jürgen

Die FRAKTION

Baron von Kruedener, Aaron Yannik
Thiel, Carsten

Gruppe FREIE WÄHLER

Bayer, Udo
Rehse, Henning

Von den Fraktions- und Gruppengeschäftsstellen

Böll, Thomas SPD
Runkler, Hans-Otto FDP 
Kossen, Wilfried DIE LINKE.
Boßdorf, Irmhild AfD
Plötner, Beate FREIE WÄHLER

Verwaltung:

LVR-Direktorin Lubek, Ulrike
Erster Landesrat Limbach, Reiner
LVR-Dezernentin Hötte, Renate
LVR-Dezernent Althoff, Detlef
LVR-Dezernent Dannat, Knut
LVR-Dezernentin Dr. Schwarz, Alexandra
LVR-Dezernent Janich, Marc
LVR-Dezernent Lewandrowski, Dirk
LVR-Dezernentin Wenzel-Jankowski, Martina
LVR-Dezernentin Dr. Franz, Corinna
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Heyner, Carmen, persönliche Referentin LD'in 
Egyptien, Lukas, Stabsstelle 00.200
Fischer, Martina, LVR-Fachbereich 14
Hüllenkrämer, Tanja, Stabsstelle 00.200
Köcher, Christiane, Stabsstelle 00.200
Laqua, Frank, persönlicher Referent Vors. LVers
Pauly, Anna, Stabsstelle 00.200
Plate, Simon, Stabsstelle 00.200 (Protokoll)
Schätzer, Norbert, Gesamtpersonalrat
Steimel, Lea, Stabsstelle 00.200
Sturmberg, Michael, LVR-Fachbereich 03
Weis, Annika, Stabsstelle 00.200 

Gäste:

Delidakis, Rotraud, Fraktionsgeschäftsstelle Bündnis 90/DIE GRÜNEN
Kaiser, Lolita, LVR-Fachbereich 21
Neyer, Birgit, Erste Landesrätin Landschaftsverband Westfalen-Lippe
Soumani, Leila, Fraktionsgeschäftsstelle SPD
Stojic, Susanne, Fraktionsgeschäftsstelle CDU
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T a g e s o r d n u n g 

Öffentliche Sitzung Beratungsgrundlage

1. Anerkennung der Tagesordnung   

2. Verpflichtung neuer Mitglieder   

3. Umbesetzungen in den Ausschüssen   

3. Nachtragshaushalt 2023   

3.1. Benehmensherstellung zur Festsetzung des Umlagesatzes 
für den Nachtragshaushalt 2023;  
Beschluss über die Einwendungen der 
Mitgliedskörperschaften

15/1564/1 B 

3.2. Sachanträge zum Nachtragshaushalt   

3.2.1. Antrag Nachtragshaushalt 2023 Antrag 15/76/1 
GRÜNE B 

3.2.2. Senkung der Landschaftsumlage auf 14,8% Antrag 15/86 AfD B 

3.2.3. Senkung der Landschaftsumlage auf 15,15% Antrag 15/96 Die 
FRAKTION B 

3.2.4. Änderung Umlagesatz für den Haushalt 2023 Antrag 15/97 CDU, 
SPD, FDP B 

3.3. Nachtragssatzung des LVR mit Nachtragshaushalt und 
sonstigen Anlagen für das Jahr 2023

15/1584/1 B 

4. Fortsetzung des ursprünglichen Top 3 "Umbesetzung in 
Ausschüssen"

  

4.1. Umbesetzung in Ausschüssen Antrag 15/90 CDU B 

4.2. Umbesetzung von Gremien Antrag 15/69/2 AfD 
B 

4.3. Umbesetzungen in Ausschüssen Antrag 15/98 Die 
Linke. B 

4.4. Umbesetzung in Gremien Antrag 15/100 AfD B 

4.5. Umbesetzung in Gremien Antrag 15/101 Die 
FRAKTION B 

5. Fragen und Anfragen   

6. Verschiedenes   

Beginn der Sitzung: 10:00 Uhr

Ende der Sitzung: 16:19 Uhr
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Vor Eintritt in die Tagesordnung begrüßt die Vorsitzende die Mitglieder der 15. 
Landschaftsversammlung Rheinland zur 8. Sitzung der 15. Wahlperiode. Besonders 
begrüßt sie Birgit Neyer, Erste Landesrätin und Kämmerin des Landschaftsverbandes 
Westfalen-Lippe, den LVR-Verwaltungsvorstand sowie die Vertreter*innen der Medien, 
sofern anwesend.

Die Vorsitzende weist darauf hin, dass zur Sitzung frist- und ordnungsgemäß mit 
Schreiben vom 17.03.2023 eingeladen und der Sitzungstermin auf der Internetseite des 
Landschaftsverbandes Rheinland öffentlich bekannt gemacht worden sei. 

Für die heutige Sitzung haben sich folgende Mitglieder entschuldigt:

CDU:
Bündgens, Willi
Cöllen, Heiner
Dr. Elster, Ralph
Hermes, Achim
Lünenschloss, Caroline
Renzel, Peter
Stieber, Andreas Paul

Bündnis 90/DIE GRÜNEN:
Beck, Corinna
Blanke, Andreas
Haußmann, Sybille
Jablonski, Frank, MdL
Kanschat, Andreas
Maue, Björn
Schäfer, Ilona
vom Scheidt, Frank

FDP:
vom Berg, Joachim

AfD:
Prof. Dr. Bommermann, Ralf Günter

DIE LINKE.:
Amman-Hilberath, Martina

Die FRAKTION:
Stadtmann, Matthias

Als Beisitzende beruft die Vorsitzende Jennifer Glashagen (Bündnis 90/DIE GRÜNEN) 
und Larissa Basten (DIE LINKE.).

Sie bittet die Anwesenden, sich zum Gedenken an den ehemaligen Sachkundigen Bürger 
in den Gremien der Landschaftsversammlung Rheinland, Robert Bosch (FREIE WÄHLER), 
verstorben am 2. März 2023, von den Plätzen zu erheben.

Darüber hinaus weist sie auf die fotografische Begleitung der Sitzung hin.
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Öffentliche Sitzung
  
Punkt 1
Anerkennung der Tagesordnung

Die Tagesordnung wird ohne Anmerkungen anerkannt.

Punkt 2
Verpflichtung neuer Mitglieder

Es erfolgen keine Verpflichtungen.

Punkt 3
Umbesetzungen in den Ausschüssen

Herr Noe nimmt zur erneuten Befassung mit den Umbesetzungsanträgen der AfD-
Fraktion Stellung.
Herr Lenzen stellt gemäß § 20 Abs. 3 GeschO zu den Tagesordnungspunkten 3.1 bis 3.5 
einen Antrag auf jeweils geheime Einzelwahl.
Die Vorsitzende unterbricht die Sitzung um 10:21 Uhr.
Die Vorsitzende nimmt die Sitzung um 10:53 Uhr wieder auf und informiert die 
Landschaftsversammlung über das weitere Vorgehen.
Herr Boss beantragt die gebundene Einzelwahl zum Antrag Nr. 15/90 der CDU-Fraktion.
Frau Detjen beantragt die gebundene Einzelwahl zum Antrag Nr. 15/98 der Fraktion DIE 
LINKE..
Herr von Kruedener beantragt die gebundene Einzelwahl für den Antrag Nr. 15/101 der 
Fraktion Die FRAKTION.
Den Geschäftsordnungsanträgen wird einstimmig zugestimmt.

Herr Einmahl stellt einen Geschäftsordnungsantrag auf Vorziehen des gesamten 
ursprünglichen Tagesordnungspunktes 4 (Nachtragshaushalt 2023).
Die Landschaftsversammlung stimmt diesem Vorgehen einstimmig zu.

Die Vorsitzende nimmt die Sitzung mit dem neuen Tagesordnungspunkt 3 
(Nachtragshaushalt 2023) wieder auf.

Punkt 3
Nachtragshaushalt 2023

Zum Nachtragshaushalt 2023 sprechen für die Fraktionen: 

- Herr Einmahl (CDU) 
- Herr Prof. Dr. Rolle (SPD) 
- Herr Bortlisz-Dickhoff (Bündnis 90/DIE GRÜNEN) 
- Herr Effertz (FDP) 
- Herr Noe (AfD)
- Frau Detjen (DIE LINKE.)
- Herr Baron von Kruedener (Die FRAKTION)
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Punkt 3.1
Benehmensherstellung zur Festsetzung des Umlagesatzes für den 
Nachtragshaushalt 2023; 
Beschluss über die Einwendungen der Mitgliedskörperschaften
Vorlage Nr. 15/1564/1

Die Landschaftsversammlung fasst mehrheitlich mit den Stimmen von CDU, SPD, 
Bündnis 90/DIE GRÜNEN, FDP, DIE LINKE. und der Gruppe FREIE WÄHLER 
gegen die Stimmen von Die FRAKTION bei Enthaltung der AfD ohne Aussprache 
folgenden Beschluss:

Zu den erhobenen Einwendungen der Mitgliedskörperschaften gegen den Umlagesatz der 
Nachtragssatzung zum Haushaltsjahr 2023 wird gemäß Vorlage Nr. 15/1564/1 wie folgt 
beschlossen: 

1. Durch die Einbringung eines Nachtragshaushaltes für das Haushaltsjahr 2023 hat die 
Verwaltung auf die unerwartet positive Entwicklung der Umlagegrundlagen im 
Referenzzeitraum bereits mit dem Vorschlag einer Umlagesatzsenkung reagiert. Zwischen 
der Einleitung der Benehmensherstellung am 28. Oktober 2022 und der Verabschiedung 
des Nachtragshaushaltes 2023 am 31. März 2023 sind be- und entlastende Entwicklungen 
eingetreten, die auf den Umlagesatz Auswirkungen haben. Durch einen im Finanz- und 
Wirtschaftsausschuss mehrheitlich empfehlend beschlossenen Antrag der CDU, SPD und 
FDP soll der Umlagesatz auf 15,30 % festgesetzt werden. Vor diesem Hintergrund wird 
den Einwendungen der Mitgliedskörperschaften teilweise entsprochen.  

2. Nach der Einbringung des Nachtragshaushaltes 2023 ist das NKF-CUIG verabschiedet 
worden und in Kraft getreten. Der LVR hat daraufhin im Veränderungsnachweisverfahren 
die einschlägigen Gesetzesregelungen in der Nachtragshaushaltsplanung 2023 
angewendet. Der Forderung der Mitgliedskörperschaften, im LVR-Nachtragshaushalt 2023 
eine Isolierung der ukrainekriegsbedingten Belastungen gemäß dem NKF-CUIG 
einzuplanen, wird für die Aufwendungen entsprochen, für die es seitens des Landes NRW 
oder des Bundes keinen Belastungsausgleich gibt. 

3. Durch die Absenkung des Umlagesatzes auf 15,30 % wird ein planmäßiger Fehlbetrag 
von rund 15,7 Mio. Euro ausgewiesen, der durch eine entsprechende Inanspruchnahme 
der Ausgleichsrücklage gedeckt werden soll. Der Forderung der Mitgliedskörperschaften, 
im LVR-Nachtragshaushalt 2023 eine Inanspruchnahme der Ausgleichsrücklage 
einzuplanen, wird damit entsprochen. 

4. Der Forderung der Mitgliedskörperschaften, die Umlagesätze in der mittelfristigen 
Ergebnis- und Finanzplanung anzupassen, wird entsprochen.
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Punkt 3.2
Sachanträge zum Nachtragshaushalt

Punkt 3.2.1
Antrag Nachtragshaushalt 2023
Antrag Nr. 15/76/1 GRÜNE

Die Landschaftsversammlung lehnt den Antrag Nr. 15/76/1 mehrheitlich mit den 
Stimmen von CDU, SPD, FDP und DIE LINKE. gegen die Stimmen von Bündnis 
90/DIE GRÜNEN und der Gruppe FREIE WÄHLER bei Enthaltung der AfD und Die 
FRAKTION ohne Aussprache ab.

Punkt 3.2.2
Senkung der Landschaftsumlage auf 14,8%
Antrag Nr. 15/86 AfD

Die Landschaftsversammlung lehnt den Antrag Nr. 15/86 mehrheitlich mit den 
Stimmen von CDU, SPD, Bündnis 90/DIE GRÜNEN, FDP, DIE LINKE., Die 
FRAKTION und der Gruppe FREIE WÄHLER gegen die Stimmen der AfD ohne 
Aussprache ab.

Punkt 3.2.3
Senkung der Landschaftsumlage auf 15,15%
Antrag Nr. 15/96 Die FRAKTION

Die Landschaftsversammlung lehnt den Antrag Nr. 15/96 mehrheitlich mit den 
Stimmen von CDU, SPD, FDP, DIE LINKE. und der Gruppe FREIE WÄHLER gegen 
die Stimmen von Bündnis 90/DIE GRÜNEN und Die FRAKTION bei Enthaltung 
der AfD ohne Aussprache ab.

Punkt 3.2.4
Änderung Umlagesatz für den Haushalt 2023
Antrag Nr. 15/97 CDU, SPD, FDP

Die Landschaftsversammlung hat den Antrag Nr. 15/97 mehrheitlich mit den Stimmen 
von CDU, SPD, Bündnis 90/DIE GRÜNEN, FDP, und der Gruppe FREIE WÄHLER 
gegen die Stimmen von DIE LINKE. und DIE FRAKTION bei Enthaltung der AfD 
ohne Aussprache beschlossen.

Punkt 3.3
Nachtragssatzung des LVR mit Nachtragshaushalt und sonstigen Anlagen für 
das Jahr 2023
Vorlage Nr. 15/1584/1

Die Landschaftsversammlung fasst ohne Aussprache mehrheitlich mit den Stimmen 
von CDU, SPD, Bündnis 90/DIE GRÜNEN, FDP und der Gruppe FREIE WÄHLER 
gegen die Stimmen von DIE LINKE. und Die FRAKTION bei Enthaltung der AfD 
folgenden Beschluss:
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Der Nachtragssatzung des Haushaltsjahres 2023 einschließlich Nachtragshaushalt, 
Schlussveränderungsnachweis und Anlagen wird gemäß Ergänzungsvorlage Nr. 
15/1584/1 zugestimmt.

Die Vorsitzende unterbricht die Sitzung um 11:44 Uhr.

Punkt 4
Fortsetzung des ursprünglichen Top 3 "Umbesetzung in Ausschüssen"

Der ursprüngliche TOP 3 (Umbesetzung in den Ausschüssen) wird um 12:09 Uhr 
fortgesetzt.

Punkt 4.1
Umbesetzung in Ausschüssen
Antrag Nr. 15/90 CDU

Die Abstimmung über den Antrag Nr. 15/90 erfolgt in geheimer gebundener Einzelwahl.

Die Landschaftsversammlung stimmt folgenden Umbesetzungen mehrheitlich mit 95 Ja-
Stimmen bei 5 Nein-Stimmen zu:

Ausschuss für Digitale Entwicklung und Mobilität: (ordentliches Mitglied) 

Besetzung (alt): Pavle Madzirov  
Besetzung (neu): Dr. Christiane Leonards-Schippers

Krankenhausausschuss 2: (ordentliches Mitglied)

Besetzung (alt): Pavle Madzirov
Besetzung (neu): Peter Labouvie

Schulausschuss: (ordentliches Mitglied)

Besetzung (alt): Pavle Madzirov
Besetzung (neu): Peter Labouvie

Krankenhausausschuss 3: (stellvertretendes Mitglied)

Besetzung (alt): Pavle Madzirov
Besetzung (neu): Peter Labouvie

Sozialausschuss: (stellvertretendes Mitglied)

Besetzung (alt): Pavle Madzirov
Besetzung (neu): Peter Labouvie
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Punkt 4.2
Umbesetzung von Gremien
Antrag Nr. 15/69/2 AfD

Die Abstimmung über den Antrag Nr. 15/69/2 erfolgt in geheimer Einzelwahl.

Die Landschaftsversammlung stimmt folgender Umbesetzung mehrheitlich mit 49 Ja-
Stimmen bei 33 Nein-Stimmen, 13 Enthaltungen und 2 ungültigen Stimmen zu:

Ordentliches Mitglied Landschaftsausschuss:

Besetzung alt: Prof. Dr. Ralf Bommermann

Besetzung neu: Yannick Noe

Die Landschaftsversammlung stimmt folgender Umbesetzung mehrheitlich mit 39 Ja-
Stimmen bei 30 Nein-Stimmen und 9 Enthaltungen zu:

Stellvertretendes Mitglied Landschaftsausschuss:

Besetzung alt: Dr. Hartmut Beucker

Besetzung neu: Ralf Dick

Hinweis: Es handelt sich hierbei um die Wiederholung der Wahl, da die erste für ungültig 
erklärt werden musste.

Die Landschaftsversammlung stimmt folgender Umbesetzung mehrheitlich mit 56 Ja-
Stimmen bei 26 Nein-Stimmen, 14 Enthaltungen und 1 ungültigen Stimme zu:

Stellvertretendes Mitglied Bau- und Vergabeausschuss:

Besetzung alt: Ernst Brokbals*

Besetzung neu: Peter Morawietz *

Die Landschaftsversammlung stimmt folgender Umbesetzung mehrheitlich mit 58 Ja-
Stimmen bei 22 Nein-Stimmen, 15 Enthaltungen und 2 ungültigen Stimmen zu:

Stellvertretendes Mitglied Kulturausschuss:

Besetzung alt: Thomas M. Kunze

Besetzung neu: Renate Zillessen *
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Die Landschaftsversammlung lehnt folgende Umbesetzung mehrheitlich mit  87 Nein-
Stimmen bei 7 Ja-Stimmen und 3 ungültigen Stimmen ab:

Stellvertretendes Mitglied Finanz- und Wirtschaftsausschuss:

Besetzung alt: Yannick Noe

Besetzung neu: Markus Wiener *

Die Landschaftsversammlung lehnt folgende Umbesetzung mehrheitlich mit 85 Nein-
Stimmen bei 9 Ja-Stimmen, 1 Enthaltung und 1 ungültigen Stimme ab:

Stellvertretendes Mitglied Betriebsausschuss LVR-Jugendhilfe Rheinland:

Besetzung alt: Yannick Noe

Besetzung neu: Nathalie Bleck *

Die Landschaftsversammlung lehnt folgende Umbesetzung mehrheitlich mit 85 Nein-
Stimmen bei 8 Ja-Stimmen, 1 Enthaltung und 3 ungültigen Stimmen ab:

Stellvertretendes Mitglied Ausschuss für Digitale Entwicklung und Mobilität:

Besetzung alt: Yannick Noe

Besetzung neu: Irmhild Boßdorf *

Die Landschaftsversammlung stimmt folgender Umbesetzung mehrheitlich mit 55 Ja-
Stimmen bei 25 Nein-Stimmen, 14 Enthaltungen und 3 ungültigen Stimmen zu:

Stellvertretendes Mitglied Ausschuss für Digitale Entwicklung und Mobilität:

Besetzung alt: Michael Nietsch

Besetzung neu: Thomas Frings*

Die Landschaftsversammlung stimmt folgender Umbesetzung mehrheitlich mit 57 Ja-
Stimmen bei 24 Nein-Stimmen, 15 Enthaltungen und 1 ungültigen Stimme zu:

Stellvertretendes Mitglied Rechnungsprüfungsausschuss:

Besetzung alt: Dr. Hartmut Beucker

Besetzung neu: Ralf Dick
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Die Landschaftsversammlung lehnt folgende Umbesetzung mehrheitlich mit  87 Nein-
Stimmen bei 7 Ja-Stimmen und 3 ungültigen Stimmen ab:

Stellvertretendes Mitglied Finanz- und Wirtschaftsausschuss:

Besetzung alt: Yannick Noe

Besetzung neu: Markus Wiener *

Die Landschaftsversammlung lehnt folgende Umbesetzung mehrheitlich mit 85 Nein-
Stimmen bei 9 Ja-Stimmen, 1 Enthaltung und 1 ungültigen Stimme ab:

Stellvertretendes Mitglied Betriebsausschuss LVR-Jugendhilfe Rheinland:

Besetzung alt: Yannick Noe

Besetzung neu: Nathalie Bleck *

Die Landschaftsversammlung lehnt folgende Umbesetzung mehrheitlich mit 85 Nein-
Stimmen bei 8 Ja-Stimmen, 1 Enthaltung und 3 ungültigen Stimmen ab:

Stellvertretendes Mitglied Ausschuss für Digitale Entwicklung und Mobilität:

Besetzung alt: Yannick Noe

Besetzung neu: Irmhild Boßdorf *

Die Landschaftsversammlung stimmt folgender Umbesetzung mehrheitlich mit 55 Ja-
Stimmen bei 25 Nein-Stimmen, 14 Enthaltungen und 3 ungültigen Stimmen zu:

Stellvertretendes Mitglied Ausschuss für Digitale Entwicklung und Mobilität:

Besetzung alt: Michael Nietsch

Besetzung neu: Thomas Frings*

Die Landschaftsversammlung stimmt folgender Umbesetzung mehrheitlich mit 57 Ja-
Stimmen bei 24 Nein-Stimmen, 15 Enthaltungen und 1 ungültigen Stimme zu:

Stellvertretendes Mitglied Rechnungsprüfungsausschuss:

Besetzung alt: Dr. Hartmut Beucker

Besetzung neu: Ralf Dick

- 13 -

Die Landschaftsversammlung stimmt folgender Umbesetzung mehrheitlich mit 55 Ja-
Stimmen bei 25 Nein-Stimmen, 13 Enthaltungen und 4 ungültigen Stimmen zu:

Stellvertretendes Mitglied Ausschuss für Personal und allgemeine Verwaltung:

Besetzung alt: Dr. Hartmut Beucker

Besetzung neu: Edgar Lenzen*

Die Landschaftsversammlung stimmt folgender Umbesetzung mehrheitlich mit 57 Ja-
Stimmen bei 23 Nein-Stimmen, 15 Enthaltungen und 2 ungültigen Stimmen zu:

Stellvertretendes Mitglied Sozialausschuss:

Besetzung alt: Jens Schmitz

Besetzung neu: Alexander Schaary

Die Landschaftsversammlung stimmt folgender Umbesetzung mehrheitlich mit 53 Ja-
Stimmen bei 30 Nein-Stimmen, 13 Enthaltungen und 1 ungültigen Stimme zu:

Stellvertretendes Mitglied Krankenhausausschuss 1:

Besetzung alt: Ralf Dick

Besetzung neu: Gerald Christ*

Die Landschaftsversammlung stimmt folgender Umbesetzung mehrheitlich mit 57 Ja-
Stimmen bei 23 Nein-Stimmen, 16 Enthaltungen und 1 ungültigen Stimme zu:

Stellvertretendes Mitglied Krankenhausausschuss 2:

Besetzung alt: Jens Schmitz

Besetzung neu: Alexander Schaary
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Die Landschaftsversammlung stimmt folgender Umbesetzung mehrheitlich mit 52 Ja-
Stimmen bei 24 Nein-Stimmen, 16 Enthaltungen und 5 ungültigen Stimmen zu:

Ordentliches Mitglied Krankenhausausschuss 4:

Besetzung alt: Jens Schmitz

Besetzung neu: Alexander Schaary

* Sachkundige Bürger*innen

Punkt 4.3
Umbesetzungen in Ausschüssen
Antrag Nr. 15/98 Die Linke.

Die Abstimmung über den Antrag Nr. 15/98 erfolgt in geheimer gebundener Einzelwahl.

Die Landschaftsversammlung stimmt folgenden Umbesetzungen mehrheitlich mit 66 Ja-
Stimmen bei 8 Nein-Stimmen und 4 Enthaltungen zu:

Kulturausschuss (ordentliches Mitglied):

Besetzung (bislang):      Hans Jürgen Zierus 
Besetzung (neu):          Peter Klein

Kulturausschuss (stellvertretendes Mitglied):

Besetzung (bislang):      Peter Klein 
Besetzung (neu):          Hans Jürgen Zierus

Personalausschuss (ordentliches Mitglied):

Besetzung (bislang):      Larissa Basten 
Besetzung (neu):          Hans Jürgen Zierus

Personalausschuss (stellvertretendes Mitglied):

Besetzung (bislang):     Hans Jürgen Zierus 
Besetzung (neu):          Larissa Basten

Punkt 4.4
Umbesetzung in Gremien
Antrag Nr. 15/100 AfD

Die Abstimmung über den Antrag Nr. 15/100 erfolgt in geheimer Einzelwahl.
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Die Landschaftsversammlung stimmt folgender Umbesetzung mehrheitlich mit 52 Ja-
Stimmen bei 24 Nein-Stimmen, 16 Enthaltungen und 5 ungültigen Stimmen zu:

Ordentliches Mitglied Krankenhausausschuss 4:

Besetzung alt: Jens Schmitz

Besetzung neu: Alexander Schaary

* Sachkundige Bürger*innen

Punkt 4.3
Umbesetzungen in Ausschüssen
Antrag Nr. 15/98 Die Linke.

Die Abstimmung über den Antrag Nr. 15/98 erfolgt in geheimer gebundener Einzelwahl.

Die Landschaftsversammlung stimmt folgenden Umbesetzungen mehrheitlich mit 66 Ja-
Stimmen bei 8 Nein-Stimmen und 4 Enthaltungen zu:

Kulturausschuss (ordentliches Mitglied):

Besetzung (bislang):      Hans Jürgen Zierus 
Besetzung (neu):          Peter Klein

Kulturausschuss (stellvertretendes Mitglied):

Besetzung (bislang):      Peter Klein 
Besetzung (neu):          Hans Jürgen Zierus

Personalausschuss (ordentliches Mitglied):

Besetzung (bislang):      Larissa Basten 
Besetzung (neu):          Hans Jürgen Zierus

Personalausschuss (stellvertretendes Mitglied):

Besetzung (bislang):     Hans Jürgen Zierus 
Besetzung (neu):          Larissa Basten

Punkt 4.4
Umbesetzung in Gremien
Antrag Nr. 15/100 AfD

Die Abstimmung über den Antrag Nr. 15/100 erfolgt in geheimer Einzelwahl.

- 15 -

Die Landschaftsversammlung stimmt folgender Umbesetzung mehrheitlich mit 38 Ja-
Stimmen bei 26 Nein-Stimmen, 12 Enthaltungen und 1 ungültigen Stimme zu:

Stellvertretendes Mitglied Landesjugendhilfeausschuss:

alt: Edgar Lenzen (sachkundiger Bürger)
neu: Edgar Lenzen (Mitglied der Landschaftsversammlung)

Die Landschaftsversammlung stimmt folgender Umbesetzung mehrheitlich mit 37 Ja-
Stimmen bei 27 Nein-Stimmen, 12 Enthaltungen und 1 ungültigen Stimme zu:

Ordentliches Mitglied Ausschuss für LVR-Verbund Heilpädagogischer Hilfen:

alt: Edgar Lenzen (sachkundiger Bürger)
neu: Edgar Lenzen (Mitglied der Landschaftsversammlung)

Die Landschaftsversammlung stimmt folgender Umbesetzung mehrheitlich mit 37 Ja-
Stimmen bei 29 Nein-Stimmen, 10 Enthaltungen und 1 ungültigen Stimme zu:

Ordentliches Mitglied Betriebsausschuss LVR-Jugendhilfe Rheinland:

alt: Edgar Lenzen (sachkundiger Bürger)
neu: Edgar Lenzen (Mitglied der Landschaftsversammlung)

Punkt 4.5
Umbesetzung in Gremien
Antrag Nr. 15/101 Die FRAKTION

Die Abstimmung über den Antrag Nr. 15/101 erfolgt in geheimer gebundener Einzelwahl.

Die Landschaftsversammlung stimmt folgenden Umbesetzungen mehrheitlich mit 66 Ja-
Stimmen bei 7 Nein-Stimmen, 4 Enthaltungen und 1 ungültigen Stimme zu:

Ausschuss für den LVR-Verbund Heilpädagogischer Hilfen: (Ordentliches Mitglied)

Besetzung (alt): Aaron von Kruedener
Besetzung (neu) Ulas Sazi Zabci*

Ausschuss für den LVR-Verbund Heilpädagogischer Hilfen: (Stellvertretendes 
Mitglied)

Besetzung (alt): Andreas Altefrohne*
Besetzung (neu): Riccarda Aldenhoven*

Betriebsausschuss LVR-Jugendhilfe Rheinland: (Ordentliches Mitglied)

Besetzung (alt): Ulas Sazi Zabci* 
Besetzung (neu): Carsten Thiel
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Betriebsausschuss LVR-Jugendhilfe Rheinland: (Stellvertretendes Mitglied)

Besetzung (alt): Aaron von Kruedener 
Besetzung (neu): Catharina Thiel*

Betriebsausschuss LVR-Jugendhilfe Rheinland: (Stellvertretendes Mitglied)

Besetzung (alt): Petra Winkel* 
Besetzung (neu): Sabine Oertel*

Ausschuss für Personal und allgemeine Verwaltung: (Ordentliches Mitglied)

Besetzung (alt): Simon König*
Besetzung (neu): Aaron von Kruedener

Ausschuss für Personal und allgemeine Verwaltung: (Stellvertretendes Mitglied)

Besetzung (alt): Carsten Thiel
Besetzung (neu): Andreas Altefrohne*

Ausschuss für Personal und allgemeine Verwaltung: (Stellvertretendes Mitglied)

Besetzung (alt): Sabine Oertel*
Besetzung (neu): Ulas Sazi Zabci*

Gesundheitsausschuss: (Stellvertretendes Mitglied)

Besetzung (alt): Riccarda Aldenhoven*
Besetzung (neu): Tobias Schroeder*

*Sachkundige Bürger*innen

Punkt 5
Fragen und Anfragen

Es liegen keine Fragen oder Anfragen vor.

Punkt 6
Verschiedenes

Es liegen keine Wortbeiträge vor.

Hinweis: Die wörtlichen Ausführungen enthält der stenografische Bericht.

Köln, 28.06.2023 

Die Vorsitzende 

H e n k - H o l l s t e i n

Köln, 20.06.2023  

Die Direktorin des Landschaftsverbandes 
Rheinland 

L u b e k



LVR Landschaftsverband Rheinland

Kennedy-Ufer 2, 50679 Köln,

Tel 0221 809-2777, Fax 0221 809-3307

www.lvr.de

http://www.lvr.de
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